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Editorial 



Die ersten Reaktionen auf das in dieser Ausgabe vollständig veröffentlichte „Bülow -Papier” zeugten - wie nicht anders zu 
erwarten — von einer gereizten, ja sogar hysterischen Atmosphäre, die sich in Bonn offenbar immer dann aufbaut und ent- 
lädt, wenn jemand an den scheinbar so festgefügten Fundamenten der bundesrepublikanischen Nachkriegspolitik rüttelt. Der 
SPD-Sicherheitsexperte von Bülow hat in einer von Realismus geprägten, die Sicherheitsbedürfnisse der westdeutschen Be- 
völkerung berücksichtigenden Studie versucht, verteidigungspolitische Schritte aufzuzeigen, die als visionäres Fernziel haben, 
daß Amerikaner und Sowjets bis zur Jahrtausendwende ihre Truppen aus Mitteleuropa abziehen. Dies ist nicht mehr und nicht 
weniger als die Absage an die Politik der bedingungslosen Westintegration der BRD, die - zum Glaubensbekenntnis der eta- 
blierten Bonner Parteien erhoben - spätestens seit der Wiederbewaffnung und Einbindung der Bundeswehr in den westlichen 
Militärblock geradezu Existenzbedingung aller „staatstragenden” Parteien wurde. 

Mit seiner Analyse hat der ehemalige Staatssekretär im Verteidigungsministerium als Kenner der militärstrategischen Ände- 
rungen in der Weltmachpolitik der USA sich bewußt an den machtpolitisch vorgegebenen Rahmen gehalten. Bis in die Formu- 
lierungen hinein hält sich sein Papier an Argumentationsstränge, wie sie die Block- und Militärlogik gebietet. Fast peinlich 
scheint von Bülow darum bemüht , die politischen Rahmenbedingungen, unter denen sich eine Umstellung auf strikte Defen- 
sivverteidigung und ein schrittweiser Rückzug der Supermächte aus Europa verwirklichen ließe, aus seinen Überlegungen aus- 
zuklammem. Und dennoch: das Papier weist in seiner Geamtheit einen Weg, der zu einer qualitativ anderen deutschen und 
europäischen Politik führt. 

Daß dies die Atlantiker innerhalb und außerhalb der SPD f htig verstanden haben, läßt sich an den ersten Stellungnahmen, 
die auch aus den Reihen der Sozialdemokraten von offener Ablehnung bis verschämt verklausulierter Solidarität reichen, deut- 
lich erkennen. Nicht die militärtaktischen und -strategischen Fragen, die von Bülows Vorlage für den sicherheitspolitischen 
Arbeitskreis der SPD zur Diskussion stellten, wurden Gegenstand der Debatte, sondern das Gespenst des deutschen „Neutra- 
lismus” schien wieder einmal die ängstlichen Gemüter der Bonner Politik verschreckt zu haben. 

So gesehen wird die Schwäche des Bülow-Papiers, die politischen Rahmenbedingungen, unter denen sich ein blockfreies, 
unabhängiges Deutschland erreichen ließe, nicht aufgegriffen zu haben, gerade zu seiner Stärke: Zukünftig wird kein Vertei- 
digungspolitiker vernünftige verteidigungspolitische Vorschläge, wie den, die Bundeswehr zu einer strukturellen Nichtangriffs- 
fähigkeit zu entwickeln, machen können, ohne sich der Beschränkungen bewußt zu sein, die die US-Hegemonialpolitik einer 
auch nur im Ansatz eigenständigen deutschen oder europäischen Politik diktiert. 

Herbert Ammon, den wir um einen Kommentar zu Bülows Thesenpapier baten, rückt die Frage nach einer Lösung des 
„machtpolitisch-völkerrechtlichen Geflechts der antagonistischen Doppelhegemonie der Weltmächte in Europa” ins Zen- 
trum seiner Kritik. In der von Ammon und Schweisfurth verfaßten Denkschrift, deren zukunftsweisenden und programma- 
tischen zweiten Teil wir in dieser Ausgabe nachdrucken, wird die Losung der Deutschen Frage als Schlüssel für eine europäi- 
sche Friedensordnung erkannt. 

Lothar Penz’ Studie „Strategische Bedingungen alternativer Verteidigung” bringt das Mißfallen oppositioneller Militär- 
kreise an der gegenwärtigen Verteidigungspolitik der Bundesrepublik und der sie bestimmenden NATO-Doktrinen auf einen 
Nenner. Penz setzt als Oberstleutnant der Reserve auf eine erneuerte NATO, in der der Spielraum deutscher und europäischer 
Interessenpolitik vergrößert, die macht- und militärpolitischen Ambitionen der westlichen Supermacht dagegen auf das not- 
wendigste beschränkt werden. 

Penz greift die Kennedy-Formel von der Zweiteilung des Bündnisses auf und zeichnet als Endziel ein von den Supermäch- 
ten emanzipiertes Europa als eigenständige Großmacht. Im liier abgedruckten ersten Teil seiner Studie wird die geostrategi- 
sche Lage Deutschlands und Europas analysiert, im zweiten Teil, den wir in der nächsten Ausgabe veröffentlichen werden, 
vergleicht Penz verschiedene alternative Verteidigungskonzepte und entwickelt selbst - in enger Anlehnung an Ahfeld — ein 
Modell der raumbezogenen, konventionellen Verteidigung, in der die Strukturen der Streitkräfte schrittweise den Charakter 
milizartiger Volksverteidigung annehmen sollen. Wir .halten diesen Beitrag vor allem deshalb für wichtig - auch wenn wir die 
mit diesem Konzept verbundenen Gefahren einer stärkeren Militarisierung der Gesellschaft nicht übersehen — , weil hier eine 
in Militärkreisen möglicherweise konsensfähige Alternative zur Option der atomaren Selbstvemichtung des deutschen Volkes 
entwickelt wurde. 

Es bleibt zu hoffen, daß über die Verteidigungsdebatte auch das Tabuthema „Neutralismus” neu belebt wird. Die SPD 
hat die Chance, an ihre gesamtdeutschen und pazifistischen Traditionen anzuknüpfen und den Mehrheitswillen der Deutschen 
im geteilten Deutschland zu artikulieren. Das Bülow-Papier bietet einen ersten Ansatz zur Diskussion, die in dieser Ausgabe 
abgedruckte Friedensdenkschrift ein realistisches Konzept. 
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Andere über uns 





Im Mai dieses Jahres führte die größte arabische Wochen- 
zeitung, AI-Moukif al - Arabi, ein Interview mit den Heraus- 
gebern dieser Zeitung, Siegfried Bublies und Karl ilöffkes. 
Beide erhielten und nutzten die Möglichkeit, Millionen 
arabischen Lesern die friedensgefährdende Dimension der 
Spaltung Deutschlands darzustellen. Bublies erläuterte die 
politische, militärische und wirtschaftliche Abhängigkeit 
der deutschen Teilstaaten von den rivalisierenden Super- 
mächten USA und UdSSR und warb um Verständnis und 
Unterstützung für den Wunsch der Deutschen nach Einheit 
und Unabhängigkeit. Hoffkes verwies auf die sehr ähnlichen 
Probleme im arabischen Raum, wo die Teilung der arabi- 
schen Nation bis heute nur im Interesse der imperialisti- 
schen Mächte aufrechterhalten wird und sprach die Hoff- 
nung aus, daß Araber und Deutsche ihre jeweilige geopoli- 
tische Schlüsselstellung erkennen und im Sinne des Selbst- 
bestimmungsrechts der Völker nutzen mögen. 

Nach ihrem Verhältnis zu Israel befragt, sprachen sich 
die WIR SELBST-Herausgeber klar gegen jede wirtschaft- 
liche und verdeckte militärische Unterstützung des israeli- 
schen Militärstaates aus und setzten sich vorbehaltlos für 
das Heimatrecht der Palästinenser ein. Scham und Trauer 
über die Verbrechen, die Deutsche während der Nazizeit 
an Juden begangen haben dürften heute nicht dazu führen, 
über die Verbrechen der Israelis an Arabern zu schweigen 
und damit erneut Schuld auf sich zu laden. 



Arno Klönne 

m i in irkr kontroversen zu 

/— /til livJV deutschen Fragen 

zur Nation? 

Die Bundesrepublik erlebt 
einen Bewußtseinswandel. 
Anzeichen für eine Abkehr 
von »westlichen« Leitbil- 
dern mehren sich. Es geht 
vielen um die mögliche 
Wiedergewinnung einer 
spezifisch deutschen politi- 
schen Kultur. Gegensätz- 
liche Strömungen wie »Neue 
Rechte« und die »neuen 
sozialen Bewegungen« 
treffen sich in ihrer Kritik 
an der Industriegesellschaft, am Aufklärungsdenken, am 
Identitätsverlust. 

Verhilft der Rückgriff auf »nationale Werte« uns 
Deutschen zu neuer Identität? Arno Klönne umreißt 
Hintergründe und Risiken dieses Denkens. 

Aus dem Inhalt: Die unbewältigte deutsche 
Vergangenheit nach 1945 / Hinwendung zur 
deutschen Frage / Rechts wie Links: Suche 
nach nationaler Identität? / Erinnerung an eine 
»deutsche Bewegung« / Mehrdeutigkeiten 
der Kritik am Sozialstaat / Gemeinschaft gegen 
Gesellschaft? / Die Furcht vor der Über- 
fremdung / Deutsches Politikverständnis und 
die westliche Welt /Nation als Imperativ? 

»Der Autor warnt die demokratische Linke 
davor, sich von »Rechtskräften« vereinnahmen 
zu lassen. Klönnes Buch ist eine überzeugende 
Kritik an jeglicher Form der Deutschtümelei. 
»Zurück zur Nation« - das ist für Klönne ein 
Irrweg, kein Königsweg.« 

Sender Freies Berlin 
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1961 - Amerikaner und Sowjets stehen sich 
in Berlin schußbereit gegenüber: Die Gefahr 
einer nuklearen Auseinandersetzung der Su- 
permächte auf deutschem Boden ist seitdem 
noch gewachsen 



Zu den Erstunterzeichnem dieser Denkschrift gehören: Manuel Aiclier (Gustav-Heinemann-Initiative); Herbert Ammon (StR) 
Gert Bastian (MdB): Prof. Joseph Beuys (Bildhauer); Karola Bloch; William Bonn (Politiker); Dr. Peter Brandt (Historiker); 
Walter Grunwald (AL); Sarah llaffner (Schriftstellerin); Eckard Holler (Lehrer); Dr. Henning Labitzke (SPD); Dr. Peter Lapp 
(Redakteur); Prof. Dr. H. Mynarek (Religionswissenschaftler); Wolf Schenke (Publizist); Heinrich Schinnbeck (PEN-Zentrum 
BRD), Dr. Theodor Schweisfurth (SPD); Rolf Stolz ( Die Grünen); Johannes Stüttgen (Die Grünen); Dr. Wolfgang Venohr 
(Chefredakteur); Birgit Voigt (Die Grünen); Dr. Martin Walser (Schriftsteller); Richard Sperber (Publizist) 

Wir danken Herrn Dr. Mechtersheimer vom Informationsbüro liir Friedenspolitik für die Abdruckgenehmigung und weisen 
darauf hin, daß die vollständige Denkschrift über den wir selbst-Buchdienst bezogen werden kann. 

Denkschrift 



„Friedensvertrag — Deutsche Konföderation — 
Europäisches Sicherheitssystem“ 

(Auszug) 



5 Elemente 

einer realen europäischen Friedensordnung 

5.1 Der Friedensvertrag mit Deutschland 

Wir halten den Abschluß des Friedensvertrages mit den Sie- 
germächten des Zweiten Weltkriegs im Interesse des euro- 
päischen Friedens und der deutschen Einheit für unentbehr- 
lich. 



Gegen diese Einforderung des deutschen Friedensver- 
trages wird eine Reihe von Argumenten vorgetragen, die 
sämtlich nicht stichhaltig sind: 

das Argument, ein Friedensvertrag zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt ratifiziere nur den Status quo der Teilung. Das 
Gegenteil ist der Fall: Das weitere Hinausschieben des Frie- 
densvertrages ratifiziert faktisch den Status quo der Tei- 
lung, ohne aber die o.g. statusbedingten Einzel fragen zu 
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lösen. Erst eine Friedensvertragspolitik macht es überhaupt 
möglich, den Status quo der Teilung durch Verhandlungen 
zwischen beiden deutschen Staaten zu überwinden. Erst 
eine Friedensvertragspolitik ermöglicht die Bildung einer 
deutschen Konföderation, als Völkerrechtssubjekt einer- 
seits. als eine neue politische Qualität andererseits. 

das Argument, ein Friedensvertrag sei durch die „West- 
verträge“ und die „Normalisierungsverträge“ mit dem Osten 
sowie der KSZE-Schlußakte funktional überholt. Der Hin- 
weis auf die KSZE-Sclilußakte scheidet schon deshalb aus, 
weil es sich hier nicht um ein völkerrechtliches Instrument 
handelt; zudem betrifft sie inhaltlich nicht spezifisch deut- 
sche Angelegenheiten. 

- das Argument, man wisse nicht, wer auf deutscher Seite 
überhaupt Partner des Friedensvertrages sein solle, da weder 
die DDR noch die Bundesrepublik sich mit den Siegennäch- 
ten im Knegszustand befunden hätten. Wir sehen in diesem 
Einwand ein formalistisches Ausweichen vor der Problem- 
stellung. Wir halten eine Formulierung noch heute für ver- 
wendbar, die die Sowjetunion in ihrem Friedensvertragsent- 
wurf vom 10. Januar 1959 vorgeschlagen hat: Der Friedens- 
vertrag kann abgeschlossen werden durch „die verbündeten 
und vereinigten Mächte einerseits und Deutschland, gegen- 
wärtig vertreten durch die Deutsche Demokratische Repu- 
blik und die Bundesrepublik Deutschland 1 (odeT - falls 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Friedensvertrags 
eine deutsche Konföderation gebildet sein wird — durch die 
deutsche Konföderation sowie durch die Deutsche Demo- 
kratische Republik und die Bundesrepublik Deutschland) 
andererseits“. 2 

Wie dann die staatsrechtliche und völkerrechtliche Pro- 
blematik wissenschaftlich aufgeschlüsselt wird (Kontinuität 
und Diskontinuität des Deutschen Reiches, seine Hand- 
lungsfähigkeit, Identität oder Rechtsnachfolge), ist eine 
zweitrangige Frage. Es kommt auf die praktisch-politische 
Verwendbarkeit dieser den deutschen Partner bezeichnen- 
den Formel an. Nicht zufällig wird im sowjetischen Entwurf 
die deutsche Konföderation als Vertragspartner genannt; 
die Konföderation als Vertragspartner wäre der politisch 
fruchtbare und rechtlich sich anbietende Kompromiß zur 
Überbrückung der kontroversen Auffassung über Fortbe- 
stand oder Untergang „Deutsclilands“ als Völkerrechts- 
subjekt. 

Ein deutscher Friedensvertrag müßte vorrangig folgende 
Punkte zum Gegenstand haben: 

- die Festlegung des militärischen Status Deutschlands, 

- den zeitlich genau fixierten Abzug aller fremden Trup- 
pen vom deutschen Territorium, 

- das zeitlich genau fixierte Ausscheiden beider deutscher 
Staaten aus NATO/WEU und Warschauer Pakt, 

- die Verpflichtung zur Umrüstung der deutschen Streit- 
kräfte auf Defensivwaffen; Rüstungsbeschränkungen be- 
züglich der für Offensivzwecke geeigneten Waffensyste- 
me. 

- den bedingungslosen Verzicht auf ABC -Waffen, 

die Verpflichtung der beiden deutschen Staaten zum 
Beitritt zu einer ABC-Waffen-freien Zone, 

- internationale Kontrolle zur Einhaltung der Rüstungs- 
bestimmungen, 

die Festlegung der Grenzen Deutsclilands nach Maßgabe 
des derzeit tatsächlich bestehenden Zustands, so daß ins- 
besondere das polnische Interesse an der Endgültigkeit 
der Grenze an Oder und Neiße befriedigt wird, 3 

- die Verpflichtung Deutsclilands, am Aufbau eines euro- 
päischen Sicherheitssystems mitzuwirken und diesem 
beizutreten, 

die Verpflichtung, keinerlei Militärbündnisse einzugehen. 



die sich gegen einen der Unterzeichnerstaaten des Ver- 
trages richten, 

— die Erklärung, daß die Verbündeten und Vereinigten 
Mächte die Weiterentwicklung der Beziehungen der 
beiden deutschen Staaten untereinander einschließlich 
der Frage einer eventuellen Wiedervereinigung als eine in- 
nere Angelegenheit des deutschen Volkes betrachten. 
Günstig wäre auch eine Formulierung im Sinne des Art. 
22 des sowjetischen Friedensvertragsentwurfs vom 
10. Januar 1959: 

„Die verbündeten und vereinten Mächte erkennen das 
Recht des deutschen Volkes auf Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands an und bringen ihre Bereitschaft 
zum Ausdruck, den beiden deutschen Staaten jegliche 
Unterstützung zur Erreichung dieses Zieles auf der 
Grundlage der Annäherung und Verständigung zwischen 
der Deutschen Demokratischen Republik und der Bun- 
desrepublik Deutschland zu gewähren. 

Beide deutschen Staaten, wie auch die verbündeten und 
vereinten Mächte, betrachten den vorliegenden Vertrag 
als einen wichtigen Beitrag zur Vereinigung Deutsch- 
lands, entsprechend den nationalen Hoffnungen des 
deutschen Volkes sowie den Interessen der Gewährlei- 
stung der Sicherheit in Europa und in der ganzen Welt. “ 

— eine Erklärung über die Erledigung aller Reparations- 
forderungen, 

— eine Verpflichtung der Hauptsiegermächte, eine Revision 
der Satzung der Vereinten Nationen einzuleiten mit dem 
Ziel der ersatzlosen Streichung der Art. 53 Abs. 2 u. 3 
und Abs. 2 und Art. 107 (Feindstaatenklauseln). 

5.2 Ein System kollektiver Sicherheit 
für Europa (SK.SE) 

Mit der hier definierten Forderung nach einem deutschen 
Friedensvertrag ziehen wir nur die Konsequenz aus der spe- 
zifischen Lage Deutschlands, mit der letztlich die Sicher- 
heitslage des gesamten Kontinents verknüpft ist. „Das Si- 
cherheitsbedürfnis der Völker im mitteleuropäischen Raum 
und die Lösung der Deutschlandfrage stehen in wechselseiti- 
ger Beziehung“, schrieb die FDP in ihrem „Deutschland- 
plan“ vom 20.3.1959. Dieser Satz ist prinzipiell noch im- 
mer zutreffend. 

Wie gesagt, betrachten wir einen paktfreien Status ganz 
Deutschlands (eine „Österreichisierung“ beider deutscher 
Staaten) durchaus als den eigenen Sicherheitsinteressen und 
denen unserer Nachbarn dienlich. Für Gesamteuropa bliebe 
die Lage jedoch unbefriedigend, wenn im übrigen die Mili- 
tärblöcke in ihrer Funktion als Hegemonialstrukturen beste- 
hen blieben. Eine europäische Friedensordnung ist nur mög- 
lich, wenn die Militärblöcke nicht nur durch den Austritt 
beider deutscher Staaten abgeschmolzen werden, sondern 
wenn sie gänzlich verschwinden. 

Wir sclilagen vor, daß die europäischen Staaten als Ge- 
samtheit Gebrauch machen sollten von der in der Satzung 
der Vereinten Nationen (Kap. VlU) vorgesehenen Möglich- 
keit der Einrichtung „regionaler Abmachungen“ zur Wah- 
rung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit. 
Anders als die derzeitigen Militärpakte würde eine solche 
„regionale“ Einrichtung den Sinn des Friedensgebots auf 
dem ganzen europäischen Kontinent erfüllen. 

Die Hauptfrage ist die der Beteiligung der USA und der 
Sowjetunion an einem solchen Sicherheitssystem. Es ließe 
sich die Ansicht vertreten, daß in einem regionalen System 
der internationalen Sicherheit nur die betreffenden Staaten 
zu beteiligen wären, die USA (und Kanada) also nicht; so 
wie im regionalen amerikanischen Sicherheitssystem, der 
„Organisation Amerikanischer Staaten“ nur die regionale 
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Großmacht USA Mitglied ist, ließe sich argumentieren, daß 
in einem europäischen System auch nur die regionale Groß- 
macht Sowjetunion zu beteiligen sei. Dies würde jedoch 
dem durch den Sieg 1945 den USA faktisch zukommenden 
Anspruch auf Mitwirkung am Aufbau und Mitbeteiligung 
an einer europäischen Friedensordnung widersprechen; und 
so wie die Staaten Mittel- und Südamerikas den amerikani- 
schen „bis stick“ fürchten, so würde die Furcht der Klein- 
und Mittelmächte Europas vor der russischen „dubinka“ 
(Knüppelchen) ihre Bereitschaft zur Ratifizierung einer 
SKSE ohne Beteiligung der USA nicht gerade fördern. Es 
müßte also eine Beteiligungsform der USA und der Sowjet- 
union gefunden werden, die eine Paralyse des Sicherheits- 
systems entsprechend dem - unrühmlichen - Erfahrungs- 
vorbild der Vereinten Nationen nach Möglichkeit aus- 
schließt. Dies wäre z.B. möglich durch eine bloße Garanten- 
stellung der beiden Großmächte oder, bei deren eventueller 
Vollmitgliedschaft, durch Nichteinräumung eines Veto- 
Rechts; die institutioneile Ungleichheit zwischen den Stän- 
digen Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates und den übrigen 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen dürfte in ein SKSE 
nicht übertragen werden. 

Eine SKSE sollte zum Zweck größtmöglicher Wirksam- 
keit und Attraktivität für die Völker Europas sich nicht auf 
die Organisierung der militärischen Sicherheit beschränken; 
nicht nur der „negative“ Frieden soll organisiert werden, 
vielmehr macht die Stärke eines Sicherheitssystems gerade 
die Organisierung des positiven Friedens aus. Erst durch in- 
tegrative Mittel ist eine wirkliche europäische Friedensord- 
nung zu schaffen. Ein SKSE sollte daher aus einem umfas- 
senden Vertragswerk bestehen, das etwa folgende Bereiche 
zu seinem Regelungsgegenstand hätte: 

einen Europäischen Sicherheitspakt, bestehend aus: 
Kapitel I: Verbot der Gewaltanwendung 

- Verpflichtung der Staaten, sich der Androhung oder An- 
wendung von Gewalt zu enthalten, 

- Verpflichtung zur friedlichen Streitbeilegung, 

- Grenzgarantien und Verpflichtung, keine gewaltsamen 
Grenzänderungen vorzunehmen, 

- Verbot der Unterstützung eines Angreifers und Ver- 
pflichtung zur Unterstützung des Angegriffenen, 

- Bestimmungen über die Überleitung der derzeitigen Pakt- 
mitgliedschaften in die Mitgliedschaft der SKSE, Auflö- 
sung von NATO, WEU und Warschauer Pakt sowie der 
bilateralen Beistandspakte 

Kapitel II: Rüstungsbeschränkungen und Rüstungskontrollen 

- zahlenmäßige Begrenzung der Truppenstärken, insbeson- 
dere der deutschen Streitkrätte (Übernahme der entspre- 
chenden Bestimmungen aus dem Friedensvertrag, 

- Abzug aller tremden Truppen vom Territorium europäi- 
scher Staaten, 

- Waffen- und Kriegsmittelbegrenzungen, z.B. Umrüstung 
bestimmter Mitgliedstaaten der SKSE auf reine Defensiv- 
waffen, Abbau der Nuklearwaffen, 

- Einrichtung von miütärischen Sicherheitszonen, z.B. 
durch Truppenverdünnung in Grenzgebieten v.a. jener 
Staaten, die weiterhin über Offensivwaffen verfügen, ins- 
besondere der Sowjetunion, 

- Verpflichtung zum Beitritt zu einem Vertrag über eine 
europäische atomwaffenfreie Zone (Sonderabkommen), 

- Sicherung vor Überraschungsangriffen: neben Truppen- 
verdünnung z.B. Kontroll- und Beobachtungsposten, Sa- 
tellitenüberwachung (Zuständigkeit beim SKSE-Rü- 
stungskontrollamt) 



Kapitel III: 

Einrichtung einer atomwaffenfreien Zone in Europa. 4 Als 
Modell kann liier der Vertrag von Tlatelolco vom 14. Fe- 
bruar 1967 herangezogen werden (mit Garantieerklärung 
der Atomwaffenstaaten, keine Atomwaffen gegen die Zone 
einzusetzen). 5 Verstärkung der bloßen Verhandlungspflicht 
der Kernwaffenstaaten nach Art. VI des Nichtverbreitungs- 
vertrages vom 1. Juli 1968 in eine Pflicht zur nuklearen Ab- 
rüstung. 

Kapitel IV: Die Institutionalisierung der SKSE 

Einsetzung 

- einer Europäischen Sicherheitskonferenz als Leitorgan, 
Zusammensetzung: Regierungschefs, Zuständigkeit: z.B. 
Beratung weiterer Rüstungskontrollmaßnahmen und Ab- 
rüstungsvorscldäge, Bestellung nachgeordneter Organe, 

- einer Konferenz der europäischen Verteidigungsminister, 

- einer Konferenz der europäischen Außenminister als re- 
gelmäßig tagendes Konsultationsorgan (z.B. halbjährig), 

- eines Rüstungskontrollamtes (Vorbild z.B. WEU), 

- einer Schiedskommission, 

- Unterwerfungserklärungen unter die obligatorische inter- 
nationale Gerichtsbarkeit, sei es des Internationalen Ge- 
richtshofs in Den Haag, sei es eines zu errichtenden 
SKSE-Gerichtshofs, 

- Errichtung eines Ständigen Europäischen Sicherheits- 
rates (ohne Veto-Rechte) 

Hinzu kämen: 

ein Europäisches Vertragswerk über die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, das ein Kooperationsabkommen zwi- 
schen EG, EFTA und RGW enthielte, 

ein Europäisches Vertragswerk über die kulturell-wissen- 
schaftliche Zusammenarbeit. 

5.3 Die Deutsche Konföderation 

Beide deutsche Staaten verdanken ihre Entstehung dem 
Macht- und Systemkonflikt der Siegermächte, die sich mit 
der Separation der Besatzungszonen über das Potsdamer 
Abkommen hinwegsetzten. Soweit Deutsche an der Krea- 
tion der beiden Oktrois beteiligt waren, handelten sie mehr- 
heitlich in der subjektiven Überzeugung, einerseits die poli- 
tische Olmmachtssituation zu überwinden, andererseits für 
das ganze Deutschland Verantwortung zu tragen. Dies gilt 
sowohl für die Volkskongreßbewegung (mit Teilnehmern 
aus allen vier Besatzungszonen), die zur Gründung der Deut- 
schen Demokratischen Republik (7.10.1949) führte, als 
auch für die Beratungen des Parlamentarischen Rates, der 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (23.5. 
1949) ausarbeitete. Im Bewußtsein, an einem Akt der Spal- 
tung der Nation tcilzunehmen, handelten die wenigsten. 

Vor diesem Hintergrund wurden die beiden Staaten — 
keineswegs nur zum Zweck der innenpolitischen Legitima- 
tion - mit dem Verfassungsanspruch ausgestattet, ganz 
Deutschland zu repräsentieren bzw. in absehbarer Zukunft 
wieder zu umfassen. Im Grundgesetz der Bundesrepublik, 
sowie in einschlägigen Entscheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts (vor allem im Urteil zum Grundlagenvertrag 
vom 31.7.1973) wird das Verfassungsgebot der nationalen 
Einheit aufrechterhalten. In der DDR existierte der Ein- 
heitsanspruch in den Verfassungen von 1949 und 1968 bis 
zur Verfassungsrevision im Jahre 1974. Erloschen ist der 
Gedanke der nationalen Einheit als politische Option auch 
in der DDR keineswegs - mit vordergründiger Ironie rea- 
gierten im Westen auf die Honecker-Rede im Februar 1981, 
welche die deutsche Einheit unter realsozialistischen Vor- 
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Den politischen Fakten der 
Nachkriegsara Rechnung ge- 
tragen — es ging um den Zu- 
sammenhalt der Nation im 
Zustand der staatlichen Tei- 
lung: Brandt und Stoph in 
Erfurt, 1970 




Zeichen als Zukunftsvision der SED emeut vor Augen stell- 
te, nur diejenigen, welche die deutsche Spaltung aus geisti- 
ger und moralischer Bequemlichkeit verinnerlicht haben, ln 
den 50er und 60er Jahren proklamierten die Regierungen 
beider Staaten den Willen zur Wiedervereinigung Deutsch- 
lands, aber diese Willensbekundungen entsprachen dem Ost- 
West-Konfliktschema und dienten daher objektiv dessen 
Verfestigung. Soweit sie nicht bloße Propaganda zur Absi- 
cherung der Blockintegration betrieben, verstanden beide 
Seiten unter Wiedervereinigung den Anschluß des einen 
Teilstaats an das System des anderen, zumindest aber eine 
entscheidende Umgestaltung der Verhältnisse nur im jeweils 
anderen Staat. Ein derartiger Anspruch stand von vorn- 
herein im Widerspruch zur Realität. Die illusorische Hoff- 
nung auf Systemeinverleibung scheint noch heute in jenen 
Sonntagsreden durch, in denen die Wiedererlangung der 
deutschen Einheit auf die Einigung Europas vertagt wird. 
Welchen politisch-sozialen Inhalt hat eine solche gesamt- 
europäische Zukunftsvision? Wie soll die östliche Hegemo- 
nialmacht Sowjetunion, die sich als europäische Macht be- 
greift, an ihrer Verwirklichung interessiert werden? Auf sol- 
che Fragen darf man keine Antwort erwarten. 

Die westdeutsche Ostpolitik der frühen 70er Jahre trug 
den politischen Fakten der Nachkriegsära erstmals weithin 
Rechnung. Es ging um den Zusammenhalt der Nation im 
Zustand der staatlichen Teilung, um die Vertiefung der Ge- 
meinsamkeiten in einer Übergangsphase. Das Vier-Mächte- 
Abkommen über Berlin von 1971 illustriert den Interims- 
charakter jener Politik, während der Grundlagenvertrag von 
1972 die Voraussetzungen für eine gemeinsame politische 
Zukunft eröffnete. Er basiert auf der wechselseitigen An- 
erkennung der Selbständigkeit der beiden deutschen Staa- 
ten, anerkennt indirekt die Realität der nationalen Frage 
und fixiert die Bereiche politischer Zusammenarbeit im In- 
teresse des Friedens und der Entwicklung gutnachbarlicher 
Beziehungen. 

Die Realität der 80er Jahre erfordert eine Politik, welche 
die Qualität der Beziehungen zwischen den beiden deut- 
schen Staaten über den Grundlagenvertrag hinaus auf eine 
neue Ebene hebt. Wir sehen diese Ebene in der Zusammen- 
arbeit beider deutscher Staaten in einer deutschen Konföde- 
ration. 

Ein solcher Schritt, synchronisiert und rechtlich gekop- 
pelt mit dem deutschen Friedensvertrag, wäre die konkrete 
Wahrnehmung und Erfüllung der von beiden Staaten zu- 



letzt wiederholt betonten gemeinsamen besonderen Frie- 
densverantwortung. Wenn von deutschem Boden nie wieder 
Krieg ausgehen soll, und wenn auf deutschem Boden nicht 
der letzte Krieg stattfinden soll, müssen die Verantwortli- 
chen in beiden deutschen Staaten ungeachtet der weiter be- 
stehenden Gegensätze den Mut und die Einsicht zum „na- 
tionalen Kompromiß“ aufbringen. 

Die Idee der Konföderation hat nichts mit Vorstellungen 
gemein, auf besonders subtile Weise die sozialökonomischen 
Verhältnisse der DDR an die der Bundesrepublik anzuglei- 
chen. Insbesondere die dann verstärkte wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit zwischen Ost- und Westdeutschland, zwi- 
schen Ost- und Westeuropa kann institutionell durchaus so 
konstruiert werden, daß sie die Wirtschaftsordnung des 
„realen Sozialismus“ nicht gefährdet. Abgesehen davon 
stellt sich durchaus die Frage, ob die DDR von der Einfüh- 
rung der Reisefreiheit nicht einen solchen Zuwachs an inne- 
rer Anerkennung erfahren würde, daß die Attraktivität der 
kapitalistischen Bundesrepublik - nicht nur angesichts der 
gegenwärtigen Massenarbeitslosigkeit - qualitativ gemindert 
würde. Politisch erfordert die Konföderation zugegebener- 
maßen von der SED eine gewisse Bereitschaft zum Risiko, 
enthielte für sie aber zugleich auch ganz neue Chancen der 
innerstaatlichen Legitimation einerseits, gesamtdeutscher 
Initiativen andererseits. 

Die Idee zur Bildung einer deutschen Konföderation ist 
nicht politischen Tagträumen („Sandkastenspiele“!) ent- 
sprungen. Verfassungsorgane der Bundesrepublik haben 
ebenso auf sie verwiesen, wie gewichtige politische Gremien 
in der DDR sie vorgeschlagen haben. Für unsere westdeut- 
schen Landsleute zitieren wir das Bundesverfassungsgericht 
aus seiner Entscheidung über den Grundlagenvertrag. Der 
Grundlagenvertrag „ist kein Teilungsvertrag, sondern ein 
Vertrag, der weder heute noch für die Zukunft ausschließt, 
daß die Bundesregierung jederzeit alles ihr Mögliche dafür 
tut, daß das deutsche Volk seine staatliche Einheit wieder 
organisieren kann. Er kann ein erster Schritt sein in einem 
längeren Prozeß, der zunächst in einem der dem Völker- 
recht bekannten verschiedenen Varianten einer Konfödera- 
tion endet, also ein Schritt in Richtung auf die Verwirkli- 
chung der Wiedervereinigung des deutschen Volkes in einem 
Staate, also auf die Reorganisation Deutschlands.“ (BVG — 
31.7.1973) 

Für alle unsere Landsleute zitieren wir das vom National- 
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kongreß der Nationalen Front am 17. Juni in Berlin (Ost) 
einstimmig angenommene „Nationale Dokument“; und wir 
bringen insbesondere der Führung der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands in Erinnerung, daß dieses Doku- 
ment auf einer Beschlußvorlage der 15. Tagung ihres ZK 
vom 23. März 1962 beruht: 

Da „in der ganzen Welt kapitalistische und sozialistische 
Staaten wohl oder übel miteinander und nebeneinander le- 
ben müssen, wenn nicht im Inferno eines nuklearen Krieges 
große Teile der Menschheit vernichtet werden sollen, so 
sollte ein solches Miteinanderleben doch erst recht im Ver- 
hältnis der beiden deutschen Staaten möglich sein. Wir nen- 
nen das friedliche Koexistenz'. “ 

„Wir sind der Ansicht: Bei aller Klarheit über die Unver- 
meidlichkeit der ideologischen Auseinandersetzungen bietet 
die friedliche Koexistenz die Gewähr eines friedlichen Mit- 
einanderlebens und eines friedlichen Wettbewerbs der bei- 
den deutschen Staaten bis zu ihrer Vereinigung. " 

„Der Abschluß eines Friedensvertrages mit der Regelung 
der West-Berlin-Frage und die Bildung einer Konföderation 
der beiden deutschen Staaten - das ist der sichere und 
schmerzlosere Weg zur Lösung der nationalen Frage des 
deutschen Volkes.“ 

„Wir sind der Ansicht, daß eine von den Großmächten ga- 
rantierte militärische Neutralität beider deutscher Staaten 
den Interessen des deutschen Volkes am besten entspräche. 
Wir halten an unserem Vorschlag fest, in beiden deutschen 
Staaten nur die allernotwendigsten bewaffneten Kräfte zur 
Sicherung der Ordnung zu unterhalten. Es wäre gut für das 
deutsche Volk, wenn es auf dem Weg der Abrüstung einmal 
voranginge. “ 

„Unter den geschichtlichen Bedingungen, wie sie sich nun 
einmal auf dem Gebiete des früheren Deutschen Reiches 
und in dem gespaltenen Deutschland entwickelt haben, ist 
die geeignetste Form für die friedliche Koexistenz der bei- 
den deutschen Staaten eine deutsche Konföderation {...). 
Die Konföderation würde ein Maximum der Verständigung 
über alle wirtschaftlichen und kulturellen Fragen, über in- 
ternationale und nationale Fragen ermöglichen, jede Gefahr 
eines bewaffneten Konflikts ausschalten und eine weitere 
Vertiefung des Grabens zwischen den beiden deutschen 
Staaten verhindern. Wir meinen, daß alle Deutsche in Ost 
und West daran interessiert sein sollten. Natürlich ist eine 
solche deutsche Konföderation nicht für die Ewigkeit ge- 



dacht. Sie hätte die Zeit zu überbrücken, in der es zwei 
deutsche Staaten gibt. Sie würde also mit der Wiederver- 
einigung Deutschlands erlöschen. 

Besonders wichtig wäre es, im Rahmen einer solchen Kon- 
föderation den Frieden für das deutsche Volk in der ganzen 
Übergangsperiode zu sichern Die beiden deutschen Staaten 
- in einer Konföderation miteinander verbunden - brauch- 
ten keine Rüstung. Die Konföderation könnte die völlige 
Abrüstung in Deutschland, das Verbot von Atom- und 
Kernwaffen auf deutschem Boden die Neutralität der deut- 
schen Staaten vereinbaren. (...) Im Handel, Geldverkehr, 
Transportwesen, Güterverkehr und Kulturaustausch könnte 
mit Großzügigkeit vorgegangen werden. Im Rahmen einer 
solchen Generalbereinigung würde auch die vernünftige Re- 
gelung des Reiseverkehrs zwischen den deutschen Staaten 
auf der Grundlage der selbstverständlichen Anerkennung 
der staatlichen Reisepässe kaum Schwierigkeiten bereiten. “ 
„Die Zusammenarbeit der beiden deutschen Staaten in 
einer deutschen Konföderation würde auch die völlige Sinn- 
losigkeit des Aufenthalts ausländischer Truppen auf deut- 
schem Boden erkennen lassen. (...) Wenn die westdeutsche 
Bundesrepublik aus den Fesseln der NATO entlassen wird 
dann wäre auch die Deutsche Demokratische Republik be- 
reit, auf die Mitgliedschaft im Warschauer Verteidigungs- 
pakt der europäischen sozialistischen Staaten zu verzichten. 
So würde die deutsche Konföderation eine Annäherung 
zwischen beiden deutschen Staaten herbeiführen, ein Maxi- 
mum an sachlichen Beziehungen zwischen ihnen sichern 
und damit den Weg zur völligen Wiedervereinigung vorberei- 
ten. Die Konföderation ist der einzig noch verbliebene reale 
Weg, die Einheit des deutschen Volkes schrittweise wieder- 
herzustellen. “ 

Man wende gegen diesen 22 Jahre alten Konföderationsvor- 
schlag nicht ein, er sei historisch überholt. Im Gegenteil: 
1962 war dieser Vorschlag historisch verfrüht, weil der 
DDR in der auf dem Alleinvertretungsanspruch beharren- 
den Bundesregierung unter der Kanzlerschaft Konrad Ade- 
nauers kein Partner zur Verfügung stand. Durch die neue 
Ostpolitik ist eine grundsätzliche Änderung zum Positiven 
eingetreten. Beide deutschen Staaten betrachten und behan- 
deln sich als gleichberechtigt. Damit sind auf der deutsch- 
deutschen Ebene politisch und rechtlich die Grundlagen ge- 
schaffen worden für die Realisierung des Konföderations- 
vorschlages. Infolge des Grundlagenvertrags stehen sich die 
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beiden deutschen Staaten heute zwar nicht mehr „wie 
Hund und Katze“ gegenüber. Die Ausführung des Grund- 
lagenvertrages in Gestalt der diversen Nachfolgeverträge ge- 
mäß Art. 7 hat aber noch lange nicht jenes „Maximum der 
Verständigung über alle wirtschaftlichen und rechtlichen 
kulturellen Fragen, über internationale und nationale Fra- 
gen“ hersteilen können, das der Konföderationsvorschlag 
von 1962 anvisiert hat. Der Grundlagenvertrag ist dazu 
auch nicht imstande, er ist zu eng geschneidert. Der Grund- 
lagenvertrag hat einen Anfang gesetzt in einem Rahmen, 
dessen Reichweite von der Paktzugehörigkeit beider deut- 
scher Staaten und dem Fehlen des Friedensvertrags be- 
grenzt ist. Friedensvertrag und Entlassung aus den Pakten, 
politisch-rechtliche Maßnahmen, mit denen auch der Kon- 
föderationsvorscldag von 1962 verknüpft war, würden den 
Rahmen der möglichen Zusammenarbeit beider deutscher 
Staaten bis zum , ,Maximum der Verständigung“ erweitern. 
Dazu wäre ein neuer Vertrag, ein Vertrag über die deutsche 
Konföderation oder den Deutschen Bund erforderlich, der 
den Grundlagenvertrag ablösen würde. Eine völkerrechtliche 
Verklammerung - z.B. durch die Konföderation - er- 
scheint sinnvoll wie auch notwendig für die Ablösung des 
Besatzungsstatus Berlins (insbesondere West-Berlins, das 
keinen konstitutiven Bestandteil der Bundesrepublik bil- 
det). 

Der Konföderationsvertrag würde sich vom Grundlagen- 
vertrag wesentlich in drei Punkten unterscheiden: durch 
eine Erweiterung der Gebiete der Zusammenarbeit, durch 
die Institutionalisierung der Zusammenarbeit und durch 
eine grundsätzliche Einigung in der „nationalen Frage“. 
Dementsprechend ließen sich — ohne Anspruch auf Voll- 
ständigkeit - Struktur und Inhalt des Konföderationsver- 
trags wie folgt skizzieren : 

I. Gründung, Ziele und Aufgaben der Konföderation 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demo- 
kratische Republik schließen sich zu einer Konföderation 
zusammen. Die Konföderation trägt den Namen „Deutscher 
Bund“. Das Land Berlin (West) wird nach Maßgabe dieses 
Vertrages in die Konföderation miteinbezogen. 

- Die Konföderation setzt sich zum Ziel, 

— unter Berücksichtigung der unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Struk- 
turen der beiden deutschen Staaten ein Maximum der 
Verständigung auf allen Gebieten der Politik zu errei- 
chen, 

— die Wohlfahrt des deutschen Volkes und seine kultu- 
relle Entwicklung zu fördern, 

— sich an der internationalen Zusammenarbeit in Euro- 
pa und der Welt aktiv zu beteiligen, 

— zur Sicherheit Europas beizutragen, 

— die Bemühungen zur Verminderung der Streitkräfte 
und Rüstungen zu unterstützen und dabei mit gutem 
Beispiel voranzugehen. 

- Die Konföderation hat die Aufgabe, 

die Zusammenarbeit zwischen beiden deutschen Staaten 
auf den in diesem Vertrag genannten Gebieten der Poli- 
tik zu organisieren und zu fördern. 

- Organe der Konföderation 

Die Konföderation schafft gemeinsame politische Or- 
gane, die, je nach Aufgabengebiet, als Beschlußorgane 
bzw. als Empfehlungsorgane die Zusammenarbeit der 
beiden deutschen Staaten mit unterschiedlichen Gesell- 
schaftsordnungen institutionalisieren. Diese Organe ga- 
rantieren im Gegensatz zu jederzeit kündbaren Konsulta- 
tionsformen die Kooperation zwischen den beiden deut- 
schen Staaten. 
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Die Organe der deutschen Konföderation werden paritä- 
tisch besetzt. Ihre Mitglieder genießen in beiden deut- 
schen Staaten Immunität. Alle Gesetze, die den Charak- 
ter der gegenseitigen Diskriminierung haben, müssen 
außer Kraft gesetzt werden. 

II. Die beiden deutschen Staaten und die Konföderation. 

Die Staatsangehörigkeit 

- Die beiden deutschen Staaten werden sich wie bisher in 
ihren gegenseitigen und in ihren internationalen Beziehun- 
gen von den Zielen und Prinzipien leiten lassen, die in der 
Charta der Vereinten Nationen niedergelegt sind. Insbeson- 
dere verpflichten sie sich feierlich, die über die Konfödera- 
tion hinausführende Reorganisation Deutschlands niemals 
mit Gewalt zu betreiben. Handlungen oder politische Pro- 
paganda, die dieser Verpflichtung widersprechen, sind in 
beiden deutschen Staaten verfassungswidrig und werden 
unter Strafe gestellt. 

- Soweit dieser Vertrag keine andere Regelung betrifft 
oder zuläßt, ist die Ausübung der staatlichen Befugnisse und 
die Erfüllung der staatlichen Aufgabe Sache der in der Kon- 
föderation verbundenen deutschen Staaten. 

- Es gibt nur eine deutsche Konföderations-Staatsangehö- 
rigkeit (Denkbar wären auch zwei einzelstaatliche Staats- 
angehörigkeiten, denen die Konföderations-Staatsangehörig- 
keit übergeordnet wäre.). Bis zur Vereinheitlichung des 
Staatsangehörigkeitsrechts der beiden deutschen Staaten 
wird die deutsche Staatsangehörigkeit nach den jeweils gel- 
tenden Regelungen bestimmt. Beide Staaten respektieren 
bis datum diese Regelungen (Die derzeitige Debatte über die 
Anerkennung bzw. Respektierung der DDR-Staatsangehö- 
rigkeit durch die Bundesrepublik leidet u.a. — nicht zufäl- 
lig an der Ausblendung der Staatsangehörigkeitsfrage der 
Westberliner. Eine sinnvolle Regelung könnte erst getrof- 
fen werden, wenn das Gesamtgeflecht der Nachkriegs- 
besatzungsrealität in Deutschland aufgelöst wäre.). Beide 
deutsche Staaten gewähren den Bewohnern des jeweiligen 
anderen Staates Reisefreiheit. Die Probleme der Freizügig- 
keit zwischen den beiden deutschen Staaten werden später 
einvernehmlich geregelt. Zuerst wird die Freizügigkeit für 
Gesamt-Berlin schrittweise und in einer die speziellen Inter- 
essen der beteiligten Parteien berücksichtigenden Weise wie- 
derhergestellt. 

III. Berlin 

- Berlin (West und Ost) ist die Hauptstadt des Deutschen 
Bundes und Sitz aller Organe der Konföderation. 

- Vor dem Inkrafttreten des deutschen Friedensvertrages 
findet in Berlin (West) eine Volksabstimmung über die Ein- 
gliederung von Berlin (West) in einen der beiden deutschen 
Staaten oder seine Verselbständigung als Freistadt im Rah- 
men der Konföderation statt. Derjenige deutsche Staat, 
dem Berlin (West) aufgrund der Volksabstimmung einge- 
gliedert wird, ist berechtigt, in Berlin (West) nach Abzug 
der Bcsatzungstruppen in deren derzeitiger Mannschafts- 
stärke eigene Streitkräfte zu stationieren, es sei denn, beide 
deutsche Staaten einigen sich auf eine vollständige Demilita- 
risierung des Gebietes von Gesamt-Berlin. Ein solcher ent- 
militarisierter Status ist anzustreben. 

Die Zusammenarbeit zwischen den beiden Berliner 
Stadtverwaltungen wird entsprechend der deutsch-deut- 
schen Ebene institutionalisiert. 

IV. Die Organe der Konföderation und deren Aufgaben 

Denkbar sind Organe auf allen institutioneilen Ebenen und 
politischen Gebieten, v.a.: 

- Abrüstung — Entwicklungspolitik 

- Verteidigung — Gesundheit 



— Außenpolitik 

— Wirtschaft 

— Umweltschutz 

— Finanzen 

— Arbeit 



— Justiz 

— Verkehr und Post 
Kultur und Wissenschaft 

— Sport 



Die Kompetenzen dieser Organe können hier nicht antizi- 
piert werden. Ihr politisches Gewicht ist einerseits abhängig 
vom Grad der Kooperationsbereitschaft auf beiden Seiten, 
andererseits von der Dynamik, die sich aus der Konfödera- 
tionsstruktur entwickeln kann. 

1 Im sowjetischen Entwurf hieß es — dem damaligen Sprachge- 
brauch entsprechend — noch „Deutsche Bundesrepublik". 

2 

ln diesem Sinne ist der Aussage des im Frühjahr 1984 veröffent- 
lichten Memorandums von Persönlichkeiten der deutschen Frie- 
densbewegung an die französische Linke zuzustimmen: „Nur wenn 
die Deutschen zum Abschluß eines Friedensvertrages auf der Basis 
der bestehenden Zweistaatlichkeit bereit sind und umgekehrt die 
Siegermächte des Zweiten Weltkrieges darin kein Vereinigungsver- 
bot festschreiben, bestehen Chancen für ein die Blockkonfronta- 
tion aufhebendes europäisches Sicherheitssystem." 

^ Die derzeitigen Bemühungen einiger Vertreter der CDU/CSU, den 
Warschauer Vertrag zu einem einfachen Gewaltverzicht umzudeu- 
ten, sind unverantwortlich und fügen allen Versuchen, die 
Deutschlandpolitik in Bewegung zu bringen, unermeßlichen Scha- 
den zu. Wir fordern die Bundesregierung und alle politischen Par- 
teien auf, ungeachtet des offiziellen Rechtsstandpunktes zu erklä- 
ren, daß es im Falle eines Friedensvertrages nur noch darum ge- 
hen könne, die bestehende deutsch-polnische Grneze an Oder und 
Lausitzer Neiße zu bestätigen. 

^ Bei der von uns angesichts der nuklearen Souveränitätsansprüche 
Frankreichs und Großbritanniens realistisch anzustrebenden kern- 
waffenfreien Zone handelt es sich um einen Gürtel von Staaten 
von Skandinavien Über Mitteleuropa bis zum Balkan. 

5 

Wir sind uns bei dem Verweis auf dieses Vertragsmodell bewußt, 
daß dieses derzeit von zwei Signatarstaaten (Argentinien und Bra- 
silien) durch deren „friedliche" Nuklearindustrie unterlaufen 
wird. 




Neu - 1 

erscheinung 



„Diese Denkschrift wird vielleicht einmal ein Meilen- 
stein auf dem steinigen Weg deutscher Politik sein. 
Gewiß ist sie der bisher wichtigste Versuch, die von 
der Friedensbewegung aufgeworfenen Fragen mit 
^ substantiellen Vorschlägen 
zu beantworten." 



Aus dem Vorwort von 
Alfred Mechtersheimer 



Bestellungen an: 

ibf - Informationsbüro für Friedenspolitik 
Postfach 1308, D-8 130 Starnberg 
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Andreas von Bülow 



Strategie vertrauensschaffender Sicherheitsstrukturen in Europa — 
Wege zur Sicherheitspartnerschaft 



1. Die europäische Sicherheit seit 1945 

Die Sicherheit der europäischen Völker wird seit 1945 
durch die beiden Hauptsiegermächte des Zweiten Welt- 
krieges, die USA und die Sowjetunion, gewährleistet. Die 
Europäer, die mit Ende des Krieges nicht nur als Mitge- 
stalter von Weltpolitik abdankten, sondern auch nicht fähig 
waren, ihre eigenen Belange in Europa selbst zu regeln, un- 
terstützen mit Verteidigungsbeiträgen ihre in West- und 
Osteuropa mit eigenen Truppen präsenten Führungsmächte. 

ln Deutschland organisierten sich die Militärbündnisse 
entlang der deutschen Teilungsgrenze. Die Bundesrepublik, 
zusammen mit den meisten westeuropäischen Staaten in der 
NATO vereint, stellte die Bundeswehr, die DDR als Mitglied 
des Warschauer Paktes die Nationale Volksarmee auf. Die 
Bundeswehr, die in diesem Jahr ihr 30jähriges Jubiläum fei- 
ert, hat in den vergangenen Jahrzehnten mit dazu beigetra- 
gen, daß die Deutschen in der Bundesrepublik zusammen 
mit den Völkern Westeuropas in der Lage waren, ihre Ge- 
schicke frei von militärischer Gewalt und Erpressung haben 
gestalten können. Mit unseren Nachbarn in Westeuropa und 
den Vereinigten Staaten von Amerika verbindet uns eine 
Gemeinschaft gleicher Vorstellungen von Werten, Freihei- 
ten und Bürgerrehcten, die wir hüten, ausbauen und vertei- 
digen wollen. Die SPD dankt den Soldaten der Bundeswehr 



für den Dienst im Bündnis und damit auch für den Schutz 
der gemeinsamen demokratischen Grundlage der westlichen 
Völker. Dank gebührt auch den USA, die nach Kriegsende 
beispiellos großzügig und durchgreifend geholfen haben, 
Europa wieder aufzubauen. 

2. Beide Seiten wollen Krieg verhindern 

Gleichwohl kann weder der politische noch der militärische 
Zustand Europas befriedigen. Europa steht zwar nicht vor 
einem Krieg. Gleichwohl ist das Verhältnis der beiden Su- 
permächte zueinander und in dessen Gefolge das der Bünd- 
nispartner gespannt und voller Mißtrauen. Die Teilung 
Europas mit zwei sich verständnislos bis unversöhnlich ge- 
genüberstehenden Gesellschaftsordnungen ist in den ver- 
gangenen Jahrzehnten nicht verheilt. Es besteht auch wenig 
Hoffnung, daß dies auf absehbare Zeit der Fall sein wird. 
Die in Europa in Friedenszeiten in unvorstellbaren Massen 
gerade auch auf dem Boden der beiden deutschen Staaten 
angehäuften konventionellen, chemischen und atomaren 
Waffen dienen ebenso wie die für Friedenszeiten früher un- 
denkbar große Zahl von präsenten, jederzeit einsatzbereiten 
Soldaten der Sicherung der jeweiligen Gesellschaftsordnun- 
gen voreinander, ln früheren Jahrhunderten wäre diese An- 
häufung von Gewaltpotential im Kampf um die Vorherr- 
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schaft irgendwann einmal zur Explosion gebracht worden. 
Dagegen wird es auch in Zukunft keine absolute Garantie 
geben, da es Sicherheit vor unsinnigen und unverantwortli- 
chen Entscheidungen nur sehr begrenzt geben kann. 

3. Atomwaffen auf beiden Seiten machen eine militärische 
Entscheidung der Gegensätze zum volkervemichtenden 
Wahnsinn 

Seit jedoch der Besitz von nuklearen Massen Vernichtungs- 
waffen mit tief in das Hinterland des Gegners treffenden 
Raketen das Führen von Kriegen zu einer Selbstmordangele- 
genheit ganzer Völker werden läßt, können Kämpfe von 
Atomwaffen im Übermaß besitzenden Supermächten um 
die Vorherrschaft nicht mehr geführt werden. Zwar kann 
ein nuklearer Erstschlag dem Gegner ungeheure Schäden zu- 
fügen. Den Gegenschlag jedoch kann der Angreifer nicht 
ausschließen. Mit dem durch den Erstschlag nicht zerstörten 
Zweitschlagspotential kann der Getroffene Zurückschlagen 
und den Erstangreifer mit in den Abgrund ziehen. Die Nu- 
klearwaffen, die selbst in der Gestalt nuklearer Gefechts- 
feldwaffen die unvorstellbare Vernichtungsgewalt einer 
lliroshimabombc haben, bringen, massenhaft eingesetzt, 
nicht nur unermeßliches Leid über die auf beiden Seiten ge- 
troffene Bevölkerung. Sie werden einen Klimasturz hervor- 
rufen, unter dem dann der überlebende Rest zumindest der 
auf der nördlichen Erdhälfte lebenden Menschen seinem 
Ende entgegensehen kann. 

4. Das Wettrüsten für eine Auseinandersetzung in Europa ist 
unsinnig. Funken aus der Dritten Well können die Pulver- 
fässer zur Explosion bringen. 

Ist aber das militärische Austragen des weltweiten Ringens 
um die Vorherrschaft undenkbar geworden, dann müssen 
Ost wie West sich darauf einrichten, in friedlichem Wett- 
bewerb miteinander zu leben und die aus den unterschiedli- 
chen Gesellschaftsordnungen hervorgehenden Spannungen 
auszuhalten. Es ist von daher geboten, die Elemente der mi- 
litärischen und politischen Konfrontation abzubauen. Dies 
um so mehr, als Kriegsgefahr nicht nur aus Europa droht. 
Blitzschnell können Funken von Krisenherden der Welt, an 
denen fast immer mittelbar oder unmittelbar Großmächte 
beteiligt sind, die übervollen Pulverfässer Europas zur Ex- 
plosion bringen. Hinzu kommt, daß die seit 1945 unaufhalt- 
bar fortschreitende Hochrüstung nicht nur daran beteiligten 
Industrieländern des Ostens und Westens unglaubliche Geld- 
mittel entzieht, die im eigenen Land sinnvoller einzusetzen 
wären. Dieser Rüstungswahn - entzieht auch Mittel, die 
dringend den Ländern der Dritten Welt in ihrem Kampf um 
Entwicklung zur Verfügung gestellt werden müßten. Der lu- 
xuriöse Wahnsinn des Wettrüstens ist mir verantwortlich für 
den Hunger und das Elend der Dritten Welt. 

5. Die Strategien in West und Ost passen nicht mehr in die 
Landschaft. Die Zeit einseitiger militärischer Absicherung 
durch Abschreckung muß überwunden werden. 

Das Unbehagen am gegenwärtigen Zustand zwischen den 
Blöcken gilt auch der Art militärischer Absicherung im Zu- 
ge der geltenden Strategien und deren Umsetzung in Vertei- 
digungsstrukturen und Bewaffnung. Die Sowjetunion will 
zwar Kriege in Europa vermeiden. Für den Fall des Miß- 
lingens jedoch setzt sie auf Krieg, den sie möglichst sofort 
auf dem Gebiete Westeuropas, insbesondere der Bundes- 
republik, austragen und gewinnen will. Diese ausschließlich 
die eigenen Sicherheitsbedürfnisse spiegelnde Vorstellung 
von Sicherheit kann selbst bei größter Zurückhaltung gegen- 
über militanten westlichen Bedrohungsvorstellungen das Ge- 



fühl verläßlicher Sicherheit im Westen nicht aufkommen 
lassen. Der Westen wiederum verkneift sich zwar für den 
Fall des Angegriffenseins einen Vorstoß in das Gebiet der 
Warschauer-Pakt-Staaten, glaubt jedoch in konventionellen 
Waffen so schwach zu sein, daß er binnen weniger Tage auf 
den Ersteinsatz von Nuklearwaffen glaubr zurückgreifen zu 
müssen. Beide Seiten Wollen Krieg vermeiden. Doch beide 
Seiten organisieren ihre militärische Sicherheit durch Ab- 
schreckung des anderen. Und diese Abschreckung wiederum 
wird durch Waffensysteme und Strukturen gewährleistet, 
die im Falle ihrer Verwendung zum Angriff, blitzschnelle 
überfallgefahren für den Angegriffenen mit sich bringen 
können. Diese Strukturen bieten Anreize zur Führung prä- 
emptiver Schläge, da derjenige, der als zweiter zuschlägt, die 
durch den Erstschlag erlittenen Nachteile nicht wieder wett- 
machen kann. Da keine Seite Vertrauen in die Nichtverwen- 
dung der angehäuften Waffen auch für einen Angriffskrieg 
hat, kann eine als stabil empfundene Sicherheit nicht ge- 
währleistet werden. Endlose Rüstungsrunden, bei der beide 
Seiten sich ständig auf die Notwendigkeit von Nachrüstung 
berufen, sind die Folge. Das ganze wechselseitige Abschrek- 
kungssystem beruht letztlich auf der Stabilität der Nerven 
derer, die Verantwortung in Politik und Streitkräften tra- 
gen. Beide Seiten treiben ihre Rüstung in eine Richtung, die 
die Frage des Überlebens ganzer Völker zu einer Sekunden- 
entscheidung macht, die in wenigen Jahren dann letztlich 
nur noch über vollautomatisierte Computer und Sensorik- 
prozesse vorbereitet und getroffen werden können. 

6. Das Ziel blockübergreifender Sicherungssysteme. Ge- 
meinsamer Aufbau von Vertrauen und Abbau von Miß- 
trauen als Ziel einer Strategie 

Es ist von daher offenkundig, daß die Verantwortung für 
die gemeinsame Absicherung des Friedens nur noch gemein- 
sam und nicht gegeneinander gewährleistet werden kann. 
Die Vorstellung in Ost und West, man könne einen einseitig 
zu gestaltenden Weg zur Sicherheit in Europa finden, muß 
der Einsicht in die Notwendigkeit der Sicherheitspartner- 
schaft weichen. Im Zuge einer zweiten Runde der Ostpoli- 
tik will die SPD dafür sorgen, daß das Ost-West-Verhäitnis 
aus den Fesseln der Konfrontation befreit und in Richtung 
auf eine Gestaltung der Sicherheitspartnerschaft durch Um- 
stellung von Strategien, Strukturen, Bewaffnungen und Ver- 
handlungen über Rüstungskontroll- und vertrauensbilden- 
den Maßnahmen hinentwickelt wird. 

7. Wer Grenzfragen offenhält, kann einen Abbau der militä- 
rischen Spannungen in Europa nicht erreichen 

Hierzu werden eine Vielzahl von teils einseitig, teils nur in 
Abstimmung miteinander zu gehender Einzelschritte not- 
wendig sein. Ein solcher Prozeß des Vertrauensaufbaus 
wird Jahre, wenn nicht Jahrzehnte währen. So sehr beide 
Seiten den für sie jeweils ungünstigsten Fall im Auge behal- 
ten müssen, so ist es gleichwohl falsch, Politik nur nach den 
pessimistischsten Annahmen zu gestalten. Zwischen unsin- 
nigem Wunschdenken einerseits und Atmahmen des 
schlimmsten Falles einerseits muß es jedoch für Europa 
einen Weg geben, der bei realistischer Betrachtung der bei- 
derseitigen Interessen den langwierigen Ausweg aus der 
Konfrontation erlaubt. Wer jedoch Europa in Ost und West 
eine gesicherte und friedliche Zukunft verschaffen will, 
muß mit großer Sorgfalt und Nüchternheit bedenken, was 
jede Seite der anderen meint zumuten zu können und zu 
müssen. Einige Voraussetzungen liegen im politischen Be- 
reich, der auf den militärischen zurückwirkt. So wird es in 
Europa keine west-ost-übergreifenden Abbau von Mißtrauen 
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geben können, solange auch nur zweifelhaft bleibt, ob die 
Deutschen bereit sind, die Grenzen von 1945 hinzunehmen 
und anzuerkennen. Wer die Grenzen in Frage stellt, zwingt 
die betroffenen Völker zu einer Politik der militärischen 
Absicherung. Für Polen kann diese Absicherung nur durch 
die Sowjetunion gewährleistet werden. Auch die DDR-Füh- 
rung wird die Sicherheit ihres Staatswesens in sowjetischer 
militärischer Präsenz finden müssen. Wer Vertrauen in 
Europa schaffen will, muß die Existenz der DDR nicht nur 
zur Kenntnis nehmen, er muß davon ausgehen, daß zwei 
deutsche Staaten auf absehbare Zeit auf dem Boden des 
ehemaligen Deutschen Reiches bestehen. Nur mit der DDR 
und mit Polen, aber auch mit der Sowjetunion können die 
Verhältnisse gestaltet werden, nicht gegen sie Wenn über- 
haupt, dann hätten unmittelbar nach Kriegsende im Zu- 
sammenwirken mit der Sowjetunion Lösungen für ein nicht 
geteiltes Deutschland im Rahmen einer auch die Sowjet- 
union einschließenden europäischen Friedensordnung ge- 
funden werden müssen. Der bedenkenlose Weg in die West- 
integration hat die Ostintegration der heutigen DDR aus 
den machtpolitischen Verhältnissen der Nachkriegszeit 
zwingend gemacht. Die versprochene Wiedergewinnung 
der Einheit aus einer Politik der Stärke war nichts anderes 
als eine Täuschung der damaligen Wähler, um die bitteren 
Konsequenzen der CDU-Politik zu verheimlichen. Die 
Möglichkeiten der Politik der fünfziger Jahre sind nicht 
zurückzuholen. Inzwischen steht mit der Absicherung der 
Grenzen der DDR und Polens auch sowjetisches Welt- 
machtprestige mit auf dem Spiel. Die Sowjetunion kann 
sich nach menschlichem Ermessen eine Anwendung von der 
Unterstützung der politisch nahestehenden Regime in ihrem 
Vorfeld nicht leisten. 

8. Der Westen steht auch konventionell nicht so schlecht 
da. Für Hysterie und Angst gibt es keinen Grund. 

Zur militärischen Seite des Ost/Westverhältnisses gilt es 
zunächst festzuhalten, daß beide Seiten sich seit Jahren 
gegenseitig versichern, nicht angreifen zu wollen. Es gibt 
keinen Anlaß, eine soche Absicht dem westlichen Bündnis 
zu unterstellen, ja der Wortlaut des NATO-Vertrages 
verpflichtet die Bündnispartner ausschließlich zur Ver- 
teidigung. Es gibt andererseits jedoch auch kaum einen 
Experten der westlichen Welt, der der Sowjetunion zu- 
sammen mit den Mitgliedern der Warschauer Pakt Or- 
ganisation fiir die überschaubare Zeit einen Angriffskrieg 
gegen Westeuropa unterstellt. Wir können daher davon 
ausgehen, daß Friede das Ziel beider Seiten ist. Dann 
jedoch muß es möglich sein, diesen Zustand auch ohne 
den heutigen Hochreizungszustand der militärischen 
Apparate beider Seiten zu sichern oder gar auszubauen. 
Wir müssen von der nun schon vier Jahrzehnte andauern- 
den waffenstillstandsartigen Situation zu einem für beide 
Seiten verläßlichen Frieden finden. Das Selbstbestätigungs- 
bedürfnis beider Seiten bringt es mit sich, daß man im 
Hochgefühl der Selbstgerechtigkeit nur dem anderen 
unnützes, gefährliches Hochrüsten unterstellt und sich 
selbst nur in der bescheidenen Rolle des schlichten Ver- 
teidigers sieht. Menschliche Erfahrung und die Eigenheiten 
des militärisch industriellen Komplexes lassen grobe Über- 
treibungen erahnen. Auf Einzelheiten der Einschätzung 
des Kräfteverhältnisses kann nicht eingegangen werden. 
Alles in allem genommen gibt es für beide Seiten weder 
unter Zuhilfenahme nuklearer noch konventioneller Waffen 
eine Chance, dem Gegner militärisch seinen Willen aufzu- 
zwingen. Das Wirtschaftspotential der NATO-Staaten ist 
dem des Warschauer Paktes um ein Vielfaches überlegen. 
Die Völker des westlichen Bündnisses sind doppelt so 



bevölkerungsstark. Und selbst in Soldaten gemessen, ist 
die NATO dem Warschauer Pakt nicht unterlegen. Das 
westliche Bündnis hat darunter zu leiden, daß Verstär- 
kungen aus den USA über lange und gefäludete Transport- 
wege herangefiihrt werden müßten. Auf der anderen Seite 
jedoch gilt es auch zu berücksichtigen, daß die Sowjet- 
union nicht nur die NATO als Anrainer hat, sondern auch 
außerordentlich bevölkerungsstarke Staaten wie China 
mit I Mrd. Einwohner und entsprechend vielen Soldaten. 
Da die Sowjetunion ausgemusterte Waffensysteme einmot- 
tet und nicht verschrottet, ist sie an Waffenzahlen dem 
Westen überlegen. Sie verläßt sich angesichts ihrer histori- 
schen Erfahrungen zwar verständlich, für ihre europäischen 
Nachbarn jedoch Furcht vermittelnd auf die Sicherheit 
der großen Zahlen, wenn auch ein erheblicher Teil nur noch 
sehr beschränkt einsatzfähig erscheint. Auch der qualita- 
tive Abstand westlicher zu östlichen Waffen ist wie die 
Nahostkriege bewiesen haben, nach wie vor erheblich. Es 
besteht von daher keinerlei Anlaß, hysterischen Angst- 
parolen auf den Leim zu gehen. 

9. Der Warschauer Pakt sollte seine Strategie der Vorwärts- 
verteidigung aufgeben. 

Im Bereich der Fortentwicklung der Strategie strebt die 
SPD in West und Ost Änderungen an. In Verhandlungen 
mit der Sowjetunion sollte erreicht werden, daß die so- 
wjetische Doktrin der Verteidigung nicht im eigenen 
Land, sondern auf dem Gelände des Gegners aufgegeben 
wird. So sehr wir die psychologische Situation der So- 
wjetunion nach zwei im eigenen Lande ausgefochtenen 
Kriegen mit Millionen von Toten verstehen, verläßliches 
Vertrauen kann aus einer derartigen, nur an den eigenen 
Sicherheitsinteressen orientierten Strategie nicht gewonnen 
werden. 

10. Die NATO muß ihre Abhängigkeit von Atomwaffen 
beseitigen. 

Aber auch an die westliche Strategie stellt die SPD For- 
derungen, die sie beabsichtigt in einer Bundesregierung im 
Bündnis durchzusetzen. Zwar kann niemand die Erfindung 
und Entwicklung von Atomwaffen wieder ungeschehen 
machen. Ihr Einsatz bringt jedoch so ungeheure Schäden 
mit sich, daß sie schon von ihrer politischen Problematik 
her nur beschränkt glaubwürdig angedroht werden können. 
Dies gilt insbesondere, seit beide Supermächte über das 
gesamte Spektrum von Atomwaffen verfügen und von 
daher jeder Einsatz von Atomwaffen den Gegenschlag 
mit gleichen oder schlimmeren Waffen heraufbeschwört. 
Dies ist auch einer der Gründe, weshalb Atomwaffen seit 
Hiroschima und Nagasaki nicht eingesetzt worden sind. 
Auch für Europa käme der Einsatz von Atomwaffen für 
beide Seiten nur unter kaum vorstellbaren Bedingungen 
in Frage. Zum einen wird durch einen beiderseitigen Schlag- 
abtausch durchweg all das zerstört, das zu schützen die Auf- 
gabe der beiden Bündnisse sein dürfte. 

1 1 . Die Glaubwürdigkeitslücken der NATO-Strategie 

Zum anderen ergeben sich Fragen nach der Verläßlichkeit 
und Zumutbarkeit des nuklearen Schutzes Westeuropas 
durch die USA. Kann wirklich auch für künftige Jahrzehnte 
angenommen werden, daß die Bürger der USA im Konflikt- 
fall bereit sein werden, die Zerstörung auch nur Teile ihrer 
Gesellschaft zum Schutz regionaler, konventioneller Über- 
griffe außerhalb der Vereinigten Staaten in Kauf zu neh- 
men? Kann es andererseits im Interesse Europas liegen, 
einen regional begrenzten Nuklearkrieg durchstehen zu wol- 
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atomarer Waffen auf ihren 
Territorien. 



len? Können wir im Ernstfall wirklich die Abkoppelung 
durch die USA verhindern? Die Meinungsumfragen in der 
Bevölkerung der USA, Frankreichs ebenso wie der Bundes- 
republik ergeben ganz deutliche Mehrheiten gegen den Ein- 
satz von Atomwaffen. Bis in die Streitkräfte hinein reicht 
der Zweifel, ja die Ablehnung, den Ernstfall so weit zu trei- 
ben. Sicherlich genügt ein gewisses Restrisiko des Einsatzes 
von Atomwaffen, um einen Gegner auch von konventionel- 
len Angriffen abhalten zu können. Allein von dieser Ab- 
schreckungswirkung jedoch sollte die Sicherheit der NATO- 
Staaten nicht abhängen. Ein rücksichtslos kalkulierender 
Gegner könnte sich über das verbleibende Restrisiko letzt- 
lich hinwegsetzen. Die NATO muß daher ihre selbstauferleg- 
te Abhängigkeit vom frühen Einsatz von Nuklearwaffen 
nach einem konventionellen Angriff in Europa beseitigen. 
Zur Anhebung der nuklearen Schwelle reichen jedoch die 
konventionellen Fähigkeiten der NATO, vernünftig und oh- 
ne Hektik ausgebaut, schon heute, um die östliche Seite 
auch von einem konventionellen Angriff abzuhalten und für 
den Fall des Scheiterns eine faire Chance zu haben, den 
Gegner zu zumutbaren Bedingungen von seinem Vorhaben 
abzubringen. 

12. Beide Seiten müssen die Fähigkeit zum Überfall und 
Eindringen in das Hinterland des Gegners gezielt abrüsten. 

Da es nur über die angenommene konventionelle Unterle- 
genheit der NATO überhaupt zu einem Ersteinsatz von Nu- 
klearwaffen kommen kann, ist die Umgestaltung nicht nur 
des nuklearen Teiles der westlichen Strategie, sondern gera- 
de auch des konventionellen von entscheidender Bedeu- 
tung. Um Gewißheit in die Einschätzung von Sicherheit vor- 
einander zu bringen, fordert die SPD nicht nur den Westen, 
sondern auch den Osten auf, den Weg in eine strukturelle 
Nichtangriffsfähigkeit in den kommenden Jahren zu gehen. 
Beide Seiten sollten sich gezielt der Fähigkeit begeben, die 
andere Seite durch überraschende und tief in das gegneri- 
sche Hinterland vordringende Waffeneinsätze überfallen zu 
können. Diese Fähigkeiten bringen Messerstechersituatio- 
nen mit sich, bei denen es darauf ankommt, in Sekunden 
dem Gegner den entscheidenden Stoß beizubringen. Schon 
der Versuch, ein Krisenmanagement anzustreben, kann für 
den Zögerer zum Verderben werden. Verläßliche Sicherheit 
kann jedoch nur geschaffen werden, wenn beide Bündnisse 
sich gezielt genau dieser nicht nur abschreckenden, sondern 
auch den Präventivschlag herausfordernden Fähigkeit bege- 
gen. 



13. Eindringende Kampfflugzeuge müssen im Abwehrnetz 
hängenbleiben. Die Abhängigkeit der NATO vom blitz- 
schnellen Zugriff auf die Luftwaffe der anderen Seite muß 
abgebaut werden. 

Um sich gegen Luftangriffe zu schützen, sollte die NATO 
nicht mehr wie bisher davon abhängen, Minuten nach Be- 
ginn eines Krieges die Flugplätze der Luftwaffen des War- 
schauer Paktes zerstören zu müssen. Dafür sollte die NATO 
sich befähigen, einfliegenden Kampfflugzeugen dank Aus- 
nutzung der modernen Technik das Überleben in so großem 
Umfang unmöglich zu machen, daß deren Einsatz nicht 
mehr sinnvoll erscheint. Oberstes Prinzip der Sicherheit in 
Europa muß es werden, daß derjenige, der angreift, in hin- 
reichend wirksamen Abwehmetzen hängenbleibt, mit sei- 
nen Kräften verblutet und damit mittelbar den Angegriffe- 
nen stärker werden läßt. Dies setzt vor allen anderen Auf- 
gaben den wirksamen Aufbau einer mehr flächendeckenden 
Luftverteidigung nach schwedischem Vorbild voraus, die 
sich nicht nur auf einen Luftabwehrgürtel und einige Luft- 
überlegenheitsjagdflugzeuge verläßt. 

14. Der Panzer als Hauptwaffensystem für Blitzkriege muß 
zugunsten panzerabwehrstarker Abfangnetze zurückge- 
drängt werden. 

Bei den Heeresverbänden müssen wir die Entwicklung weg 
vom Panzer und hin zur Panzerabwehr vorantreiben. Der 
Panzer war das Hauptinstrument des Angriffs im Zweiten 
Weltkrieg, mit dem blitzschnell der Durchstoß durch die 
gegnerischen Verteidigungslinien gesucht und gefunden 
wurde. Mit im Vergleich zur heutigen Bundeswehr wesent- 
lich geringeren Panzerzahlen konnte die Wehrmacht zu Be- 
ginn des Weltkrieges früher nicht vorstellbare Lähmungen 
der Abwehr weit hinter der eigentlichen Front erzielen. An 
dieser Erfahrungswelt, die im übrigen eine gemeinsame 
deutsch-russische Tradition aus der Zeit der Zusammen- 
arbeit von Wehrmacht und Roter Armee in den 20er Jahren 
hat, hängen die militärischen Strukturen in Ost und West 
fest, obgleich man beiderseits Angriffskriege nicht mehr 
fuhren will. Die Bewaffnung mit großen Zahlen hochbeweg- 
licher, geländegängiger Panzer bringt selbst bei Kräftever- 
hältnissen von 1 : 1 keine Sicherheit. Beide Seiten sollten da- 
her die Panzerlastigkeit ihrer Verteidigungsstrukturen auf- 
geben. Statt der kostspieligen Weiterentwicklung der Pan- 
zerwaffe sollten Panzerabwehrwaffen der dritten Genera- 
tion beschafft und der Glaubenssatz vom Panzer als der un- 
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verzichtbaren Hauptverteidigungswaffe gegen Panzer aufge- 
geben werden. Dies schließt nicht aus, daß auch die Bundes- 
wehr und die verbündeten Streitkräfte über Panzer verfügen, 
mit denen im Ernstfall verlorengegangenes Gelände wieder 
zurückgewonnen werden kann. Aber der Panzer darf nicht 
mehr im Mittelpunkt der Bewaffnung stehen. Die im Ver- 
gleich zur Bundeswehr wesentlich geringeren Bestände der 
britischen Rheinarmee und der französischen Streitkräfte 
passen sich schon heute in diese Zielrichtung ein. 

15. Starkes Panzerabwehmetz entlang der innerdeutschen 
Grenze 

Die NATO und ganz besonders die Bundeswehr sollte sich 
die panzerbehinderten Eigenschaften des innerdeutschen 
Grenzlandes gezielt zu Nutze machen. In einem Streifen 
von 25 bis 70 km entlang der innerdeutschen Grenze sollte 
in Anlhenung an das Gelände ein Netz dichter Panzerab- 
wehr aufgebaut werden. Dieses Netz bietet weder der gegne- 
rischen Artillerie noch der Luftwaffe lohnenswerte Ziele. 
Die Einzelheiten der Bewaffnung (Minen der dritten Gene- 
ration, Drohnen, z.T. glasfasergelenkt, Panzerabwehrrake- 
ten nach dem Prinzip des Fire and Forget, Hebebühnen zur 
Panzerbekämpfung, Panzerabwehrhubschrauber bis hin zu 
den hierfür einzusetzenden Transportmitteln etc.) muß der 
Beurteilung von Experten und Truppenversuchen überlassen 
bleiben. 

16. Der Panzer als Angriffswaffe muß wertlos gemacht wer- 
den. 

Eine solche eher auf Verteidigung als auf beides, Angriff 
und Verteidigung, ausgerichtete Struktur ist nicht nur wirk- 
samer, sondern langfristig auch kostensparender als die heu- 
tige panzerlastige Struktur. Die Struktur muß dahin wirken, 
daß Panzer und Artillerie keine Chance des Durchkommens 
mehr haben und daß auch ohne Ost-West-Vereinbarungen 
über den Abbau der hochmechanisierten gepanzerten Kräf- 
te die andere Seite von der Vergeblichkeit weiterer Investi- 
tionen in die Panzerwaffe überzeugt ist. 

17. Panzerabwehmetz reservistenfreundlicher als die hoch- 
mobilen Verbände 

Da diese Strukturen einfacher zu bemannen und zu führen 
sind, können sie in viel größerem Umfang ähnlich der 
schweizerischen und schwedischen Verbände mit Reservi- 
sten aufgefüllt und geführt werden, ln kürzester Frist könn- 
ten orts- und panzerabwehrkundige Reservisten im Span- 
nungsfall zu den Waffen gerufen werden. Die Bundeswehr 
könnte im Zuge des Geburtenrückgangs der 90er Jahre 
einen Teil der heutigen präsenten Verbände kadern oder gar 
auflösen. Die Verteidigungsstärke könnte gleichwohl ge- 
halten, die Qualität der Truppe sogar wesentlich verbessert 
werden. 

18. Panzerabwehrstarke Verteidigung mit infanteristisch 
ausgebildeten Milizen ist auch militärisch wirksamer. 

Eine derartige Verteidigungsstrauktur hat auch militärisch 
erhebliche Vorteile. Sie ist mindestens so abwehrwirksam 
wie die heutige. Im Gegenteil, sie deckt verläßlicher das Ge- 
lände und nutzt die neuen technischen Möglichkeiten der 
Panzerabwehr. Zugleich ermöglicht sie die Bildung von Re- 
serven im Hinterland. Sie verheizt nicht das teure Material 
der Panzerverbände in einer starren Verteidigungslinie un- 
abhängig von möglichen Angriffsachsen. Die französischen 
Streitkräfte der Force d’Action Rapide könnten in diese 
Strukturen leichter eingegliedert werden als in die heutigen 
stark panzerbewehrten. 



19. Die Struktur ist unfähig zum Überfall und damit struk- 
turell nicht angriffsfähig. 

Die Struktur verbietet für jedermann erkennbar den raum- 
greifenden Angriff mit gepanzerten Verbänden. Mit ihr ist 
ein Verteidiger wirksam zur Verteidigung bewaffnet, jedoch 
strukturell nicht fällig, einen Gegner seinerseits zu überfal- 
len. Sie könnte sogar auch von der anderen Seite spiegel- 
bildlich übernommen werden. Zumindest gilt dies für die 
osteuropäischen Partner der Sowjetunion. Man könnte im 
Laufe der Jahre ein nur zur Defensive befähigtes Verteidi- 
gungssystem ohne Supermächte auf beiden Seiten der heu- 
tigen Grenzlinien errichten, über das sich weder eine westli- 
che noch eine östliche Nation hinwegsetzen kann. Schließ- 
lich liegt der entscheidendste Vorteil in der Möglichkeit, 
den Umfang der präsenten Bundeswehrverbände im Zuge 
des Rückgangs des Wehrpflichtigenaufkommens mit Reser- 
visten aufgefüllte, in Friedenszeiten gekaderte Einheiten zur 
Verteidigung einsetzen zu können. 

20. Die sowjetischen Truppen sollten im Umfang verrin- 
gert, die osteuropäischen Truppen auf Defensivstrukturen 
umgerüstet werden. 

Die einseitig vorzunehmende Umgliederung des deutschen 
Verteidigungsbeitrages sollte ergänzt werden durch Bemü- 
hungen, auch auf der Seite des Warschauer Paktes Struktur- 
änderungen zu erreichen, die denen auf westdeutscher Seite 
entsprechen oder in ihrer Wirkung nicht nachstehen. Geht 
die Bundeswehr im Umfang ihrer präsenten Verbände deut- 
lich auf niedrigere Friedensumfangszahlen, dann sollte auch 
die Sowjetunion auf einen erheblichen Teil ihrer in der 
DDR und den übrigen Staaten Osteuropas stehenden Ver- 
bänden verzichten. Die Sowjetunion müßte beim Wort ge- 
nommen werden mit ihrer Bereitschaft, bis zu 50 Prozent 
ihrer Truppen aus den Ländern Osteuropas zuriiekzuziehen 
Zur Sicherung der DDR aus östlicher Sicht reichen dann 
maximal 200 000 sowjetische Soldaten statt der heute über 
400 000. Neben Truppenverminderungen der sowjetischen 
Streitkräfte in Osteuropa könnten die osteuropäischen 
Grenzstaaten DDR, CSSR, Ungarn, aber auch Polen ihre 
Truppenverbände ebenfalls von hochmechanisierten Panzer- 
verbänden über die Jahre Umrüsten hin zu statischen und 
defensivbetonten Strukturen mit Rückgriff auf Reservisten 
anstelle der präsenten Verbände. 

21 . Nach dem Jahr 2000: Verteidigung ohne Supermächte? 

Nach Ablauf von ein bis zwei Jahrzehnten sollten die Euro- 
päer in West und Ost sich mindestens im konventionellen 
Bereich allein verteidigen können. Die sowjetischen Trup- 
pen sollten spätestens nach der Jahrtausendwende in ihre 
Heimat zurückgezogen werden. Zug um Zug könnten dann 
auch die amerikanischen Truppen in der Bundesrepublik bis 
auf einen eher symbolischen Rest insbesondere in West- 
Berlin abgezogen werden. 

22. Neue Impulse für die Verhandlungen zu Truppen- 
verminderungen in Europa und zur Schaffung vertrauens- 
bildender Maßnahmen 

Die Verhandlungen über den wechselseitigen, ausbalancier- 
ten Truppenabbau in Europa (MBFR) könnten auf völlig 
neue Grundlagen gestellt werden. Sie würden ihres Alibi- 
charakters zur Verhinderung von Truppenabzugsinitiativen 
des US-Kongreß und der Verringerung des präsenten Bun- 
deswehrumfangs entkleidet. Weitere vertrauensbildende 
Maßnahmen könnten sich anschließen. Man könnte sich 
über die Zahl der präsenten, gekaderten und abzubauenden 
Verbände vertraglich einigen und Veränderungen, Truppen- 
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bewegungen, Personalwechsel ebenso wie Einberufungen zu 
Reserveübungen usw. einer Anzeige pflicht unterwerfen. 
Auch eine Einigung über das Mischungsverhältnis eher sta- 
tionärer. überwiegend defensiver Verbände zu Panzerver- 
bänden sollte man sich bei gutem Willen einigen können. 
Hinsichtlich der Luftverteidigung sollten beide Seiten Zug 
um Zug ihre Fähigkeiten zur deep interdiction auf ein Min- 
destmaß zurückführen. 

23. Vomeverteidigung, keine Preisgabe von Raum für eine 
Raumverteidigung 

Die sich mehr an das Gelände anklammernde, weniger be- 
wegliche Verteidigung durch ein Abfangnetz ist nicht zu 
verwechseln mit einer Verteidigung in der Tiefe des Rau- 
mes. Die SPD bleibt dem Ziel der Vomeverteidigung ver- 
pflichtet. Eine Raumverteidigung mit Aufgabe großer Teile 
der Bundesrepublik zum Zwecke der Abnutzung gegneri- 
scher Kräfte wird abgelehnt. Hier bestünden auf Grund der 
dichten Besiedelung des Geländes entlang der innerdeut- 
schen Grenze mit ungefähr einem Drittel der Bevölkerung 
der Bundesrepublik Möglichkeiten der Faustpfandnahme 
mit anschließender Erpressung, die nicht hingenommen 
werden können. 

24. Es bleibt bei einer Verteidigung möglichst aller NATO- 
Armeen an der innerdeutschen Grenze. Raderung und Auf- 
lösung von Panzerverbänden 

Um nicht die Verteidigung entlang der innerdeutschen 
Grenze zu einer rein deutschen Angelegenheit werden zu 
lassen, sollten die im Abwehrnetz tätigen Verbände in die 
NATO-Verteidigungsstruktur eingegliedert werden. Die 
Grenze muß gegen Übergriffe jederzeit mit einer bestimm- 
ten Anzahl präsenter Verbände geschützt sein. Ein Teil der 
präsenten Panzerverbände bleibt zu diesem Zweck erhalten. 
Zug um Zug gegen Aufbau des Abwehrnetzes werden Teile 
der bisherigen Panzerverbände teils abgebaut, teils gekadert. 

25. Verschmelzung von Territorialheer und Feldheer 

Im Zuge des Aufbaus einer sehr viel bodenständigeren Ver- 
teidigung unter Einschluß zahlreicher Reservisten ist die 
Trennung von Feldheer und Territorialheer aufzugeben. Es 
wird eine nach territorialen Gesichtspunkten gegliederte Ge- 



samtverteidigungsorganisation geschaffen, die eine Abwehr- 
leistung aus einem Guß ermöglicht. Die Unterstellung unter 
die NATO bedarf besonderer Untersuchungen. 




26. Eine Verlängerung des Wehrdienstes zum Ausgleich der 
geburtenschwachen Jahrgänge kommt für die SPD nicht in 
Frage. 

Die SPD lehnt die Verlängerung des Wehrdienstes zum Aus- 
gleich der schwächer werdenden Jahrgänge von Wehrpflich- 
tigen ab. Das Festhalten nur mangelhaft beschäftigter Wehr- 
pflichtiger in den Kasernen, nur um außerhalb von Span- 
nungszeiten jederzeit 495 000 Mann unter Waffen stehen zu 
haben, vergeudet die Zeit der jungen Leute und macht eine 
sinnvolle Nutzung des großen Reservisten potentials von 
Ausbildungskapazität und Aufwand her geradezu unmög- 
lich. Sowohl die USA als auch Großbritannien haben die 
allgemeine Wehrpflicht abgeschafft. Die übrigen europäi- 
schen Staaten verlangen eine deutlich kürzere Wehrpflicht 
als die Bundesrepublik. Das Absinken der Wehrpflichtigen- 
zahlen in den 90er Jahren muß gezielt dazu genutzt werden, 
den Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik im Bündnis so 
umzubauen, daß einerseits die Verteidigungsleistung der 
Bundeswehr im Bündnis qualitativ eher besser wird, gleich- 
zeitig jedoch im Zusammenwirken mit den NATO-Ver- 
bündeten Abrüstungsprozesse in Ost und West möglich wer- 
den, die heute auf Grund der gewählten Verteidigungs- 
strukturen noch nicht denkbar erscheinen. 



US-Präsenz in der Bundesrepublik: 
Besatzungsmacht bis zum Jahre 
2000 ? 
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27. Von den heute der NATO zur Verfügung gestellten 
495 000 Mann müssen im Ernstfall schon heute mindestens 
ein Drittel durch Reservisten ersetzt werden. 

Die bisherigen 495 000 Mann präsenter Bundeswehr täu- 
schen dem Bündnis eine Verteidigungsbereitschaft vor, die 
bei näherem Hinsehen nicht vorhanden ist. Die Bundeswehr 
bildet als Ausbildungsarmee im Frieden Jahrgang für Jahr- 
gang neue Wehrpflichtige aus. Diese jedoch können frühe- 
stens im dritten Quartal ihrer Ausbildung ernsthaft einge- 
setzt werden. Im Ernstfall müßten sie schon heute durch 
Reservisten ersetzt werden. Die echte Präsenz der Bundes- 
wehr liegt daher schon heute ganz wesentlich unter den 
vorgegebenen 495 000 Mann. 

28. Nutzung des Reservistenpotentials gegen Absenkung 
der Präsenz 

Die Bundesweht hat in den vergangenen dreißig Jahren 
Millionen von Wehrpflichtigen ausgebildet, die im Ernstfall 
als Reservisten zur Verfügung stehen könnten. Die SPD will 
die Verteidigungsleistung der Bundesrepublik im Bündnis 
künftig ganz wesentlich durch Mobilmachung von Reservi- 
sten im Spannungsfall sichern. Daß es in Deutschland keine 
reservistenfreundliche Miliztradition gibt, hängt damit zu- 
sammen, daß bisher über die Jahrhunderte nur an den Auf- 
bau von Interventions- und Angriffsarmeen gedacht wurde. 
Diese Tradition muß sichtbar und überzeugend wie in der 
Schweiz und Schweden verlassen werden. Es kommt nicht 
darauf an, eine große Zahl von Soldaten täglich in den Ka- 
sernen zu halten. Entscheidend ist, was die Bundeswehr im 
Krisenfall an Widerstandskraft in kurzer Zeit aufbauen 
kann. Daher stellt sich die Frage nicht so sehr nach der Prä- 
senz. sondern nach der Aufbaufähigkeit der Verteidigung in 
Raum und Zeit. Ein in der Masse grenznahes panzerabwehr- 
staTkes Verteidigungsnetz kann in wenigen Stunden von hei- 
matnah einberufenen und ortskundigen Reservisten besetzt 
und durch später eintreffende Soldaten ergänzt werden. Ge- 
kaderte Panzerverbände benötigen zum Aufwuchs etwas 
länger. Binnen 48 bis 72 Stunden sollte auch dies machbar 
sein. Israelische Erfahrungen ergeben wesentlich geringere 
Zeitvorgaben. Die hervorragenden Verkehrsverbindungen 
der Bundesrepublik ermöglichen ein sehr kurzfristiges Auf- 
lullen der Einheiten. 

29. Die Vorwarnzeit ist wesentlich länger als die von der 
NATO vorgegebenen 48 Stunden. Vertrauensbildende Maß- 
nahmen können zur Verlängerung beitragen. 

Die militärisch nutzbare Vorwarnzeit steht dem nicht ent- 
gegen. Die von der NATO den militärischen Planungen zu- 
grunde gelegten Vorwarnzeiten halten einer Überprüfung 
nicht stand. Einer weltkriegsartigen Auseinandersetzung 
gehen Monate, wenn nicht Jahre der politischen, wirt- 
schaftlichen und propagandistischen Vorbereitung und 
Spannung voraus. Die Staaten des Warschauer Paktes, insbe- 
sondere die DDR, Polen und Ungarn, sind dank der Ent- 
spannungspolitik der 70er Jahre so einsehbar geworden, daß 
ein Strom von Nachrichten Kriegsvorbereitungen und Trup- 
penbewegungen rechtzeitig erkennen läßt. Im übrigen soll- 
ten mit den Staaten des Warschauer Paktes vertrauens- 
bildende Maßnahmen vereinbart werden, die die Verdek- 
kung außergewöhnlicher militärischer Vorbereitungshand- 
lungen zum Überfall des Gegners ausschließen. Wenn aber 
die militärisch nutzbare Vorwarnzeit, wie von Experten be- 
stätigt, nach Wochen und nicht nach Tagen zu bemessen ist, 
dann kann auch die Bundesrepublik ihre Abwehrfähigkeit 
ähnlich der Schweiz und Schwedens viel stärker als heute 
vorgesehen auf den Einsatz von Reservisten abstellen. 



30. Die jährliche Fehlausbildung von Wehrpflichtigen kann 
beseitigt werden. 

In diesem Zusammenhang muß auch die jährliche Fehl- 
ausbildung eines Großteils der Wehrpflichtigen abgestellt 
werden. Während heute der gesamte Wehrpflichtigenjahr- 
gang ausschließlich auf eine im Schnitt nicht mehr als 
12 Monate wahrzunehmende Aufgabe in den hochmechani- 
sierten Verbänden der präsenten Bundeswehr ausgebildet 
wird, um dann als Reservist Aufgaben zu übernehmen, für 
die er keinerlei Ausbildung erhalten hat, soll in Zukunft von 
vornherein nur noch für die Tätigkeit ausgcbildet werden, 
die der Wehrpflichtige später als Reservist wahrzunehmen 
hat. Die Einheiten bilden für ihren Bedarf an Reservisten 
aus. Wer für eine Aufgabe im Panzerabwehrnctz als Panzer- 
jäger wird, kehrt auch als Reservist immer wieder zu dieser 
Einheit zurück. Wer in einem Panzerverband ausgebildet 
wurde, bleibt auch als Reservist bei dieser Einheit, so daß 
ein heute weitgehend fehlendes Zusammengehörigkeits- 
gefühl entstehen kann. Die Reservistenverwaltung wird de- 
zentralisiert und den Einheiten selbst zur Verwaltung über- 
lassen. 

31. Verkürzung des Wehrdienstes gegen Verstärkung der 
Heranziehung zu Reserveübungen. Training der Führungs- 
kräfte 

Statt den Wehrdienst zu verlängern, sollte man eher ent- 
sprechend den französischen Überlegungen und in Anleh- 
nung an das Schweizer und schwedische Muster den Wehr- 
dienst in den 90er Jahres auf 7 oder 8 Monate verkürzen 
Dafür wird dann die Zahl der Reserveübungen im Laufe der 
Jahre erhöht werden können und müssen. Offiziere und 
Unteroffiziere der Reserve dienen im Anschluß an die 
Wehrzeit einige Monate länger, erhalten jedoch in dieser 
Zeit ein angemessenes Gehalt. Sie gehören zum Bestand an 
Führungskräften der Einheit, die sie regelmäßig zu Reserve- 
übungen einbezieht. Die heutige Anzahl von Zeitsoldaten 
kann Zug um Zug gegen den Aufbau von Reservisten auch 
für Fülirungsfunktionen verringert werden. 

32. FOFA und Air Land Battle fuhren in die falsche Rich- 
tung. 

Die Überlegungen auf Seiten der NATO, konventionelle 
sowjetische Verbände aus den westlichen Militärbezirken, 
die vermutete zweite Angriffswelle, in der Sowjetunion 
selbst oder in Polen mit weitreichenden, hochpräzisen kon- 
ventionellen Waffen vernichten zu wollen, vertragen sich 
ebensowenig mit dieser Vorstellung wie die Entwicklung 
und Beschaffung von Waffen, die geeignet sind, militärische 
Befehlszentralen bis hinunter auf Bataillonsebene zu zerstö- 
ren. Dies fuhrt unweigerlich zu blitzartigen Entwaffnungs- 
szenarios auf beiden Seiten, die nicht vertrauensbildend wir- 
ken können. Anzustreben ist allenfalls die Fähigkeit, Ver- 
bindungswege zu unterbrechen und die Masse der heranzu- 
fuhrenden zweiten Welle noch vor ihrer Entfaltungsmöglich- 
keit auf dem Gefechtsfeld qbzuhalten und am Boden fest- 
zuhalten. Dies ist auch aus Kostengründen geboten. Je mehr 
es gelingt, auf beiden Seiten, also auch bei den sowjetischen 
Truppen in Osteuropa, den Panzer als Hauptwaffensystem 
abzulösen und zu verteidigungsoptimierten Strukturen über- 
zugehen, kann man sich westlicherseits zurückhalten mit 
der Beschaffung tiefer ins Hinterland eines möglichen Geg- 
ners vordringender Waffensysteme. Hier müssen intensive 
Verhandlungen einsetzen mit dem Ziel einer gemeinsamen 
Abrüstung derartiger Fähigkeiten. Es versteht sich von 
selbst, daß auch das Air-Land-Battle-Konzept des amerika- 
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nischen Heeres mit diesen Überlegungen nicht zu vereinba- 
ren ist. Es darf nicht Bestandteil der Bündnisstrategie wer- 
den. 

33. Abrüstung der Chemiewaffen 

Die chemischen Waffen müssen abgezogen werden und dür- 
fen nicht, wie im Air-Land-Battle-Konzept, Bestandteil 
einer Kriegsführungsstrategie werden. Sind die Supermächte 
nicht fähig, sich auf ein Konzept zur Beseitigung und Her- 
stellungskontrolle von Chemiewaffen zu einigen, dann soll- 
ten die Europäer für ihr Territorium die Chemiewaffenfrei- 
heit herstellcn. Die Vereinbarungen zwischen SPD und SED 
zeigen einen gangbaren Weg. 

34. Im Rahmen eines allgemeinen Verzichts auf Anwen- 
dung von Gewalt — konventionell wie nuklear — kann auch 
auf den Ersteinsatz von Nuklearwaffen verzichtet werden. 

Die NATO-Staaten sollten zur Verbesserung des Vertrauens 
auf beiden Seiten ein umfassendes, völkerrechtlich verbind- 
liches allgemeines Gewaltverzichtsabkommen mit den Staa- 
ten des Warschauer Paktes schließen. Innerhalb dieses Ab- 
kommens sollten beide Seiten auch auf den Ersteinsatz von 
Nuklear- und chemischen Waffen verzichten. 

35. Abzug der nuklearen Gefechtsfeldwaffen 

Die nuklearen Gefechtsfeldwaffen sollten Zug um Zug ge- 
gen den Zulauf moderner panzerbrechender Munition ver- 
gleichbarer Wirkung ersatzlos abgezogen werden. Diese Waf- 
fen sind militärisch wertlos geworden. Da die andere Seite 
über ähnliche Waffen verfügt, kann damit ernsthaft nicht 
abgeschreckt werden. Ein umfassender Einsatz dieser Waf- 
fen verwüstet die Bundesrepublik und die DDR. Das politi- 
sche Freigabeverfall ren dieser Waffen durch den amerikani- 
schen Präsidenten ist in vernünftig erscheinenden Zeiträu- 
men nicht zu bewältigen. Andererseits würde die generelle 
Freigabe dieser Waffen durch den Präsidenten im Ernstfall 
die Lebensinteressen des deutschen Volkes in einer Weise 
berühren, die sogar das Ausscheiden der Bundesrepublik aus 
dem Bündnis zur Folge haben müßte. Darüber hinaus sind 
die nuklearen Gefechtsfeldwaffen in Gefahr, konventionell 
überrannt und von daher tendenziell zu früh eingesetzt zu 
werden. Die bisher für die atomare Munition zurückgehalte- 



nen Artillerierohre sollten der konventionellen Kampffähig- 
keit zugeschlagen werden. 

36. Abschreckung atomarer Angriffe mit Atomwaffen. 
Keine Neutronenwaffen 

Ein bestimmter Minimalbestand an nuklearen Kurzstrecken- 
waffen allerdings müßte zur Abhaltung der anderen Seite 
vom Einsatz nuklearer Gefechtsfeldwaffen vorgehalten wer- 
den. Einen Zwang zum sofortigen Einsatz amerikanischer 
Interkontinentalwaffen auf Grund des Fehlens westlicher 
Kurzstreckenwaffen sollte es nicht geben. Käme es aller- 
dings zum beiderseitigen Abbau der nuklearen Gefechtsfeld- 
waffen, dann könnten auch Restbestände vernichtet oder 
abgezogen werden Der Verzicht auf nukleare Gefechtsfeld- 
waffen führt zu dem Ergebnis einer 300 km breiten nuklear- 
waffenfreien Zone in Europa, die vertraglich vereinbart wer- 
den sollte. Die SPD bekräftigt erneut ihren Standpunkt, daß 
nukleare Gefechtsfeldwaffen auch in der Weiterentwicklung 
zur Neutronenwaffe für Stationierung und Einsatz auf und 
von deutschem Boden nicht in Frage kommen. 

37. Die nuklearen „Theaterwaffen“ sollten, wo nötig, durch 
konventionelle Waffen ersetzt werden. Als Abschreckungs- 
waffen gegen nukleare Angriffe sollten sie seestationiert 
werden. 

Die militärischen Aufgaben, die den übrigen Nuklearwaffen 
kurzer und mittlerer Reichweite zukommen (Lance mit 70 
bis 1 20 km Reichweite und Pershing 1 mit bis zu 700 km 
Reichweite), sollten von konventionellen Waffen übernom- 
men werden. Die NATO sollte freilich eine Abhängigkeit 
ihrer konventionellen Verteidigung von diesen Waffen ver- 
meiden, da sie im Zuge ihrer Modernisierung über Treff- 
genauigkeiten verfügen, die es erlauben, den Gegner in 
einem Uberraschungsschlag nicht nur angriffs-, sondern 
aus seiner Sicht auch verteidigungsunfähig zu machen. Ge- 
nau diese Eigenschaft ist unerwünscht, wenn langfristig ein 
als stabil empfundenes militärisches Verteidigungssystem 
auf beiden Seiten entstehen soll. Werden die Nuklearwaffen 
zur Abschreckung eines auch konventionellen Angriffs 
nicht mehr benötigt, dann bleibt nur noch die Aufgabe als 
Gegenschlagsmittel gegen einen nuklearen Angriff, Da die 
Bundesrepublik keinerlei Interesse am umfangreichen Ein- 




SPD-Forderung nach Abzug aller chemischen Waffen von deutschem Bo- 
den: auf jedes Giftgasopfer unter den Kämpfenden kommen 20 Tote in 
der Zivilbevölkerung (links: C-Waffenübung in der DDR; rechts: gleiche 
Übung der Bundeswehr). 
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satz taktischer Gefechtsfeldwaffen hat, muß eine gewisse 
Antwortmöglichkeit im Bereich der Nuklearwaffen kürzerer 
und mittlerer Reichweite erhalten bleiben. Dies könnte 
auch durch Stationierung von Cruise Missiles zur See ge- 
schehen. Obgleich die Bundesrepublik schon heute nahezu 
ausschließlich das Waffenlager der NATO darstellt, müßten 
hier Kompromisse geschlossen werden, um die Risiko- 
gemeinschaft mit den USA wenigstens für die Übergangszeit 
bis zum Rückzug entsprechender sowjetischer Fähigkeiten 
hinter die eigenen Landesgrenzen zu gewährleisten. 

38. Die Pershing II müssen wiederabgezogen werden. 

Die SPD wird im westlichen Bündnis darauf dringen, daß 
die Pershing-II-Raketen ebenso wie die in der DDR und der 
CSSR im Gegenzug stationierten sowjetischen Kurzstrek- 
kenraketen wieder außer Landes gebracht werden. Es kann 
nicht Aufgabe der Bundesrepublik sein, auch noch Waffen 
zu beherbergen, die mit höchster Präzision in der Lage sind, 
militärische Kommandozentralen in der Sowjetunion und 
bei einiger Raffinesse sogar in und um Moskau auszuschal- 
ten. Die öffentliche Rechtfertigung dieser Waffen als aus- 
schließlich für die Verteidigung bestimmt verschleiert die 
Bedrohlichkeit für die andere Seite. Bestünde auch nur an- 
deutungsweise die Gefahr, daß eine solche Waffe etwa im 
Zuge einer weltweiten Konfrontation der Supermächte für 
einen überraschenden Erstschlag in Frage käme, müßte die 
Sowjetunion mit Schäden rechnen, die sie ihrer konventio- 
nellen Verteidigungsfähigkeit berauben könnten (z.B. durch 
Vernichtung der Kommandozentralen ihrer konventionellen 
Streitkräfte). Waffen wie die Pershing II verschaffen demje- 
nigen, der als erster anzugreifen bereit ist, nicht mehr auszu- 
gleichende Vorteile. Diese Waffe entstabilisiert, untergräbt 
Vertrauen und treibt daher das Wettrüsten an. 

39. Beschränkung der SS 20 durch Rüstungskontrolle. 
Waldspaziergangsformel wird von der SPD akzeptiert. 

Die Zahl der SS 20, die auf Europa und andere in Mittel- 
streckenentfernung zur Sowjetunion gelegene Länder ge- 
richtet sind, muß in Rüstungskontrollverhandlungen be- 
grenzt werden. Die SPD ist nach wie vor bereit, zusammen 
mit großen Teilen des amerikanischen Kongresses die so- 
genannte Waldspaziergangsformel mit zu tragen. Im übrigen 
sollten gemeinsame Obergrenzen für das Mittelstrecken- und 
Fernstreckenpotential beider Seiten vereinbart werden. 
Überlegenheiten und Unterlegenheiten im Mittelstrecken- 
potential. Die britischen und französischen Systeme sollten 




bei der Festlegung von Obergrenzen berücksichtigt werden. 
Dies bedeutet nicht, daß Rüstungskontrollvereinbarungen 
der Supermächte dieses Potential verbindlich begrenzen 
könnten. Nuklearfähige Flugzeuge üssen in die Rüstungs- 
begrenzungsmasse eingeführt werden. Die Großmächte soll- 
ten nach Auffassung der SPD die Rüstungskontrolle insbe- 
sondere im Bereich der Nuklearwaffen mit größerem Mut 
angehen. Die Fülle der Nuklearwaffen, die Unwahrschein- 
lichkeit ihres Einsatzes, das Vorhandensein des mehrfachen 
Overkills ergeben Ermessensspielräume, die mutiger und mit 
mehr Phantasie genutzt werden sollten. 

40. Die SPD steht zu Bündnis und Bundeswehr. Der Mut, 
neue Wege zu suchen, steht nicht nur dem amerikanischen 
Präsidenten zu! 

Die SPD steht zum westlichen Bündnis und zur Bundes- 
wehr. Sie nimmt sich ebenso wie der amerikanische Präsi- 
dent die Freiheit, Vorschläge zur Veränderung und Verbes- 
serung der Strategie des westlichen Bündnisses vorzulegen. 
Und sie beabsichtigt, diese Vorschläge in Abstimmung mit 
ihren Verbündeten, wo es notwendig ist, auch in Ausein- 
andersetzung mit ihnen, durchzusetzen. Wir gehen dabei 
nicht so weit wie Frankreich unter Charles de Gaulle, und 
wir gehen nicht so weit wie der amerikanische Präsident 
mit seinen Vorschlägen zum Krieg der Sterne. Wir gehen 
einen deutlich anderen Weg. Wir halten Forschung und Ent- 
wicklung für ein Weltraumabwehrsystem gegen Nuklear- 
raketen in dem vom amerikanischen Präsidenten vorgeschla- 
genen Ausmaß für wenig hilfreich, weil das angestrebte Ziel 
der Überwindung der Nuklearwaffen durch Abwehrwaffen 
nicht voll erreichbar erscheint, ungeheure Kosten ver- 
schlingt und die Spannung zwischen den Blöcken eher ver- 
tieft als abbaut. Die SPD will mit einem Bruchteil des Ein- 
satzes zu Ergebnissen kommen, die den Frieden in Europa 
aus der Sicht beider Seiten verläßlicher machen. Die SPD 
will weg von der Konfrontation, der einseitigen Abschrek- 
kung und hin zu einer gemeinsam zwischen Ost und West 
gestalteten Sicherheit. Dabei ist Westeuropa, sind insbeson- 
dere die Bundesrepublik und Frankreich gefordert. Nur ge- 
meinsam können neue Chancen des Ost-West- Verhältnisses 
eröffnet werden. Da die langfristige Umgestaltung der Ver- 
hältnisse in Europa nur schwer gelingen kann ohne die Mit- 
wirkung der beiden Weltmächte USA und UdSSR, hofft die 
SPD auf einen Neubeginn der Entspannung und will ihren 
Teil dazu beitragen. 



Deutsche Absurditäten: amerikanische Soldaten 
schauen auf den DDR-Ort Blankenstein an der Saale, 
wo sich die andere Hegemonialmacht feiern läßt. 
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Friedensplattform ’87 

13 Forderungen an eine 
neue Friedens- und Sicherheitspolitik 

Von Alfred Mechtersheimer 

unter Mitarbeit von Franz Miller und Erich Schmidt-Eenboom 



D ie Friedensliebe der Menschen schafft 
allein noch keinen Frieden. Den Herr- 
schenden ist es immer wieder gelungen, die 
Völker in den Krieg zu treiben und durch 
Aufrüstung den nächsten Krieg vorzuberei- 
ten. A uch heute wird in der Bundesrepublik 
gegen den Mehrheitswillen der Bevölke- 
rung eine Sicherheitspolitik betrieben, die 
sich nicht grundsätzlich von jener Politik 
unterscheidet, die in der Vergangenheit 
stets zum Krieg geführt hat. 

Erst das Aufbegehren großer Bevölke- 
rungsteile in der ganzen Weh gegen die 
Atomkriegsgefahr und das Wettrüsten 
schafft eine Chance, den Weg in die Kata- 
strophe zu blockieren. Dies wird erst dann 
gelingen, wenn der Protest der Friedensbe- 
wegung in politische Macht umgesetzt 
wird. Wie sich in den vergangenen Jahren 
gezeigt hat, ist es auch in der Bundesrepu- 
blik möglich, eine Aufrüstungs- und Kon 
frontationspolitik gegen Mehrheiten in der 
Bevölkerung zu betreiben. Es ist aber auch 
möglich, durch parlamentarische Mehrhei- 
ten einen neuen Kurs einzuschlagen, zu- 
mindest aber die Folgen der bisherigen 
Konfrontations- und Hochrüstungspolitik 
zu mildern. 

Für eine neue Friedenspolitik ist der 
außenpolitische Handlungsspielraum der 
Bundesrepublik zu eng. Um ihn auszuwei- 
ten. bedarf es großer Energien der gesell- 
schaftlichen und staatlichen Kräfte. Ein 
größerer Handlungsspielraum ist aber frie- 
denspolitisch nur dann erstrebenswert, 
wenn er zur Verwirklichung einer von Ab- 
rüstung und Verständigung bestimmten 
Politik genutzt wird. 

Die bisherige Diskussion in der Frie- 
densbewegung hat sich auf die Kritik der 
herkömmlichen Sicherheitspolitik und die 
Beschreibung von Zielen konzentriert. Die 
Frage, wie der Weg dorthin aussehen 
könnte, wurde kaum beantwortet. Mit die- 
sen 13 Forderungen an eine neue Friedens- 
und Sicherheitspolitik soll ein konkreter 
Beitrag dazu geleistet werden, wie der Pro- 
test in politisches Handeln umgesetzt wer- 
den kann. Auf diese Weise werden in der 



Bevölkerung Ängste abgebaut, die bei einer 
Abkehr von gewohnten politischen Grund- 
mustern entstehen können. Außerdem wird 
durch die Beschreibung der konkreten 
Schritte deutlich, daß es eine realisierbare 
A Iternalive tatsächlich gibt. 

V on politischen Maßnahmen, die bereits 
unter den Bedingungen der heutigen Reali- 
tät ergriffen werden können, geht selbstver- 
ständlich nicht die motivierende Kraft eines 
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idealen Fernzieles aus. Entscheidend ist, ob 
die ersten Schritte der Verwirklichung der 
Fernziele dienen: Überwindung der Mili- 
tärblöcke, atomwaffenfreies Europa, neue 
europäische Friedensordnung. 

Diese Forderungen sind Prüfsteine für 
alle Politiker und alle Parteien. Die Uni- 
onsparteien werden die größtenSchwierig- 
keiten haben, sich von jenen außenpoli- 
tischen Strukturen loszusagen, denen sie 
ihre bisherigen Wahlerfolge verdanken. 
Dies gilt auch für diejenigen Teile von 
SPD und FDP. die sich außerhalb der 
europäischen Nachkriegsordnung keine 
deutsche Politik vorstellen können. Ein 
Teil der Grünen wird diese Forderungen als 
..zu systemorientiert “ ablehnen. Dennoch 
katjn auf absehbare Zeit wohl nur eine par- 
lamentarische Mehrheit aus SPD und Grü- 
nen eine neue Politik im Sinne dieser Frie- 
densplattform einleiten. Wenn sich diese 
beiden Parteien auf eine Zusammenarbeit 
verständigen sollten, dann müssen die In- 
halte einer neuen Friedenspolitik mit der 
Friedensbewegung und der Öffentlichkeit 
bereits heute diskutiert werden. Mit diesen 
13 Forderungen wird ein A nfang gemacht. 

Wenn nach dem Februar 1987 in Bonn 
nicht eine neue Sicherheils- und Friedens- 
politik eingeleitet wird, müssen sich die 
Widersprüche der bisherigen Politik ge- 
fahrvoll verschärfen. 

Das neue friedenspolitische Denken muß 
von unten her so wachsen, daß eine Frie- 
denskuhur entsteht, ohne die es keine wirk- 
liche Friedenspolitik geben kann. Daran 
mitzuarbeiten, bleibt die Hauptaufgabe der 
Friedensbewegung, ob es 1987 zu einer 
friedenspolitischen Wende kommt oder 
nicht. Kennzeichen einer Friedenskultur ist 
eine selbstbewußte Gesellschaft, die sich bei 
der Durchsetzung ihrer Lehensinteressen 
weder von Regierungen noch von Macht- 
gruppen behindern läßt. Historische Ver- 
änderungen werden im allgemeinen von 
unten und nicht von den Regierungen in 
Gang gesetzt. Dies gilt gerade für den Ver- 
such, der Vision vom ewigen Frieden in 
Europa ein Stück näher zu kommen. 
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A 

X JL Beseitigung 
der Massenvemichtungs- 
mittel 

Atomare und chemische Waffen sind 
besonders verwerflich. Sie sind keine Ver- 
teidigungswaffen sondern Massenver- 
nichtungsmittel. 

W eitreichende N uklearwaffensysteme 
sind stets Ziele gegnerischer Raketen, so 
daß sie die Bevölkerung mehr bedrohen 



als schützen. Besonders gefährdet sind die 
Bewohner eines Landes, in dem Raketen 
stationiert sind, über die eine fremde Re- 
gierung verfügt. So ist zu befürchten, daß 
der amerikanische Präsident mit dem 
Einsatz der in der Bundesrepublik statio- 
nierten Raketen deshalb eher droht, weil 
dabei die USA weniger gefährdet sind als 
Europa. 

Bereits unter den Bedingungen der bis- 
herigen nuklearen Abschreckung waren 
die in der Bundesrepublik stationierten 
US-amerikanischen Atomwaffen eine ge- 
waltige Bedrohung. Unter den Bedingun- 
gen der neuen atomaren, chemischen und 
konventionellen Kriegführungsstrategie 



ist ihre Stationierung noch weniger zu 
verantworten als bisher. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat 
die größte Nuklearwaffendichte der Welt 
und nur auf ihrem Territorium ist die be- 
drohlichste Rakete, nämlich die Pershing 
II, stationiert. Und nirgends ist der Wi- 
derspruch zwischen völkerrechtlich ver- 
bindlichen Verzichtserklärungen und der 
atomaren und chemischen Rüstungsreali- 
tät so groß wie in Mitteleuropa. Deshalb 
besteht die besondere friedenspolitische 
Verpflichtung, die atomaren und chemi- 
schen Waffen zu verbannen. Eine neue 
deutsche Friedenspolitik muß mit dem 
Einstieg in die regionale Denuklearisie- 
rung beginnen. 



Abbau von Pershing II 
und Cruise-Missile 

Der Bundestag berät erneut über die so- 
genannte Nachrüstung, da infolge der Sta- 
tionierung und der sowjetischen „Nach- 
Nachrüstung“ die Bedrohung für die Bun- 
desrepublik angewachsen ist und der Ver- 
such, durch die „Nachrüstung“ eine Besei- 
tigung aller MittelstreckenwafTen in Eu- 
ropa zu erreichen, zum Scheitern verur- 
teilt war. Die Bundesregierung erwirkt 
einen sofortigen Stationierungsstopp und 
als Vorstufe eines vollständigen Abzugs 
eine Stillegung der bereits stationierten 
Mittelstreckensysteme. 

Es war das vorgebliche Ziel des Nato- 
Doppelbeschlusses von 1979, durch die 
Ankündigung einer Aufrüstung ein Abrü- 
slungsabkommen mit der Sowjetunion 
über Mittelstreckenraketen zustande zu 
bringen. Noch am 21. November 1983 
verband der Deutsche Bundestag seine 
Zustimmung zur Stationierung der Per- 
shing-/ 1 -Raketen und der Marschflugkör- 
per mit der Hoffnung auf „die drastische 
Verringerung, wenn möglich die völlige 
Verschrottung landgestützter nuklearer 
Mittelstrecken-Flugkörper größerer 
Reichweite in Europa“. 

Das Gegenteil ist eingetreten: die 
„Nachrüstung“ hat die auf die Bundes- 
republik gerichtete Bedrohung nicht ver- 
ringert sondern vergrößert. Die USA ver- 
fügen über eine neue Fähigkeit, Ziele in 
der Sowjetunion nuklear zu bekämpfen, 
während die sowjetischen Gegenmaßnah- 
men auf die Stationierungsländer in 
Westeuropa zielen. Durch die „Nach- 
Nachrüstung“ der Sowjetunion mit den 
Raketen SS -21, SS -2 2 und SS -23 und 
weiteren SS-20 hat sich der Rüstungs- 
wettlauf in Europa weiter verschärft und 
die Sicherheilslage vor allem der Bundes- 
republik erheblich verschlechtert. Dies ist 
nicht mit einer von den USA bereits vor- 
bereiteten erneuten „Nachrüstung“ mit 
zusätzlichen PersA/ng-Raketen zu korri- 
gieren, sondern nur mit einem Abbau der 
in der Bundesrepublik vorhandenen Nu- 
klearziele. 

Die Stationierung der Pershing II (und 
Cruise-Missile) muß auch deshalb rück- 
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gängig gemacht werden, weil sie eine 
Stütze der neuen amerikanischen Strate- 
gie zur Führbarkeil eines begrenzten 
Atomkriegs in Europa sind. Zur Ab- 
schreckung - auch gegenüber der SS-20 - 
verfügen die USA über ein mehr als aus- 
reichendes Potential. 

Unfälle mit der Pershing-Il-Rakeie, 
wie der am 1 1. Januar 1984 auf der Wald- 
heide bei Heilbronn, belegen, mit welcher 
Hast das Waffensystem stationiert wird 
und welche Gefährdung davon für die 
Bevölkerung bereits im Frieden ausgeht. 

Der Abbau der sogenannten Nachrü- 
stungswaffen wäre aus deutscher Sicht ein 
befreiender Verzicht, der auch dann eine 
große friedens- und sicherheitspolitische 
Bedeutung hätte, wenn das sowjetische 
Potential nicht reduziert werden würde. 
Eine Beseitigung aller Mittelstreckenwaf- 
fen in Europa durch ein Verhandlungser- 
gebnis in Genf ist schon deshalb sehr un- 
wahrscheinlich, weil die Pershing // und 
Cruise-Missile diejenigen Waffen im US- 
amerikanischen Arsenal sind, mit denen 
bei relativ geringem Risiko die größte 
Wirkung erzielt werden kann. 

Pershing // und Cruise-Missile sind 
nicht zuletzt Instrumente US-amerikani- 
scher Bündnispolitik, weil durch die Sta- 
tionierung die Bundesrepublik, Großbri- 
tannien, die Niederlande, Belgien und 
Italien so sehr gefährdet werden, daß 
diese Länder nur durch noch engere An- 
lehnung an die Führungsmacht ihr Si- 
cherheitsdefizit ausgleichen können. Des- 
halb ist der Abbau der Raketen auch ein 
wichtiger Beitrag zur Entflechtung der 
Militärbündnisse. 




Beseitigung der 
atomaren Gefechtswaffen 



Sämtliche auf dem Territorium der 
Bundesrepublik Deutschland lagernden 
Atomminen sind zu beseitigen. Die Atom- 
sprengköpfe für die Kurzstreckensysteme 
werden abgezogen. Kommt keine Nalo- 
Regelung zustande, wird die Nuklearfähig- 
keit der Bundeswehr einseitig aufgehoben. 
Mit diesen Maßnahmen wird die Schaf- 
fung einer blockübergreifenden atomwaf- 
fenfreien Zone in Mitteleuropa eingelei- 
tet. 



Von den etwa 6000 amerikanischen 
Atomsprengköpfen in den westeuropäi- 
schen Varo-Staaten sind derzeit etwa 
4000 in der Bundesrepublik gelagert; das 
entspricht einer Gesamtsprengkraft von 
schätzungsweise 275 Megatonnen TNT, 
dem Vernichtungspolential von minde- 
stens 20 000 Hiroshimabomben. 

Bei 250-300 dieser Nuklearwaffcn han- 
delt es sich um Atomminen, die von Ein- 
heiten der US-Armee und der Bundes- 
wehr in grenznahen Regionen der Bun- 
desrepublik gezündet werden sollen. Mit 
diesen Nuklearwaffen wird die atomare 
Schwelle praktisch beseitigt. Die miniere 
Atommine (Sprengkraft von 1-15 KT) 
und die als „Tornister-Bombe“ bekannt- 
gewordene spezielle Alommine (Spreng- 
kraft von 0,1-1 KT) sind nicht nur sofort 
abzuziehen, auch der Absicht des Penla- 



Die „Friedensplattform ’87“ die als 
gemeinsamer Sonderdruck der Zeit- 
schriften „ Mediatus “ und „Publik-Fo- 
rum“ erscheint, ist Ergebnis eines Dis- 
kussionsprozesses, an dem sich eine 
große Zahl von Mitgliedern des „For- 
schungsinstituts für Friedenspolitik “ 
sowie zahlreiche Wissenschaftler, Frie- 
densgruppen und Gliederungen der im 
Bundestag vertretenen Parteien beteiligt 
hat. Starnberg, Mai 1985 



gon, leichtere und offensiv ersetzbare 
Nachfolgemodelle zu bauen, muß in den 
Nato-Gremien entschieden begegnet wer- 
den. 

Die Hälfte der in der Bundesrepublik 
gelagerten Atomsprengköpfe ist für die 
Artillerie vorgesehen. Davon können 
1500 Gefechtsköpfe mit den nuklear- 
fähigen Geschützen vom Kaliber 155 und 
203 mm bei den amerikanischen, deut- 
schen und belgischen Verbänden ver- 
schossen werden. Diese Nuklear- Artille- 
rie mit einer Reichweite bis zu 30 km ist 
auf dem dichtbesiedelten „Gefechtsfcld 
Deutschland“ besonders widersinnig. Für 
diese Rüstung planen die USA ebenfalls 
eine „Modernisierung“; die neuen Atom- 
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granaien sollen eine doppelte Sprengkraft 
haben. 

Auch die moderne schwere Artillerie- 
waffe Lance mit einer Reichweite bis 
130 km ist in Ausrüstung und Eirtsatzpla- 
nung so umzustellen, daß statt der rund 
500 Atomsprengköpfe nur noch konven- 
tionelle Munition verwendet werden 
kann. 

Die beiden Pershing -/-Geschwader der 
Bundeswehr werden nicht den Pershing 
II angeglichen Die amerikanischen 
Überlegungen, die in der Bundesrepublik 
stationierten Pa/r/or-Flugabwehr-Rake- 
ten zu nuklearisicrcn. widersprechen 
deutschen Sicherheitsintcressen. 

Es sind 800 bis 1000 Atombomben, die 
durch etwa 400 Nalo-Kampfflugzeuge 
mit „atomaren Aufgaben" zum Einsatz 
gebracht werden sollen, in der Bundes- 
republik deponiert. Die Kampfflugzeuge 
der Bundeswehr sind so umzurüsten, daß 
sie zum Atombombcncinsatz untauglich 
werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland soll 
bei der Dcnuklearisierung eine Scbritt- 
machcrrollc cinnehmcn und auch ihr 
außenpolitisches Gewicht nutzen, um - in 
Umkehrung ihrer Rolle bei der „Nach- 
rüstung" - möglichst viele westeuropäi- 
sche Nato- Regierungen zum gemeinsa- 
men Rückzug aus der nuklearen Tcilhabe 
zu gewinnen. Notfalls unternimmt die 
Bundesregierung einen Alleingang, so wie 
dies Kanada getan hat und verweigert auf 
dem nuklearen Gebiet jede Zusammenar- 
beit in der Nato und mit den USA 

Die Realisierung dieser Forderungen 
wird durch die offizielle Nato-Politik, bis 
zum Jahre 1988 den Bestand an Gefechts- 
köpfen auf 4600 zu verringern, psycholo- 
gisch begünstigt Dabei handelt es sich 
aber nicht um eine Abrüstungsmaß- 
nahmc im Sinne dieser Vorschläge, son- 
dern um den Abzug militärisch überflüs- 
siger und veralteter Munition. Denn für 
den begrenzten Atomkrieg werden an- 
dere Gefechtsköpfc benötigt als im Rah- 
men des bisherigen Absehreckungskon- 
zepLs Diese ziclgenaucn Atomwaffen für 
das europäische Gefechtsfeld werden in 
den USA entwickelt, so daß sich die Zahl 
der nuklearen Gefechtsköpfc später wie- 
der erhöhen dürfte. 

Der Abzug der nuklearen Gefechis- 
feldwaffcn wird nur in einer Abfolge ein- 
zelner kalkulierter Schritte möglich sein 
Atomwaffenfreie Streifen, z. B. 150 km 
beiderseits der deutsch-deutschen Grenze 
(Palme-Bericht), sind wichtige Zwischen- 
stufen, aber noch keine Lösung, weil die 
bloße Rückverlegung von atomaren Ge- 
fechlsfeldwaffcn beide Seiten verleiten 
könnte, diese in der Krise wieder nach 
vorne zu bringen, wodurch die militäri- 
sche Lage zusätzlich destabilisiert werden 
würde. Deshalb muß dem regionalen 
Rückzug der nuklearen Gefcchtsfeldwaf- 
fen die völlige Verbannung aus Mitteleu- 
ropa folgen, die mir »dem sofortigen Ab- 
zug der Alomminen cinzuleiten ist. 



Die Denuklearisicrung der nicht-deut- 
schen Verbände in der Bundesrepublik 
wird nur mit einem entschiedenen politi- 
schen Willen zu verwirklichen sein, zumal 
die alliierten Stationierungsrechle ein 
Hindernis darstcllcn, das nur durch eine 
selbstbewußte Politik überwunden wer- 
den kann. 

Abzug der chemischen 
Waffen aus Mitteleuropa 

Weltweite Verhandlungen über ein all- 
gemeines C-Waffen-Verbot haben im gün- 
stigsten Fall nur langfristig Erfolgsaus- 
sichten. Daher strebt die Bundesregierung 
ein Übereinkommen mit der DDR und an- 
deren europäischen Staaten zur Einrich- 
tung einer C-WafTen-freien Zone in Eu- 
ropa an. Die Bundesregierung wirkt mit 
allen politischen und juristischen Mitteln 
auf die USA ein. um das in der Bundes- 
republik lagernde Giftgas zu beseitigen. 

Die Bundesrepublik ist das einzige 
Land, in dem die USA außerhalb ihres 
Territoriums Giftgas lagern. Dies wider- 
spricht der IJN-Resolution vom Dezem- 
ber 1983, in der neben der Neuproduk- 
uon auch die Lagerung von C-Waffen auf 
fremdem Territorium verurteilt wird. 
Kennzeichnend ist, daß die USA gegen 
diese Resolution gestimmt haben und daß 
sich die Bundesrepublik enthalten hat. 

Jeder C-Waffen-Einsatz wäre in der 
dichtbesiedelten Region Mitteleuropa in 
besonderem Maße selbstschädigend. Hier 
ist die Lagerung von chemischen Kampf- 
stoffen völkerrichtlich bedenklich, weil 
C-Waffen wegen der Folgen für die Be- 
völkerung auch nicht als Repressalien- 
Kapazitäl gerechtfertigt werden können. 
Die von Leckagen bedrohten US-Giflgas- 
bcstände in der Bundesrepublik gefähr- 



den bereits jetzt Leben und Gesundheit 
der Bevölkerung. 

Ein Abkommen über eine C-Waffen- 
freie Zone in Europa muß bald erreicht 
werden, weil die US-Administration das 
Produktionsmoratorium von Präsident 
Richard Nixon aus dem Jahre 1969 auf- 
heben will, um mit der Produktion von 
binären Nervenkampfstoffen beginnen zu 
können. Diese neue chemische Munition 
wirkt erst dann, wenn zwei ungefährliche 
Substanzen nach dem Abschuß vermischt 
werden. Ein Verbot dieser C-Waffen, ist 
schwer zu kontrollieren, weil es sich um 
kommerziell gebräuchliche Stoffe han- 
delt. Sind diese neuartigen C-Waffen pro- 
duziert, ist die Stationierung in der Bun- 
desrepublik wahrscheinlich, weil sie, of- 
fensiv eingesetzt, als materialschonende 
Waffen im AirLand-Battle- Konzept eine 
wichtige Rolle spielen. 

Als Vorstufe zu einem weltweiten Ver- 
bot von Produktion, Lagerung und Ein- 
satz von C-Waffen, über das in Genf 15 
Jahre ergebnislos verhandelt wird, muß 
ein regionaler Durchbruch in Europa er- 
zielt werden. Ihre Bereitschaft zu Ver- 
handlungen über die Errichtung einer 
C-Waffen-freien Zone haben bereits die 
DDR, die CSSR und die Sowjetunion zu- 
gesagt. Bilaterale Gespräche unterhalb 
der staatlichen Ebene haben Vorausset- 
zungen für eine baldige Verwirklichung 
geschaffen. 

Der japanischen Regierung ist es 1969 
nach einem Giftgas-Unfall gelungen, die 
USA zu veranlassen, ihre C-Waffen-Be- 
stände aus Okinawa abzuziehen. Dies 
sollte auch der Bundesregierung gelingen, 
die dabei mit einer breiten nationalen 
und internationalen Unterstützung rech- 
nen könnte. 




INFORMATIONEN FÜR DIE FRIEDENSPOLITISCHE ARBEIT 



Wenn Sie den meölatua noch nicht kennen, dann sollten Sie ihn einmal anschauen. 
Diese von Altred Mechtersheimer gegründete monatliche Informationsschrift aus 
Starnberg hat sich innerhalb weniger Jahre wie von selbst aus einigen kopierten 
Blättern mit Hinweisen für die friedenspolitische Arbeit zu einer Zeitschrift mit einer 
Auflage von über 6000 Exemplaren entwickelt. Wie ist dieser ungewöhnliche Erfolg 
:u erklären? Vermutlich Ist es der rapid gestiegene Bedarf an präzisen Informationen 
:ur Sicherheits-, Außen- und Friedenspolitik. Immer mehr Menschen machen den 
Regierungen ddt Monopol des Herrschaftswissens streitig. Sie suchen gesicherte 
Grundlagen für ihre politische Arbeit und mißtrauen - mit guten Gründen - dem was 
die Regierungen zur Rechtfertigung ihrer Politik und zur Stabilisierung ihrer Macht 
verbreiten. 

Fordern Sie ein Probeexemplar an beim: 

Forschungsinstitut für Friedenspolitik e.V., Postfach 1529, 8130 Starnberg, 

Tel. 08151/3007 

Jahresabonnemciä DM 48.-. Mitglieder des Instituts erhalten den mediatus kosten- 
los. 
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Maßnahmen 
allgemeiner Abrüstung 

Atomare Abrüstung muß schon des- 
halb in eine umfassende Abrüstungspoli- 
tik eingebunden sein, damit der Verzicht 
auf Nuklearwaffen keine konventionelle 
Aufrüstung auslöst Allgemeine Rü- 
stungsverminderung wird in Europa nur 
in dem Maße gelingen, wie die Auftei- 
lung Europas in zwei sich gegenüberste- 



hende Militärblöcke überwunden werden 
kann. 

Durch den kalkulierten Verzicht auf 
selbstbedrohende und bereits heule über- 
flüssige Riistungseleinente lassen sich die 
Voraussetzungen für einen allgemeinen 
Abrüstungsprozeß in Europa stärken. 
Alle Abrüstungsschritte müssen die politi- 
sche Stabilität vergrößern und dem legiti- 
men Sicherheitsbedürfnis der Bevölke- 
rung gerecht werden. Dabei sollte aller- 
dings von der Erkenntnis ausgegangen 
werden, daß die Formel vom militäri- 
schen Gleichgewicht nicht nur die Aufrü- 
stung begünstigt, sondern auch Abrü- 
stungsbemühungen aussichtslos macht. 
Eine Rüstungskontrollpolitik. die nicht 



auf die Überwindung der Militärblock? 
zielt, ist von Aufrüstung nicht zu unter- 
scheiden. Eine andere Abrüstungspolitik 
ist unumgänglich, weil Abrüstung nicht 
nur die Kriegsgefahr verringert, sondern 
auch eine entscheidende Voraussetzung 
zur Lösung der anderen wachsenden Pro- 
bleme in den Industriestaaten und in der 
Dritten Welt ist. 

Ziel allgemeiner Abrüstungspolitik ist 
nicht nur die Verringerung der Waffen, 
sondern die Eingrenzung des Militäri- 
schen in Staat. Gesellschaft und Wirt- 
schaft. um den militärisch-industriell-po- 
litischen Komplex zu entmachten und um 
die vielfältigen innerstaatlichen Antriebs- 
kräfte des Wettrüstens zu schwächen. 



/A \ Kürzung der 
^ t . J Militärausgaben 

Alle offenen und versteckten Militär- 
ausgaben werden fiir das laufende Jahr re- 
duziert und neu gewichtet. Die Einsparun- 
gen aus einer Veränderung der mittelfristi- 
gen Finanzplanung werden zur Bekämp- 
fung von Armut, Hunger und Arbeitslosig- 
keit verwendet. Die deutsche Beteiligung 
am Nato-Infrastrukturprogramm wird auf- 
gekündigt. Direkte und indirekte Ausga- 
ben für die AirLand-ßaltle-Kriegführungs- 
Strategie und die Stationierung von Mas- 
senvernichtungsmitteln werden gestrichen. 
Jede Beteiligung an der Militarisierung 
des Weltraums wird verweigert. 

Die herkömmliche Rüstungskontroll- 
politik, die auf die Begrenzung und den 
Abbau einzelner Waffensysteme gerichtet 
ist. bat das Wettrüsten nicht aufhalten 
können. Deshalb muß versucht werden, 
der wachsenden Ressourcenvergeudung 
mit Hilfe einer konsequenten finanziellen 
Begrenzung Einhalt zu gebieten. Schon 
das Einfrieren der Militärausgaben leitet 
einen Prozeß der strukturellen Abrüstung 
ein, weil auf diese Weise die überdurch- 
schnittlichen Inflationsraten im Rü- 
stungsbereich eine Verringerung der 
Stückzahlen bis zur Streichung ganzer 
Waffensysteme erzwingen. 

Die Kosten der Waffensysteme sind so 
rapide gestiegen, daß außer den Super- 
mächten kaum noch ein Land die Ent- 
wicklung eines komplexen Flugzeuges, 
Panzers oder Kriegsschiffes alleine finan- 
zieren kann. Bisher wird versucht, durch 
Rüstungskooperation mit anderen Nato- 
Ländern und durch Rüstungsexport die- 
sen finanziell erzwungenen Abrüstungs- 
trend zu unterlaufen. 

Durch das Feslschreiben des laufenden 
Rüstungsetats und durch eine „finanzielle 
Abrüstung“ in den Folgejahren, ist ein 
Gegengewicht zu den konventionellen 
Aufrüstungsforderungen zu setzen, die 
sowohl aus der neuen offensiven Kriegs- 
führungsstrategie als auch von den Akti- 
vierungsbemühungen für die Westeuro- 
päische Union ausgehen. 

Die Steigerungsraten der Militärausga- 
ben der Bundesrepublik betragen nach 
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I der Finanzplanung für 1985 bis 1988 
jährlich jeweils 3,7 Prozent Der Ansatz 
für 1985 liegt um rund 1,8 Milliarden DM 
über den Ausgaben von 1984. Bei einem 
Anstieg des Gesamthaushaltes um rund 
3,8 Milliarden DM entfällt also mehr als 
die Hälfte des Mehrbedarfs auf die Mili- 
tärausgaben. Gleichzeitig mit der be- 
schleunigten Aufrüstung werden aber die 
Sozial- und Bildungsausgaben entschei- 
dend gekürzt. Diese Umverteilung baut, 
ähnlich wie in den USA. den Sozialstaal 
ab und den ..Rüstungsstaat“ aus. 

Günstige Voraussetzungen zur Redu 
zicrung des Rüstungsetats' bestehen aber 
gerade jetzt, weil die Ausgaben für die 
Beschaffungsprogramme der zweiten 
Waffengeneration der Bundeswehr (Tor- 
nado. Leopard IJ. .4 WACS etc,) deutlich 
abnehmen. Statt dessen verwendet die 
Bundesregierung diese Mittel zur Be- 
schaffung von Munition und zur dr.i 
stischen Ausweitung der militärischen 
Forschung und Entwicklung. Heute wer- 
den die Weichen für die Rüstung bis in 
das nächste Jahrtausend gestellt. Deshalb 
muß jetzt die Entwicklung der öffensiven 
bzw. offensiv einsetzbaren Waffensy- 
steme der drillen Generation, die im 
Rahmen der angriffsorientierten FOFA- 
Richtlinie (Rogers-Plan) verwendet wer- 
den sollen, gestoppt werden 

In einem Nachtragshaushalt sind fol- 
gende Maßnahmen umzusetzen: 

• Verzicht auf alle Ausgaben, die der 
Stationierung weiterer Nuklearwaffcn 
dienen (z. B. Pershing lb. Produktion 
der neuen A- und C-Waffen-laugli- 
chen Panzerhaubttze 155-1) 

• keine Entwicklung von Marschflugkör- 
pern 

• Streichung der Ausgaben für die Ent- 
wicklung von neuen Großwaffensvste- 
nien, z. B Jäger 90, Leopani III. 
U-Boot-Klasse 21 1) 

• Aufkündigung der Ausgaben für das 
Wart ime -II ost- Nation Support -Abkom- 
men mit den USA 

• Einschränkung der militärischen For- 
schung und Entwicklung 

• Verzicht auf Weltraum- und Laser- 
Waffen-Forschung 

• Reduzierung der Ausgaben für militä 
rische Baumaßnahmen 



• Streichung der Miluärhjlfe für Regie- 
rungen. die die Menschenrechte miß- 
achten (z. B. Türkei). 

Da mit dem Nato- In fräst ruktur- Pro- 
gramm vor allem die Einrichtungen fbr 
die amerikanischen Vcrstärkungstruppen 
in Westeuropa und die atomaren Rü- 
stungsvorhaben (z. B. Stationierungsmaß- 
nahmen für Pershing II und Cruise-Missi- 
le) finanziert werden, die vornehmlich 
US-lnteressen dienen und das Sicher- 
heitsrisiko auf die Bundesrepublik abwäl- 
zen. wird die deutsche Beteiligung am 
Nato -Infrastruktur -Programm aufgekUn- 
digt. Die USA tragen mit 27,4 Prozent 
und die Bundesrepublik mit 26,5 Prozent 
zusammen über die Hälfte der Kosten 
dieses Programms. Im Dezember 1984 
haben die USA mit 22,5 Milliarden DM 
für die Jahre 1985 bis 1990 eine Verdop- 
pelung der Programmkosten durchge- 
setzt. 

Mil Schritten der finanziellen Abrü- 
stung werden die bereits geplante Aufrü- 
stung gestoppt, erste qualifizierte AbrO- 
siungsschriUe eingelciiet und eine ver- 
trauensschaffende Grundlage für umfas- 
sende Abrüstungsverhandlungen in Eu- 
ropa gebildet. 

) Einschränkung des 
Streitkräfteumfangs 

Der Friedensumfang der Bundeswehr 
von derzeit 495 000 Soldaten wird schritt- 
weise ahgebaut. Die geplante Erhöhung 
der Kriegsstärke im Jahre 1987 auf 1,34 
Millionen Soldaten wird nicht durchge- 
rührt bzw. rückgängig gemacht. Der 
Grundwehrdienst wird auf 15 Monate be- 
grenzt. 

Die Friedensstärke der Bundeswehr 
wurde 19S0 unter dem Eindruck des 
Koreakrieges auf 500 000 Soldaten fcstge- 
legt. Konrad Adenauer war dem amerika- 
nischen Drängen bereits lange vor dem 
Beginn der Wiederbewaffnung gefolgt 
und hatte diese Halbmtllionen-Armec zu- 
gesagt, um die Westintegration der Bun- 
desrepublik Deutschland zu beschleuni- 
gen. 

Obwohl sich in mehr als drei Jahrzehn- 
ten die Einschätzung der sowjetischen Po- 
litik und das Kräfteverhältnis in Mittclcu- 
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ropa verändert haben, wird die Trup- 
penstärke der Bundeswehr auch heute 
noch von den Bedrohungsängsten des 
kalten Krieges bestimmt. 

Eine personelle Abrüstung ist ohne Si- 
cherheitsverlust möglich, weil auch nach 
einer deutlichen Verringerung der Bun- 
deswehr die Truppen der Warschauer 
Vertragsorganisation weit von einer an- 
griffsfähigen Überlegenheit entfernt sind. 
Bei einer umfassenden Beurteilung der 
Kräfteverhältnisse in Europa unter Be- 
rücksichtigung der politischen, gesell- 
schaftlichen, wirtschaftlichen, technologi- 
schen und personellen Faktoren, wobei 
die Nato-Mitglieder Frankreich und Spa- 
nien nicht außer acht gelassen werden 
dürfen, ist eher ein Übergewicht des west- 
europäischen Potentials festzustellen. Im 
übrigen ist die wirksamste Ablehnung der 
US-Kriegfiihrungsstrategie eine Verringe- 
rung des Streitkräfteumfangs der Bundes- 
wehr. weil dann kaum Großverbände für 
Angriffsopcrationeti zur Verfügung ste- 
hen. 

Personelle Abrüstung ist nicht nur mili- 
tärisch möglich, sondern auch politisch 
nötig, um die seit über zehn Jahren im 
Zahlenstreit festgefahrenen Wiener 
\1 BFR-Verhandlun%en über beiderseitige 
Verminderung von Streitkräften und Rü- 
stungen in Mitteleuropa wieder in Gang 
zu bringen, wobei die Truppen der Super- 
mächte vorrangig verringert werden soll- 
ten. 

Personelle Abrüstung ist auch aus de- 
mographischen Gründen naheliegend, 
weil wegen des Geburtenrückganges der 
bisherige Bundeswehrumfang spätestens 
in den neunziger Jahren nicht mehr auf- 
recht erhalten werden kann. Alle Versu- 
che. die westdeutsche Halbmillionen-Ar- 
mee durch Verlängerung des Grundwehr- 
dienstes. Einbeziehung der Frauen oder 
andere Maßnahmen beizubehalten, 
könnte die Militarisierung der Gesell- 
schaft vergrößern 

Dieselben militärischen, politischen 
und demographischen Gründe sprechen 
nicht nur für eine Einschränkung der 
Friedensstärke, sondern auch für die Re- 
duzierung der Kriegsstärke Vor allem ist 
die Erhöhung der Kriegsstärke der Bun- 
deswehr durch das ILT/AS-Abkommen 
mit den USA von 1.24 auf 1.34 Millionen 
Soldaten im Jahre 1987 zurückgegangen. 

Die F.ntscheidur»g über das Maß der 
personellen Abrüstung wird nicht zuletzt 
davon bestimmt, wieviele Stationierungs- 
truppen aus der Bundesrepublik abgezo- 
gen werden. Der Abbau fremder Truppen 
in Mitteleuropa ist Kernstück einer neuen 
Sicherhei t.spolitik ; dessenungeachtet ist 
die Verringerung der Bundeswehr als der 
zweitgrößten .Va/o-Armee unverzichtbar. 

Begrenzung des 
Rüstungsexports 

Der Rüslungsexport der Bundesrepu- 
blik wird drastisch eingeschränkt. Zu 
diesem Zweck werden die einschlägigen 



Gesetze und Verordnungen geändert und 
deren Einhaltung sichergestellt. Der Waf- 
fenexport über Drittländer wird unterbun- 
den. 

Die bisherige Waffenexportpolitik der 
Bundesregierung trägt zur weltweiten 
Aufrüstung, Militarisierung, Erhöhung 
der Kriegsgefahr und ökonomischen Ver- 
elendung der Dritten Well bei. Der Welt- 
handel mit Waffen wird von sechs Indu- 
strieländern beherrscht, die 90 Prozent 
der Rüstungsgüter liefern, Führend sind 
dabei mit über 70 Prozent die USA (36,4 
Prozent) und die UdSSR (34,3 Prozent). 
Neben Frankreich (9.7 Prozent), Großbri- 
tannien (3,9 Prozent) und Italien (3,5 Pro- 
zent) gehört inzwischen auch die Bundes- 
republik (2,6 Prozent) zu den großen 
Waffenproduzenten. 

Rüstungsgüler „Made in Germany“ 
werden in über 70 Länder der Erde gelie- 
fert. Dreiviertel davon sind Entwicklungs- 
länder und ebensoviele liegen in Span- 
nungsgebieten und waren oder sind in 
kriegerische Auseinandersetzungen ver- 
strickt. Der kontinuierliche Anstieg seit 
1974 hat im Jahre 1983 einen vorläufigen 
Höhepunkt erreicht, als die Bundesregie- 
rung Rüstungsexporte in Höhe von 8,61 
Milliarden DM genehmigte In den Vor- 
jahren lagen sie im Durchschnitt noch un- 
ter zwei Milliarden DM. 

Wenn dieser Trend nicht gestoppt und 
umgekehrt wird, gerät auch die Volks- 
wirtschaft der Bundesrepublik und damit 
die Außenpolitik in wachsende Abhän- 
gigkeit vom Rüstungsexport. Eine Aus- 
weitung der Rüstungsproduktion würde 
langfristig nicht nur die wirtschaftliche 
Leistungskraft beeinträchtigen, wegen des 
hohen Rationalisicrungsgrades in der Rü- 
stungsindustrie würden auch auf Dauer 
unsichere Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den. Das Deutsche Institut für Wirt- 
schaftsforschung in Berlin hat ermittelt, 
daß bei einem Einsatz von zehn Milliar- 
den DM im Rüstungsbereich 180 000 Ar- 
beitsplätze, in kommunalen Einrichtun- 
gen dagegen 245 000 geschaffen werden. 
Daher muß der Staat als Gesetzgeber. 
Kontrollorgan oder als Anteilseigner zur 
Entflechtung der Rüstungsindustrie und 
zur Umstellung auf zivile Produkte bei- 
tragen. 

Die rechtlichen Instrumentarien zur 
Einschränkung und Kontrolle von Rö- 
stungsexporten hätten auch bisher die 
Ausdehnung des deutschen Waffenhan- 
dels verhindern können, wenn die Bun- 
desregierungen an einer strengen Anwen- 
dung interessiert gewesen wären. Ein ver- 
antwortungsbewußtes Parlament wird 
durch Änderung der einschlägigen Ge- 
setze „Ermessensspielräume“ und „Grau- 
zonen“ beseitigen. Die Aafo-Mitglied- 
schaft allein ist kein zulässiges Kriterium 
für eine Exportgenehmigung. 

Bei raultilaterialer Rüstungskoopera- 
tion muß vertraglich festgelegt werden, 
daß die nationalen Rüslungsexport-Be- 
stimmungen nicht umgangen werden 




können. Auch auf EG-Ebene sind Kon 
trollinstanzen mit wirksamen Kompeten- 
zen einzurichten. 

Durch Gesetz ist die öffentliche Wer- 
bung für Kriegswaffen und Rüslungsgü- 
ter zu verbieten. 
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Sicherheits- 
politische Rahmen- 
bedingungen 

Die Auflösung der Militärblöcke in Eu- 
ropa steht nicht am Anfang sondern am 
Ende eines langen Weges. Solange die 
militärische Konfrontation in Europa 
fortbesteht, ist es so gut wie ausgeschlos- 
sen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
die Nato und die DDR den Warschauer 



Pakt verlassen können. Deshalb müssen 
für die Bundeswehr zunächst solche Maß- 
nahmen ergriffen werden, die die militä- 
rische Integration, die Strategie und die 
Rüstung des Bündnisses verändern, ohne 
die Nato-Zugehörigkeit unmittelbar in 
Frage zu stellen. 

Ein Verzicht etwa auf die klassischen 
Angriffswaffen, wie Panzer und Flugzeu- 
ge, die Absage an die Politik des nukle- 
aren Ersteinsatzes oder die Ratifizierung 
der neuen Völkerrechtsnormen sind wirk- 
same Maßnahmen, um die konfliktträch- 
tige Lage in Europa zu entspannen. 

Selbstverständlich läßt sich diese Kor- 
rektur der Sicherheitspolitik der Bundes- 
republik nicht ohne Konflikte mit den 



Vereinigten Staaten durchsetzen. Dieser 
Konflikt wäre jedoch insofern hilfreich, 
als er den wahren Charakter der deutsch 
amerikanischen Beziehungen offenlcgcn 
würde. Eine entschlossene Haltung der 
Bundesregierung wird nicht nur eine 
wachsende Zustimmung in der eigenen 
Bevölkerung, sondern wahrscheinlich 
auch in anderen westeuropäischen Län- 
dern auslösen. Die Thematisicrung der 
amerikanischen Pläne zur Militarisierung 
des Weltraums ( SDl ) und zur Kriegfüh- 
rung in Europa (AirLund Rat de) wird 
dann die wachsende Unvereinbarkeit 
zwischen europäischen Lcbcnsintcresscn 
und amerikanischen Machtinteressen vet 
deutlichen. 



\ Beseitung der offensiven 
^ / .J Rüstungselemente 

Die Bundesrepublik verweigert ihre Ein- 
bindung in das neue amerikanische Krieg- 
fuhrungskonzepl AirLand Battle und die 
Nato-Planungsrichtlinie FOFA. Alle Waf- 
fenbeschaiTungen sowie Vereinbarungen 
mit den USA und der Nato, die der Reali- 
sierung der neuen offensiven Kriegrüh- 
rungsstrategie dienen, werden aufgekün- 
digt. Dies gilt auch für Einrichtungen und 
Abkommen, die fiir eine Inlerventionspoli- 
lik gegenüber Ländern der Dritten Welt 
genutzt werden könnten. Struktur und Be- 
waffnung der Bundeswehr werden schritt- 
weise dem vom Grundgesetz vorgeschrie- 
benen Defensivauftrag angepaßt. Die 
Friedfertigkeit der Bundesrepublik muß 
nach innen und außen durch den Verzicht 
auf OfTensivfahigkciten deutlich gemacht 
werden. 

Die Bundesregierung darf sich nicht 
bloß verbal von den neuen US-Kriegfüh- 
rungskonzeplen distanzieren, sie muß 
sich auch den rüstungspolitischen Konse- 
quenzen verweigern, wenn sie den Miß- 
brauch der Bundesrepublik für die neue 
amerikanische Kriegführungsdoktrin ver- 
hindern will. 

Die Bundesrepublik ist auf zweifache 
Weise Riskikoträger der weltweiten mili- 
tärischen Aktivitäten der USA. Zum 
einen dient das westdeutsche Territorium 
als Plattform für die Offensivstrategie ge- 
gen den sowjetischen Herrschaftsbereich, 
zum andern wird die Bundesrepublik als 
Stützpunkt und Sprungbrett für die Inter- 
ventionspolitik der USA gegenüber Län- 
dern der Dritten Welt genutzt. 

Neben der umfassenden „Modernisie- 
rung“ der konventionellen und atomaren 
Bewaffnung der Aa/o-Streitkräfte sind 
mehrere Maßnahmen zur Verstärkung 
der US-Truppen in Europa für den Kri- 
sen- und Kriegsfall eingeleitet worden: 

• Im Rahmen des POMCUS -Pro- 
gramms (Prepositioned Overseas Mate- 
rial Configured in Unit Sets = Voraus- 
stationierung von Material in Übersee 
in Form von Ausrüstung für komplette 
Einheiten) wird vor allem in der Bun- 
desrepublik schweres Kriegsgerät für 
Verstärkungstruppen aus den USA 
cingelagert. 



• Durch das WHNS-Abkommen (War- 
time Host Nation Support) = Unter- 
stützung durch den Aufnahmestaal in 
Krise und Krieg) können sechs weitere 
Kampfdivisionen aus den USA in die 
Bundesrepublik verlegt werden. Zur 
Unterstützung muß die Bundeswehr 
90 000 Reservisten zusätzlich bereit- 
stellen. 

• Durch den Master Restationing Plan 
(Hauptverlegungsplan) werden US- 
Truppen aus Südwestdeutschland an 
die Grenze zur DDR vorverlegt. 

Der Zweck dieser kostspieligen Verän- 
derungen ist nicht der Schutz der Bundes- 
republik. sondern die Steigerung der 
Kriegführungsfähigkeil der USA in Euro- 
pa. 

Bisher unterstützen die Bundesregie- 
rungen auch die Vorbereitungen der In- 
terventionspolitik gegenüber den Län- 
dern in Nahost und Afrika von deut- 
schem Boden aus, weil „unsere vitalen 
Interessen über den Nato - Bereich hinaus- 
reichen“, so Bundeskanzler Helmut Kohl 
in der Regierungserklärung 1983. 

Für solche militärischen Eingriffe, etwa 
in der Golfregion, sind logistische Basen 
und Zwischenstationen für Truppen- und 
Materialtransporte besonders wichtig. 
Deshalb wird die Bundesrepublik seit 
Jahren als Stützpunkt und militärische 
Drehscheibe der USA weiter ausgebaut. 
Nicht nur das Oberkommando für sämtli- 
che US-Truppen in Europa bis ins östli- 
che Mittelmeer ( EUCOM in Stuttgart), 
auch Flugplätze wie Frankfurt und 
Ramstein sind bei jedem militärischen 
Konflikt der USA im Nahen Osten in die 
Kriegführung einbezogen. 

Die Verstrickung der Bundesrepublik 
in Konflikte außerhalb des JVa/o-Bereichs 
ist dadurch unvermeidlich Das so verur- 
sachte Kriegsrisiko wird durch die US- 
Strategie der „horizontalen Eskalation“ 
noch verschärft. Danach soll bei einer 
drohenden Niederlage der USA in einem 
militärischen Konflikt z. B. am Persischen 
Golf ein weiterer Krieg in einer anderen 
Region, möglicherweise im mit atomaren 
Waffen überfüllten Europa, ausgelöst 
werden. Zur Wahrung der eigenen Si- 
cherheitsinteressen und aus Verantwor- 
tung gegenüber der Dritten Welt muß 



sich eine neue Bundesregierung dieser 
kriegslrächtigen US-Politik energisch wi- 
dersetzen. 

Ziel der Bundeswehrreform ist der b< 
freiende Verzicht auf alle offensiven Ro- 
stungselemente. Die von der Wehrmacht 
und den US-amerikanischen Expedition-! 
corps in die Bundeswehr Uber nommenen 
Angriffsstrukturen belasten bereits im 
Frieden wegen des aufwendigen Obungv 
bedarfs der Großwaffensystemc (Panzci 
Düsenjäger) Menschen und Landschaft 
durch Lärm und Umwcltzcrstörung. 

Das Ergebnis einer kontinuierlicher. 
Umrüstung sollte nicht eine im militäti- 
schen Sinn „effektivere“ Armee mit der 
Fähigkeit zur Kriegführung sein, sondern 
eine am Prinzip der hinlänglichen Abhal- 
icwirkung orientierte Defensivarmee 
Wenn diese Veränderungen nicht in Ab- 
stimmung mit der Nato vorgenommen 
werden können, ist die Kooperation mit 
einzelnen Verbündeten zu suchen. 




Verzicht auf den Ersi- 
einsatz von Atomwaffen 



Die Bundesregierung bemüht sich, miig 
liehst viele Länder für eine gemeinsame 
Erklärung zum Verzicht auf den Erstein- 
satz von Atomwaffen zu gewinnen. Gege- 
benenfalls erklärt die Bundesregierung 
einen solchen Verzicht in Übereinstim- 
mung mit der UN-Resolution vom 22. 
November 1984 auch ohne die Zuslim 
inung der Nato-Gremlen. Sie verweigert 
jede Mitwirkung an Ersteinsat/ptänen. 

Eine Erklärung, auf den Ersteinsatz 
von Atomwaffen zu verzichten, vcmngcrt 
noch nicht entscheidend die Gefahr, die 
von verwundbaren Nuklcarrakctcn des 
halb ausgeht, weil sie eingesetzt werden 
müssen, um nicht von gegnerischen Ra- 
keten zerstört zu werden. Aber eine sol- 
che Erklärung ist eine wichtige psycholo- 
gische Voraussetzung, um die Bedeutung 
der Atomwaffen zu verringern und dcien 
Abzug aus Mitteleuropa vorzubercitcn. 

Wenn eine neue Bundesregierung nicht 
nur den Ersteinsatzverzicht erklärt, son- 
dern auf den praktischen Konsequenzen 
für Stationierung, Einsalzplanung und 
Strategie der Nato besteht, wird die nu- 
kleare Schwelle angehoben und cus 
Atomkriegsrisiko in Europa deutlich ver- 
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mindert. Eine solche qualifizierte Gewall- 
verzichtserklärung wäre gewiß ein Anstoß 
zur Reform der yVarö-Strategie und 
-Struktur Die Möglichkeiten der Bundes- 
regierung in den zuständigen Nato-Ein- 
richtungen, die nukleare Einsatzplanung 
und den nuklearen Einsatz zu beeinflus- 
sen, sollten nicht unterschätzt werden. 
Dies wäre vor allem dann von Bedeutung, 
wenn die amerikanischen Zusicherungen, 
beim Einsatz von Atomwaffen das Statio- 
nierungsland zu konsultieren, nicht einge- 
halicn werden. 

In jedem Fall wäre eine No-first-use- 
Erklärung der Bundesrepublik auch ohne 
die westlichen Nuklearmächte eine be- 
deutende vertrauensbildende Maßnahme, 
zumal die Staaten der Warschauer Ver- 
tragsorganisation diesen Verzicht bereits 
ausgesprochen und von den Ware-Staaten 
wiederholt gefordert haben. 

Ratifizierung der 
Zusatzprotokolle von 1977 

Der Bundestag ratifiziert die bereits pa- 
raphierten Zusatzprotokollc zu den Gen- 
fer Rotkreuz-Abkommen ohne einschrän- 
kende Zusatzerklärung. Die Bundesregie- 
rung wirkt auf die Nato ein, Strategie und 
Rüstung so zu verändern, daß sie nicht ge- 
gen das neue Völkerrecht verstoßen. 

Die Genfer Konferenz zur Weiterent- 
wicklung des humanitären Kriegsvölker- 
rechts verabschiedete 1977 zwei unter 
Mitwirkung der Bundesregierung erarbei- 
tete Zusatzprolokolle zu den Genfer Rot- 
kreuz-Abkommen von 1949. Diese beiden 
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Protokolle wurden bis heute mehl ratifi- 
ziert. 

Im ersten Zusatzprotokoll werden die 
völkerrechtlichen Regeln für die Krieg- 
führung festgelegt, die dem Schutz der 
Zivilbevölkerung dienen und für alle 
Waffenarten vorschreiben, 

• ..daß die Mittel, dem Feind Schaden 
zuzufügen, nicht unbegrenzt sind“ 
(Übermaß-Verbot), 

• „daß es verboten ist, Angriffe gegen 
die Zivilbevölkerung ,als solche' zu 
richten“ oder 

• „daß zu jeder Zeit unterschieden wer- 
den muß zwischen Personen, die an 
.Feindseligkeiten' teilnehmen und An- 
gehörigen der Zivilbevölkerung und 
daß letztere so weit wie möglich ge- 
schont werden müssen“ (Verbot der 
unterschiedslosen Kampfführung). 

Daraus folgt, daß der Ersteinsatz von 
Atomwaffen im dichtbesiedelten Mittel- 
europa gegen das Verbot der unter- 
schiedslosen Kampfführung verstoßen 
würde und daß der Einsatz der nach dem 
Abschreckungskonzept vorgesehenen Nu- 
klearwaffen eindeutig gegen das Völker- 
recht verstößt. Frankreich hat deshalb die 
Protokolle nicht unterzeichnet, und die 
US/\ und Großbritannien haben sie nur 
für konventionelle Waffen anerkannt. 
Wenn auch die Bundesrepublik diese 
wichtigen Dokumente des humanitären 
Kriegsvölkerrechts nicht ohne Vorbehalt 
unterzeichnet, setzt sie sich dem Verdacht 
aus, nach eigenen nuklearen Optionen zu 
streben. 
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Das neue Kriegsvölkerrecht ist für die 
Überlebensinteressen der Menschen in 
der Bundesrepublik besonders wichtig. 
Wegen der Überrüstung in Mitteleuropa 
und wegen der großen Wahrscheinlich- 
keit, daß Deutschland Gefechtsfeld wer- 
den würde, hat die Bundesregierung die 
Verpflichtung, jeden möglichen rechtli- 
chen Schutz für die Bevölkerung zu nut- 
zen. Da nach Artikel 25 des Grundgeset- 
zes das Völkerrecht unmittelbar geltendes 
Recht ist, besieht nach Ratifizierung der 
Zusatzprotokolle im Krieg für Soldaten 
eine Rechtsgrundlage zur Verweigerung 
von Vernichtungsbefehlen. 

Das bisherige Zögern von Bundesregie- 
rung und Bundestag bei der Ratifizierung 
zeigt, daß die Ware-Strategie mit dem 
Völkerrecht nicht in Einklang steht. Eine 
Vorbehaltserklärung, die Nuklearwaffen 
aus den kriegsvölkerrechllichen Bestim- 
mungen ausschließt, würde den Vertrag 
entwerten und das Ansehen der Bundes- 
republik schädigen, zumal die Wero-Part- 
ner Dänemark und Norwegen die Zusatz- 
protokolle ohne Vorbehalt ratifiziert 
haben. Der Konflikt zwischen völker- 
rechtlicher Norm und Waro-Strategie darf 
nicht zu Lasten des Völkerrechts und da- 
mit gegen die Lebensinteressen der Be- 
völkerung gelöst werden. 

Die Ratifizierung des neuen Völker- 
rechts. das auch besonders grausame kon- 
ventionelle Waffen verbietet, wird von 
zahlreichen politischen und gesellschaftli- 
chen Kräften, nicht zuletzt vom Deut- 
schen Roten Kreuz nachdrücklich gefor- 
dert. 




D Stärkung der 

F riedensbedingungen 

Gleichzeitig mit den militärischen Ver- 
änderungen müssen in einem umfassen- 
den Sicherheitsverständnis die innerpoli- 
lischen Friedensbedingungen gestärkt 
werden. Dies sind gesamtpolitische Auf- 
gaben, zu denen der Abbau sozialer Un- 
gerechtigkeiten ebenso gehört wie die 
Verbesserung der Mitwirkung am politi- 
schen Willensbildungsprozeß. Aufgabe 
einer umfassenden Friedenspolitik ist es 
auch, Feindbilder abzubauen, mit denen 



in der Geschichte häufig Kriegsbereit- 
schaft geschürt worden ist. 

Der Staat selbst kann keine friedensfä- 
hige Gesellschaft schaffen, aber eine Re- 
gierung kann viel tun, um die Erziehung 
zur Konfliktfähigkeit und Versöhnung, 
eine Wissenschaft für den Frieden und 
die Arbeit für die Völkerverständigung zu 
fördern. Eine neue Bundesreigerung hat 
auch die durch die Friedensbewegung 
ausgelöste Demokratisierung der Sicher- 
heitspolitik zu begünstigen. Unter ande- 
rem werden die kommunale Friedens- 
politik und die Verbreitung von feind- 
bildfreiem und emanzipatorischen Wis- 
sens unterstützt. Das Bewußtsein für die 
Gefahr des Militarismus in Armee, Staat 
und Gesellschaft muß geschärft werden. 



Die Verherrlichung des Militärischen ist 
geistige Kriegsvorbereitung. 

Ohne den Souveränitätsverzichl und 
die territoriale Ausbeutung der beiden 
deutschen Staaten hätte die rüstungstrei- 
bende und kriegsträchtige europäische 
Teilung keinen Bestand. Deshalb muß 
mit dem Aufbau einer europäischen Frie- 
densordnung dort begonnen werden, wo 
auch die Ursachen für die europäische 
Teilung liegen. Die beiden deutschen 
Staaten werden ihrer Verpflichtung zur 
friedenspolitischen Wiedergutmachung 
erst dann gerecht werden, wenn sie ge- 
meinsam zum Abbau jener gefährlichen 
Konfrontation beitragen, die ohne die 
von den Deutschen zu verantwortende 
Politik vor 1945 nicht hätte entstehen 
können. 



Offenlegung der 
Militär- und 
Sicherheitspolitik 

Militärische Angelegenheiten sind 
grundsätzlich ofTenzulegen. Dies gilt auch 
Für die atomare und chemische Rüstung 
sowie für die RüstungsbeschafTung, die 
Militärdoktrin und den Rüstungsexport. 
Keinesfalls dürfen Daten geheim gehalten 
werden, die die Sicherheit der Bevölke- 
rung betreffen. 



Die bisherige Geheimhaltungspraxis 
entspricht eher dem Sicherheits- und Po- 
litikverständnis eines totalitären Staates 
als dem einer Demokratie. Selbst im Ver- 
gleich zu den USA und anderen Waro- 
Staaten ist die Geheimhaltungspraxis der 
Bundesregierung antiquiert. Im allge- 
meinen wird gegenüber der eigenen Be- 
völkerung verborgen, was der Sowjet- 
union und anderen WVO-Staaten ohne- 
hin bekannt ist. 

Die Offenlegung des Rüstungsbereichs 
ist Voraussetzung für demokratische Par- 



tizipation in einem existentiellen Politik- 
bereich. Nur ein eng zu begrenzender Mi- 
litärsektor bedarf der Geheimhaltung. 
Der demokratische Konsens und die Le- 
gitimität der Regierungsentscheidungen 
sind gestört, solange lebenswichtige 
Fragen der Rüstungs- und Sicherheitspo- 
litik der demokratischen Meinungsbil- 
dung entzogen werden. Insbesondere die 
militärische Planung im Zusammenhang 
mit Massenvernichtungsmitteln darf nicht 
länger als Verschlußsache behandelt wer- 
den, weil die Bevölkerung darüber in ho- 
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hem Maße beunruhigt ist und ein Infor- 
mationsrecht verstärkt einklagt. Die bis- 
herige Geheimhaltungspraxis behindert 
auch die Kontrollaufgaben des Parla- 
ments, nicht zuletzt bei Fragen zur Atom- 
rüstung. 

Offenzulegen sind nicht nur die Rü- 
stungsausgaben der Bundesrepublik, son- 
dern auch die hier von anderen Staaten 
investierten Mittel für die militärische In- 
frastruktur, ebenso Angaben zur ökologi- 
schen Belastung der Bundesrepublik 
durch vorhandene und geplante Militär- 
einrichtungen. Rüstungsprojekte sind be- 
reits im Planungsstand veröffentlich- 
ungspflichtig. Um die Manipulationsge- 
fahr bei Angaben zur gegnerischen Rü- 
stung zu erschweren, legt die Bundes- 
regierung künftig auch diese Daten weit- 
gehend offen. 




Demokratisierung des 
Wehr- und Zivildienstes 



Der Zivildienst wird auf 15 Monate ver- 
ringert, weil das Grundgesetz gleiche 
Dienstzeit von Zivil- und Militärdienst 
verlangt. Der Zivildienst soll den Charak- 
ter eines Friedensdienstes erhalten. Der 
Wille zur Kriegsdienstverweigerung darf 
nicht durch bürokratische Barrieren be- 
hindert werden. Die demokratischen 
Rechte für die Angehörigen der Streit- 
kräfte werden ausgebaut. Normen, Rituale 
und Konventionen aus vordemokratischen 
Zeiten werden beseitigt. 

Das Grundrecht der Kriegsdienstver- 
weigerung aus Gewissensgründen, das 
nach der Erfahrung aus zwei Weltkriegen 
einen hohen Verfassungsrang erhalten 
hat, darf nicht zugunsten der Bedarfspla- 
nung der Bundeswehr beeinträchtigt und 
eingeschränkt werden. Das Kriegsdienst- 
verweigerungs-Gesetz ist so zu ändern, 
daß von der Wahrnehmung dieses 
Grundrechts nicht abgeschreckt wird. Bü- 
rokratische Behinderungen müssen auf- 
gehoben werden, und das rechtspolitisch 
bedenkliche und schwer praktikable An- 
erkennungsverfahren ist durch eine be- 
gründete Willenserklärung zu ersetzen. 

Damit sich der Zivildienst zu einem 
Friedensdienst entwickeln kann, sind 
auch Zivildienstplätze in gesellschaftli- 
chen Einrichtungen außerhalb der Sozial- 
bereiche einzurichten. Es muß sicherge- 
stellt werden, daß die Zivildienstleisten- 
den nicht als billige Arbeitskräfte genutzt 
werden. 

Die demokratischen Rechte der Zivil- 
dienstleistenden werden ausgebaut und 
nicht an militärischen, sondern an zivilen 
Erfordernissen orientiert. Das Rechts- 
prinzip „Keine Doppelbestrafung in der 
gleichen Sache“ muß auch für Totalver- 
weigerer gelten. 

Demokratische Streitkräfte müssen sich 
von Armeen totalitärer Staaten in ihrer 
inneren Ordnung und geistigen Verfas- 
sung grundsätzlich unterscheiden. Das 
Bundespersonalvertretungs-Gesetz ist auf 
die Angehörigen der Streitkräfte auszu- 
dehnen. Die Bundeswehr ist von über- 



kommenen Disziplinierungsverfahren 
und Ritualen (z. B. Großer Zapfen- 
streich) zu befreien. 

Der Militärische Abschirmdienst 
(MAD) wird aufgelöst. Seine Aufgaben, 
soweit auf sie nicht verzichtet werden 
kann, übernehmen die zivilen Behörden. 




Errichtung eines 
Ministeriums für 
Frieden u. Aussöhnung 



Durch Errichtung eines eigenen Mini- 
steriums werden die Aufgaben der inneren 
und äußeren Friedenspolitik, insbesondere 
der Abrüstung, zusammengefaßt und poli- 
tisch aufgewertet. Dadurch soll die beson- 
dere friedenspolitische Verantwortung der 
Bundesrepublik Deutschland sichtbar wer- 
den. 



Da die Bundesrepublik bisher ihre Si- 
cherheitsinteressen vorwiegend im Nato- 
Bündnis gewahrt sah und die friedenspo- 
litische Zusammenarbeit mit den osteuro- 
päischen Staaten daher durch Blockden- 
ken behindert wurde, gingen von der 
Bundesrepublik zu wenige Impulse für 
eine nicht-militärische Friedenssicherung 
aus. Um diese Aufgabe einer gesamteuro- 
päischen Friedenspolitik zu aktivieren 
und zu organisieren, ist die Errichtung 
eines Ministeriums für Frieden und Aus- 
söhnung zweckmäßig. 

Das neue Ressort ist für die Abrü- 
stungs- und Rüstungskontrollpolitik, die 
Zusammenarbeit mit der Dritten Welt 
und die Förderung der Aussöhnung mit 
allen europäischen Ländern zuständig. 
Durch organisatorische und finanzielle 
Maßnahmen sind die innergesellschaftli- 
chcn Bedingungen der Friedenspolitik zu 
fördern, nicht zuletzt im wissenschaftli- 
chen. kulturellen und bildungspolitischen 
Bereich. Dabei ist zu beachten, daß Frie- 
densarbeit hauptsächlich gesellschaftliche 
Arbeit ist, die der Staat fördern soll, aber 
nicht dirigieren darf. - Auch die Zustän- 
digkeit für den Zivildienst wird der neuen 
Einrichtung übertragen. 

Die Verwirklichung des Friedensgebots 
der Verfassung ist selbstverständlich Auf- 
gabe der gesamten Regierung und des 
ganzen Parlaments. Dennoch erscheint es 
nötig, die friedens- und abrüstungspolili- 
schen Aufgaben in einem Ministerium zu 
konzentrieren, damit ein Gegengewicht 
zum Rüstungsapparat und den mit ihm 
verbundenen ökonomischen und politi- 
schen Kräften besteht. 

/ IO \ Deutsch-deutsche 
^ 1 . 3 . J Abrüstungskooperation 
als europäische 
Friedenspolitik 



Die Bundesrepublik Deutschland und 
die Deutsche Demokratische Republik er- 
richten eine gemeinsame Behörde, um die 
Abrüstungsbemühungen der beiden deut- 
schen Staaten zu koordinieren und zu in- 
tensivieren und um partnerschaftlich die 
Voraussetzung für einen europäischen 
Friedensvertrag zu schaffen. 



Die stärksten Bemühungen für Abrü- 
stung und Abwendung der Kriegsgefahr 
müßten eigentlich von jenen Staaten aus- 
gehen, die in ihren jeweiligen Militär- 
bündnissen die größten Lasten und Risi- 
ken tragen, nämlich von den beiden deut- 
schen Staaten. Der drohenden gemeinsa- 
men Vernichtung müssen sie gemeinsame 
Abrüstungsinitiativen entgegensetzen 
Dazu kann eine deutsch-deutsche Be- 
hörde förderlich sein, als Brücke zwischen 
den Militärbündnissen. 

Das zentrale Problem europäischer 
Friedens- und Sicherheitspolitik ist der 
hohe Stellenwert der beiden deutschen 
Staaten im Konflikt der beiden Super- 
mächte. Wegen der großen Bedeutung, 
die das Territorium der Bundesrepublik 
für die USA und das Territorium der 
DDR für die Sowjetunion haben, ist auf 
diese beiden Staaten ein unvorstellbares 
Vernichtungspotential gerichtet. Die 
Fremdstationierungen verursachen eine 
gewaltige Bedrohung, die eigentlich auf 
das Militärpotential der anderen Super- 
macht zielt, aber nicht auf das jeweilige 
deutsche Stationierungsland. Durch 
kaum eine andere Maßnahme kann so 
viel Sicherheit erreicht werden, wie durch 
eine Reduzierung der in Deutschland sta- 
tionierten Bedrohungspotentiale. 

Wichtiges Ziel einer deutsch-deutschen 
Friedenskooperation ist es, die Waffcnar- 
senale in beiden deutschen Staaten so zu 
reduzieren, daß sowohl eine militärische 
Entflechtung als auch eine politische Ver- 
flechtung an den Blockgrenzen begünstigt 
wird. 

Durch gemeinsame Abrüstungsschritte 
und vertraglich festgelegte militärische 
Selbstbeschränkungen sind Vorausset- 
zungen für eine qualifizierte Souveräni- 
sierung der beiden deutschen Staaten und 
für eine friedensvertragliche Regelung 
der deutschen Frage zu schaffen. 

Der Prozeß der Souveränisierung und 
friedenspolitischen Zusammenarbeit der 
beiden deutschen Staaten sollte, auch um 
gewachsene Ängste europäischer Nach- 
barn nicht herauszufordern, in Bemühun- 
gen eingebunden sein, mitteleuropäische 
Länder, wie Österreich und Schweiz, 
CSSR, Polen und Ungarn, die Benelux- 
staaten und Dänemark für eine sicher- 
heitspolitische Zusammenarbeit zu ge- 
winnen. Aufgaben einer solchen mitteleu- 
ropäischen Sicherheitskooperation sollten 
Initiativen zur militärischen Entflechtung 
der Blöcke, für ABC-Waffen-freic Zonen 
und zur Verbesserung der politischen, 
kulturellen und wirtschaftlichen Bezie- 
hungen sein. 
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VIII 




Herbert Ammon 

Einige notwendige Ergänzungen zum Bülow-Papier 



Seit der Einbindung der BRD in die NATO in der Ära des 
Kalten Krieges bildete das Bedürfnis der Bundesbürger nach 
„Sicherheit“ die Hauptstütze des europäischen Status quo. 
Liegt seither die „Staatsräson der Bundesrepublik im westli- 
chen Bündnis “ (Michael Stürmer, Helmut Kohl), so liefert 
diese zugleich den Inhalt der europäischen Machträson. 
Denn solange den Westdeutschen „Sicherheit über alles“ 
und „Freiheit vor Einheit“ geht, hat man in Europa Ruhe 
vor der Deutschen Frage - auch vielen Europäern ein wohl- 
feiler Preis für die politischen Kosten der antagonistischen 
Doppelhegemonie über Nachkriegseuropa. Nicht zufällig 
jedoch produzierte eine sicherheitspolitische Fehlentschei- 
dung, der folgenreiche „NATO“-Doppelbeschluß vom De- 
zember 1979, die deutsche Unruhe in Gestalt der Friedens- 
bewegung und erweckte die längst totgesagte Deutsche Fra- 
ge zu neuem Leben. 

Jetzt, da nach dem absehbaren Mißerfolg der eindimen- 
sionalen Anti-Raketen-Kampagne der friedensbewegte Ak- 
tivismus abgeflaut ist, erhält die Friedensdebatte durch die 
Kontroverse um das von Andreas von Bülow erarbeitete Si- 
cherheitskonzept neuen Auftrieb. Das „Bülow-Papier“ hat 
in der SPD innerparteiliche Dispute aufgelöst, es wird der 
CDU/CSU die Wahlkampfparolen für 1987 liefern („Sicher- 
heit und Freiheit“ samt „Wiedervereinigung“) und nötigt 
wohl endlich auch die Grünen hinsichtlich ihres prospekti- 
ven Koalitionspartners zu einer eigenständigen friedenspoli- 
tischen Position. 

Der emanzipatorische Leitgedanke 

Bülow zieht die Konsequenzen aus der in der „Nachrü- 
stungs“-Debatte manifest gewordenen Brüchigkeit der 



NATO-Sicherheitsdoktrinen und ihres militärisch-techni- 
schen Unterbaus. Es geht ihm um die Beseitigung der auf 
deutschem Boden angehäuften Konfrontationsrisiken sowie 
um die Überwindung des Antagonismus der Militärblöcke 
zugunsten tragfähigerer Sicherheitsstrukturen. Dabei er- 
scheint seine Bedrohungsanalyse bezüglich der Sowjetunion 
ebenso plausibel wie seine Ablehnung der bisherigen beider- 
seitigen Offensivstrategien. Vor allem ist die spektakuläre 
Kernaussage seines 40-Punkte-Papiers, die bis auf den Rück- 
zug der Hegemonialmächte USA und UdSSR „bis späte- 
stens nach der Jahrtausendwende in ihre Heimat “ zielt, vor- 
behaltlos zu begrüßen. Hier wird in der deutschen Sozial- 
demokratie zum erstenmal seit 25 Jahren, als Herbert Weh- 
ner den SPD-Deutschlandplan von 1959 beerdigte, wieder 
über die Beendigung des de-facto-Besatzungszustandes in 
Deutschland und im östlichen Mitteleuropa nachgedacht. 
Mit der Ungeduld des Herzens vernimmt man den emanzi- 
patorischen Klang, der in der Friedensbewegung schon bald 
nach Erscheinen des Havemann-Briefes wieder zurückge- 
drängt wurde und den man bei den diversen Gedenkveran- 
staltungen zum 8. Mai 1985 durchaus peinlich vermißte. 

Unter der Zielvorstellung „Europa ohne Supermächte“ 
verdienen Bülows Sicherheitsthesen Zustimmung. Dies gilt 
auch für sein sicherheitstechnisches Konzept einer zunächst 
einseitig westlich herbeizuführenden „strukturellen Nicht- 
angriffsfähigkeit“. Die Vorschläge zur Umstellung auf ef- 
fektive Defensivstrukturen im Sinne der Risikominderung 
für die deutsche Bevölkerung können ihre innere Logik be- 
anspruchen. Doch so plausibel im Ansatz — spätestens bei 
der Frage nach der Realisierbarkeit des Fernziels, Abzug der 
Supermächte aus Europa, stoßen wir auf die Grenzen des 
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Btilowschen Konzepts. Dieses setzt in Fortsetzung der alten 
Entspannungsdoktrinen auf den friedenspolitischen Effekt 
„vertrauensbildender Maßnahmen“ im Sicherheitssektor, als 
können deren Selbstlaufmechanismen einen qualitativen 
Sprung bewirken, d.h. das Hegemonialinteresse der Super- 
mächte außer Kraft setzen, ohne die von ihnen geschaffe- 
nen Blockstrukturen zu beseitigen. Mit der Frage nach der 
Aufhebbarkeit des antagonistischen Kondomiums steht und 
fällt des sozialdemokratische Konzept der „Sicherheits- 
partnerschaft“. An ihr müßte sich die Dynamik der ./wei- 
ten Runde der Ostpolitik“ bewähren, in die auch Bülow sei- 
ne Thesen eingeordnet sehen will. 

Einige Fragen zum Sicherheitskonzept 

Zu Bülows eigentlicher Sicherheitskonzeption, die unter Ex- 
perten eine sicherheitstechnische Debatte über die Vorzüge 
seiner defensiven „Vorneverteidigung“ auslösen wird, seien 
iuer nur ein paar Kritikpunkte angefiilirt: 

(1) Die Anhebung der nuklearen Risikoschwelle will 
Bülow durch die Einrichtung des von der Palme-Kommis- 
sion favorisierten A-waffenfreien 300-km-Streifens an der 
Blockgrenze gewährleisten. Die Kritik an dieser Sicherheits- 
zone formulierten aber bereits einerseits Georgij Arbatow, 
andererseits Egon Bahr in ihren Minderheitenvoten zum 
Palme- Bericht. Nicht logisch erscheint die Anbindung an 
das zu enge Palme-Konzept, wenn man es neben die von 
Bülow - entsprechend dem SED-SPD-Vorschlag - befür- 
wortete chemiewaffenfreie Zone (BRD, DDR, CSSR) stellt. 

(2) Die Doktrin der nuklearen Abschreckung wird in 
Bülows Konzept nicht eliminiert, sinder durch das Festhal- 
ten an einem gewissen „Restrisiko“ für den Gegner nur mo- 
difiziert. Wie schon Carl Friedrich von Weizsäcker bei seiner 
Ablehnung der amerikanischen Mittelstreckenraketen auf 
deutschem Boden denkt Bülow u.a. an zur See stationierte 
Cruise Missiles (Thesen 11, 37). Das Festhalten an der gesi- 
cherten Zweitschlagskapazität führt einerseits zurück in die 
Diskussion über die technische Kontrollierbarkeit der ent- 
sprechenden Waffensysteme, lenkt andererseits den Blick 
auf den mit Atomwaffen und Elektronik bereits heute voll- 
gestopften Nordatlantik. 

Bei der Frage, ob der vertraglich zu vereinbarende Erst- 
schlagverzicht die psychologische Ungewißheit in einer mi- 
litärischen Krisensituation nicht erhöht statt mindert, mün- 
det die Kritik in Zweifel an dem politischen Wert von Rü- 
stungskontrollabkommen, die von der technologischen Dy- 
namik permanent unterlaufen werden. 

Schließlich werden mit der Zweitsclilagsdoktrin erneut 
die ethischen Grundsatzfragen aufgeworfen, deren Brisanz 
die Friedensbewegung ihre Stoßkraft verdankte. Die hier 
vertretene Position beduetet den Verzicht auf den „Ver- 
zicht durch nukleare Abschreckung“, wie er in den friedens- 
ethischen Selbstverpflichtungen formuliert wird. Mit dem 
Nuklearpazifismus der Friedensbewegung ist selbst die 
Bülowsche Defensivkonzeption nicht vereinbar. 

(3) Einem Widerspruch begegnen wir in Bülows letz- 
ter These, in der die Bündnistreue und Wehrbereitschaft der 
SPD sowie die Interessenidentität zwischen BRD und 
Frankreich beschworen wird. Während des Genfer Raketen- 
pokers, der die letzte Runde des nuklearen Wettrüstens be- 
gleitete, signalisierte Frankreich zu keiner Zeit seine Bereit- 
schaft zur Einbeziehung seines Nuklearpotentials zur Aus- 
tarierung des Ost-West-Gleichgewichts. 

Bülow läßt die Frage offen, ob bei Sicherung des „Rest- 
risikos“ gegenüber dem Angreifer die westeuropäische Ver- 



teidigung auf den französischen Atomwaffen basieren soll. 
Damit distanziert er sich indirekt von den müßigen Spekula- 
tionen über ein Mitspracherecht der BRD über die „force de 
frappe“ im Zuge einer westeuropäischen Verteidigungsorga- 
nisation zur Stärkung des ,/weiten Pfeilers“ der NATO. 
Wie auch immer: eine sicherheitspolitische lnteressen- 
identität besteht durchaus nicht. Im „Ernstfall“ bleiben die 
Risiken ungleich verteilt: Spielt sich der konventionelle 
Schlagabtausch im Bereich der „Vomeverteidigung“ ab, so 
gerät die deutsche Bevölkerung im Falle der Unzulänglich- 
keit des defensiven „Auffangnetzes“ wiederum in den Teu- 
felskreis der nuklearen Abschreckung, während sich Frank- 
reich seines „sanctuaire“ erfreuen mag. 

Die politischen Grenzen des Konzepts 

Die Haupteinwände gegen das in sich plausible Sicherheits- 
konzepts ergeben sich bei der Frage nach der politischen 
Umsetzungseiner sicherheitspolitischen Intentionen: 

(1) Der Aufbau von Defensivsystemen entlang der in- 
nerdeutschen Grenze macht den Grenzraum noch stärker 
als derzeit zu einem militärischen Aufmarschgebiet. Die da- 
mit verbundene psychologische Verhärtung des ideologi- 
schen und militärisch-geographischen Feindbildes steht im 
Widerspruch zur friedenspolitischen Intention der deutsch- 
deutschen „Verantwortungsgemeinschaft“, wie sie gerade 
seitens der sozialdemokratischen Sicherheits- und Deutsch- 
landpolitiker als Kernstück der angestrebten „europäischen 
Friedensordnung“ verfochten wird. So ganz scheint man dem 
Friedenswillen der anderen Seite doch nicht zu trauen ... 

(2) Praktisch trifft die Forderung (These 24), „mög- 
lichst alle NATO-Armeen“ zur Verteidigung an der inner- 
deutschen Grenze heranzuziehen, auf die rechtlichen 
Schranken der derzeitigen Fremdtruppenstationierung in 
der BRD. Die Präsenz sämtlicher in der Bundesrepublik sta- 
tionierter ausländischer Truppen gründet auf dem „GeneraJ- 
vertrag“ vom 23.10.1954 bzw. dessen Ausführungsbestim- 
mungen int .Aufenthaltsvertrag“ vom 24.3.1955, in denen 
die originären Besatzungsrechte unter dem Aspekt der Sou- 
veränitätsgewährung für die westintegrierte Bundesrepublik 
modifiziert wurden. Eine Verlegung von französischen und 
— immerhin denkbar — von norwegischen und spanischen 
Truppen an die hessen-thüringische Grenze würde nicht nur 
die Organisationsstruktur der NATO völlig umkrempeln, 
sondern eine solche Rochade im Militärblock würde das ge- 
samte politisch-rechtliche System des 40 Jahre nach Kriegs- 
ende andauernden modifizierten Besatzungszustandes über 
den Haufen werfen. Wenn dies tatsächlihc das politische 
Fernziel der Bülow-Konzeption sein sollte, so wird es hinter 
seinen blockgebundenen Sicherheitsstrukturen jedenfalls 
nicht sichtbar. 

(3) Was heißt konkret die Kemthese 21, „ nach Ablauf 
von ein bis zwei Jahrzehnten sollten die Europäer in West 
und Ost sich zumindest im konventionellen Bereich allein 
verteidigen können "? Soll parallel zum Abzug der Trup- 
pen der Supermächte ein stabilisierender Umbau der Block- 
struktur in NATO und WVO bewerkstelligt werden? 

Wie der Abzug der Amerikaner aus der Bundesrepublik, 
so erfordert der militärische Abzug der Sowjetunion die 
Preisgabe der aus den Siegerrechten herrührenden sowie in 
diversen bilateralen Verträgen abgesicherten direkten In- 
terventionschancen der Sowjets in der DDR und in ihrem 
ostmitteleuropäischen Hegemonialbereich. Ob die UdSSR 
zu einem derartigen Verzicht bereit ist, wird auch im 
Bülow -Papier mit , .sollte“- und • ,,könnte“-Formulierungen 
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in den Bereich des Wünschbaren gerückt. Sollte These 7 
über den Fortbestand nichtkapitalistischer Eigentums- 
formen in Osteuropa (die auch von den dortigen Opposi- 
tionsbewegungen bislang nie in Frage gestellt worden sind) 
hinaus eine Art äußere Garantie des Westens für die politi- 
sche Ordnung der Warschauer-Pakt-Staaten implizieren, 
dann scheint mir eine solche Vorstellung weder vertretbar 
noch - da der Veränderungsdruck hauptsächlich aus den 
inneren Widersprüchen resultiert — praktikabel. 

(4) Unlogisch erscheint, daß nach dem Abzug der Su- 
permächte aus Mitteleuropa „ein symbolischer Rest“ 
amerikanischer Truppen zusammen mit den beiden anderen 
Wcstalliierten in West-Berlin stationiert bleiben sollen (The- 
se 21). Eine solche amerikanische Truppenreduktion ließe 
sich zwar mit dem als Provisorium konstruierten Vier- 
Mächte- Abkommen über Berlin (West) von 1972 vereinba- 
ren, hängt aber im Rahmen des anvisierten Rückzugs der 
Supermächte aus Europa politisch und völkerrechtlich in 
der Luft. 

Das ungelöste Sicherheitsproblem 

Bei allen hier genannten Kritikpunkten stoßen wir auf den 
im Bülow-Papier nicht angeschnittenen Problemkomplex 
des ausstehenden deutschen Friedensvertrags, auf die 
„Deutsche Frage“ als ungelöstes europäisches Sicherheits- 
problem. Eine umfassende Friedens-lösung wird im Rahmen 
des existierenden „Rüstungskontrollprozesses“ (KSZE-Fol- 
gekonferenzen, MBFR, Genfer Verhandlungen) jeweils nur 
vertagt bzw. von den vielscliichtigen Mechanismen des Ant- 
agonismus der beiden Hegeinonialmächte in Europa konti- 
nuierlich unterlaufen. Zum Kern des Dilemmas - dem in 
Deutscliiand zentrierten und über ganz Mitteleuropa lagern- 
den machtpolitisch-völkerrcchtlichen Geflecht der antagoni- 
stischen Doppel hegemonie der Weltmächte - stoßen die Be- 
fürworter des friedenspolitischen , .Prozesses“ nie vor. 

ln der unbeantworteten macht- und systempolitischen 
Problematik trifft sich die Bülowsche Vision vom Rückzug 
der Supermächte mit derselben Realität, auf welche auch 
die Forderung nach einem deutschen Friedensvertrag stößt. 
Denn selbstverständlich ist auch der Weg über den deut- 
schen Friedensvertrag nur gangbar, wenn - abgesehen vom 
deutschen Willen und der deutschen Bereitschaft zum natio- 
nalen Kompromiß - auch seitens der Vormächte die Bereit- 
schaft zum friedenspolitischen Kompromiß erweckt wird. 

Eine alte Debatte 

oder ein deutschlandpolitischer Neuanfang? 

Bülows Sicherheitskonzept setzt in vielen Punkten die Dis- 
kussion über die Notwendigkeit „sicherer“, weniger selbst- 
zerstörerischer Verteidigungsstrategien fort, wie sie die Rol- 
le der Bundesrepublik in der NATO seit der Gründung der 
Bundeswehr begleitet hat. Als kompetenter Kritiker der von 
Anfang an auf nuklearer Selbstmorddrohung basierenden 
NATO-Doktrinen trat bis üi die 70er Jahre der in der west- 
deutschen Wiederbewaffnungsphase aus dem Amt Blank ge- 
feuerte Bogislaw von Bonin hervor. So reizt die Bülow- 
Studie zum Vergleich mit den damals formulierten Altema- 
tivkonzepten einer strikten Defensivorganisation der Bun- 
deswehr zur Errichtung eines „Sperriegels“ an der inner- 
deutschen Grenze (Bogislaw von Bonin: Opposition gegen 
Adenauers Sicherheitspolitik. Eine Dokumentation, zusam- 
mengestellt von Heinz Brill, Hamburg: Neue Politik, 1976). 

Bonin verband seine Defensivkonzeption zur Minderung 
der Vemichtungsgefahr für die deutsche Bevölkerung auf 
der einen Seite, zur Minderung der sowjetischen Bedro- 



hungsperzeption auf der anderen, mit der sicherheitspoli- 
tisch fundierten Option auf ein „Offenhalten der deutschen 
Frage“, auf „Wiedervereinigung“ - ein damals noch durch- 
aus hoffähiger Begriff. Bülows Überlegungen zielen anschei- 
nend nicht primär auf eine deutschlandpolitisch zentrierte 
Konfliktlösung. Aus seinen Bemerkungen über die versäum- 
ten Chancen der 50er Jahre (These 7) ist zu schließen, daß 
er den direkten friedenspolitischen Weg über die Deutsche 
Frage nicht in Betracht zieht. 

Immerhin hat die Kontroverse um seine Thesen einige 
Stellungnahmen provoziert, die Rückschlüsse auf deutsch- 
landpolitische Motive der SPD-Sicherheitsexperten nahe- 
legen. Das SPD-Präsidium ließ erklären: „Wer die Spaltung 
Europas und Deutschlands überwinden will, muß auch über 
die Sicherung Europas ohne die Armeen der Supermächte 
nachdenken .“ Und der Berliner SPD-Fraktionsvorsitzende 
Momper begrüßte im anbrechenden Parteienstreit um die 
Krone des westdeutschen Sicherheits- und deutschen Ein- 
heitspathos die Bülow-Thcsen als „diskussionswürdigen 
Denkanstoß “: „Wer die Wiedervereinigung in Freiheit wirk- 
lich will, muß sich Gedanken machen über ausgewogene 
Schritte zum Abbau der beiden Blöcke, die sich in Deutsch- 
land bis an die Zähne bewaffnet gegenüberstehen und die 
Einheit der Deutschen unmöglich machen. “ Ob die „aus- 
gewogenen Schritte“ ausreichen, ohne den großen Schritt 
ins Zentrum des Problems zu tun — diese Frage sollte die 
künftige Debatte um den Frieden in Europa bestimmen. 
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Lothar Penz 

Strategische Bedingungen alternativer Verteidigung 



Nachdem im Deutschen Bundestag die Entscheidung über 
die Aufstellung der Pershing-lI-Raketen gefallen war, kom- 
mentierte Friedrich Nowottny die neue Situation im Fern- 
sehen mit treffenden Worten: „Wenn die politische Reprä- 
sentanz der alten Parteien für die zukünftige Verteidigungs- 
politik keine überzeugenden Antworten mehr findet, dann 
wird die heute dagegen protestierende Minderheit morgen 
eine Mehrheit sein!" 

Wie wird aber die Repräsentanz einer zukünftigen Ver- 
teidigungspolitik aussehen? „Die Grünen“ und große Teile 
der sogenannten Friedensbewegung dürften aufgrund ihrer 
militärpolitischen Aussteigermentalität keine Chance haben, 
diese zu repräsentieren. Das kategorische Nein in Sachen 
Verteidigung war, ist und wird nie eine Alternative der 
Selbstbehauptung einer Republik sein können, es sei denn, 
ihr Staatsvolk gibt sich bewußt auf. Bei der neuen Mehr- 
heit kann es sich nur um jene auf Volk und Republik bezo- 
genen Kräfte innerhalb und außerhalb der Parteien handeln, 
die über den gesellschaftlichen Topfrand reiner Interessen- 
politik hinausschauen. Es geht in dieser Existenzfrage nicht 
mehr um Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerinteressen, es geht 
um die Existenz unserer Nation und unseres Volkes, einge- 
bettet in die europäische Völkerfamilie. 

Ein neuer Grundkonsens wird notwendig! 

Die Vergangenheit der Bundesrepublik hat immer wieder 
gezeigt, daß das verkrustete Parteiensystem aus sich heraus 
keine qualitative Veränderung des politischen Grundkon- 
sens bringen kann. Es bedarf außerparlamentarischer Bewe- 
gungen, die gemeinsam mit denjenigen Kräften in den Par- 
teien Zusammenarbeiten, die ebenfalls von der Notwendig- 
keit eines neuen demokratischen Konsens überzeugt sind. 
Wir brauchen also eine Art Überpartei für die Politik des Be- 
wußtseinswandels. 

Eine Alternative zur bisherigen Verteidigungspolitik wird 
notwendig, weil unsere nationalen wie europäischen Inter- 
essen mit der alten NATO-Doktrin nicht mehr abzudecken 
sind. Es muß im Zuge einer Neubesinnung jetzt darum ge- 
hen, eine Verteidigungskonzeption zu entwerfen, die 

- politisch durchsetzbar ist, 

- unseren eigenen Interessen entspricht, 

- die Abschreckungswirkung erhöht. 

den Zwang zum frühen Einsatz taktischer wie eurostrate- 
gischer Atomwaffen aufhebt, 

- sozioökonomisch verträglich ist. 

Es ist klar, daß eine derartige Konzeption im stärksten Ma- 
ße auch das gegenwärtige Bündnissystem berührt. Die plum- 
pe Forderung „Raus aus der NATO!“ entspräche jedoch der 
unpolitischen Aussteigermentalität, die reinen Protest mit 
Politik verwechselt. Deshalb kann der pazifistische Wider- 
stand der sogenannten Friedensbewegung nur der Auslöser 
tatsächlicher Alternativen sein, nicht die Alternative selbst. 
Ohne eine erneuerte NATO oder ein alternatives Bündnis- 
system kann es in Europa kein friedenssicherndes Gleich- 
gewicht gegenüber den Supermächten geben, das uns den 
Spielraum eigener Interessenpolitik auf der Grundlage poli- 
tischer wie militärischer Stabilität zurückgibt. Die gegen- 
wärtige Verteidigungskonzeption ist allein schon dadurch in 
Mißkredit geraten, daß die Supermächte mit dem Überdre- 



hen der strategischen Rüstungsschraube ihre europäischen 
Bündnissysteme mißbraucht haben. Einerseits wurde durch 
die SS 20 wie die Pershing 11 die militärische Konfrontation 
auf unserem Kontinent weiter gesteigert, andererseits ist un- 
terhalb dieser eurostrategischen Atomdrohung die politi- 
sche wie militärische Bewegungsfreiheit der Europäer - die 
sowieso schon mehr als bescheiden war — noch mehr einge- 
engt worden. Dies steht in besonders krassem Gegensatz zu 
den freiheitlichen Prämissen der offiziellen Friedenspolitik 
des Westens. 

Die Erkenntnis, daß die europäischen Völker an den 
Nahtstellen ihrer Bündnisse NATO und Warschauer Pakt 
aufgrund der Konfrontationsmechanismen der Supermächte 
USA und UdSSR dem eurostrategisch begrenzten Atom- 
krieg zum Opfer fallen werden, erfordert eine neue Vertei- 
digungskonzeption. 

Die geostrategische Lage Europas 

Da der Untergang im eurostrategisch begrenzten Atomkrieg 
nicht unser Interesse sein kann, muß man eine Forderung, 
wie sie der unverdächtige Marifes Sperber anläßlich der Ver- 
leihung des Friedenspreises des Deutschen Buchhandels er- 
hoben hat, als Signal der Zeit werten: Europa muß sich als 
selbständige Großmacht von den Supermächten emanzipie- 
ren, wenn es überleben will! Das aber heißt konkret auf die 
NATO bezogen, die Kennedy-Formel von der Zweiteilung 
des Bündnisses wird zum unabdingbaren Ziel einer neuen 
europäischen Politik erklärt. Mit diesem ersten Etappenziel 
können vor allem die machtpolitischen Verzerrungen im 
globalen Spiel wirtschaftlicher wie militärischer Kräfte ab- 
gebaut werden, die seit 1945 das europäische Potential pa- 
ralysieren. Es geht hierbei um ein zu schaffendes globalstra- 
tegisches Gleichgewicht, das sich an den geopolitischen Fak- 
ten orientiert. 

Die USA definiert ihr Interesse als eine Großmacht, die 
auf dem amerikanischen Kontinent vom Atlantik und Pazi- 
fik umgeben ist. Europa wie Ostasien sind für sie nur in 
Bündnissysteme eingegliederte Brückenköpfe, die ihre at- 
lantische wie pazifische Seemachtstellung absichern sollen 
Das Sclücksal Europas ist gegenüber dieser geostrategischen 
Bedingung für die USA von untergeordneter Bedeutung. 
Können im Kriegsfall Sowjettruppen die Brückenköpfe be- 
setzen und dadurch der sowjetischen Supermacht industriel- 
le wie maritime Vorteile von kriegsentscheidender Bedeu- 
tung verschaffen, so sind die USA gezwungen, diese Brük- 
kenköpfe atomar zu zerstören, ohne daß der große selbst- 
zerstörerische Schlagabtausch stattfinden muß. 

Die Sowjetunion definiert ihr Interesse als eurasische 
Großmacht, die durch die vorgelagerten Brückenköpfe der 
Gegenseite sich von den Zugängen zum Atlantik wie Pazifik 
abgeschnitten sieht. Sie weiß, daß ihre weltrevolutionäre 
Staatsdoktrin sich nur dann in der Welt Geltung verschaffen 
kann, wenn sie zur Seemacht ersten Ranges aufsteigt. Die 
sowjetische Seeriistung beweist dieses strategische Denken. 
Diese Seerüstung ist jedoch im Kriegsfall durch die Brük- 
kenköpfe in Europa, in Kleinasien und im Fernen Osten 
blockiert. Kontrollierbare Meerengen machen es der Gegen- 
seite leicht, eine maritime Entfaltung zu verhindern. Infol- 
gedessen ist die Sowjetunion im Kriegsfall geradezu gezwun- 
gen, mit voller Wucht in Nordnorwegen. Dänemark, Bene- 
lux, Jugoslawien und die Türkei einzudringen, um die Kon- 
trolle über die Meerengen zu erringen. 
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Aufgrund dieser geostrategischen Tatsachen ist die erste 
Phase eines möglichen Weltkrieges der konkurrierenden Su- 
permächte von dem Kampf um die Brückenköpfe bestimmt. 
Dieser hängt sehr stark von den Faktoren Zeit und Kräfte 
ab. Die Sowjetunion hat auch deshalb den größten Teil ih- 
rer Landstreitkräfte auf den europäischen Brückenkopf ge- 
richtet. Wie dieses erste Ringen auch ausgehen mag, Europa 
in seiner passiven, Östlichen wie westlichen Bündnisrolle ist 
nur ein Statist auf der militärischen Bühne strategischer 
Sachzwänge, die sich automatisch aus dem Abkommen von 
Yalta, also der Teilung und Unterwerfung Europas ergeben 
haben. Die Zerstörung Europas — konventionell oder ato- 
mar - ist in jedem Fall das Ergebnis dieser kriegerischen 
Auseinandersetzung! Der Korea-Krieg ebenso wie der Viet- 
nam-Krieg sind verkleinerte Modell fälle jenes Szenarios, das 
sich im großen Maßstab auf dem europäischen Brückenkopf 
abspielen würde. An diesem strategischen Saclizwang kann 
auch eine Neutralisierung Deutschlands oder Mitteleuropas 
nichts ändern. Im Gegenteil, ein irrational-pazifistisch mo- 
tiviertes Denken und Handeln übersieht die geostrategischen 
Verzahnungen der beiden Supermächte, die über ein unfrei- 
es Europa hinweggehen. So wie das Deutsche Reich im 
Zweiten Weltkrieg aus strategischen Gründen gegenüber der 
britischen Seemacht gezwungen war, die neutralen Länder 
Norwegen und Dänemark ins Kriegsgeschehen einzubezie- 
hen, müßte auch die Sowjetunion über ein neutralisiertes 
Deutschland mit ihren Panzerarmeen hinwegrollcn, um die 
operativen Ziele in Westeuropa zu erreichen. Umgekehrt 
müßte die Gegenmacht diesen Aufmarsch ohne Rücksicht 
auf die Neutralität mitteleuropäischer Staaten zerschlagen. 
Dies gilt auch ganz besonders für die skandinavischen Län- 
der. 

Ein neutralisiertes Deutschland oder Mitteleuropa ist 
eine Illusion. Ein unabhängiges Europa kann dagegen ein 
neues militärisches Kraftzentrum entwickeln, das die strate- 
gischen Verzahnungen der Supermächte in Europa auf- 
bricht. Es gibt für uns Europäer nur die Alternative der akti- 
ven Friedenssicherung durch eine Politik der schrittweisen 
militärischen wie wirtschaftlichen Emanzipation. Niemals 
dürfen wir uns von jenen Friedensträumen täuschen lassen, 
die entweder vergessen haben oder gar verdrängen wollen, 
daß Nagasaki wie Hiroshima, ja ganz Japan eine atomwaf- 
fenfreie Zone war. So sehr wir uns um die gleichgewichtige 
und gleichzeitige Abrüstung der politischen Massenvernich- 
tungswaffen auch bemühen müssen, stets muß hier auch von 
einem unabhängigen Europa das Gleichgewicht gewahrt 
werden, wenn es nicht in einem „militärischen Naturschutz- 
park“ dem atomaren Feuersturm zum Opfer fallen soll. Da- 
mit sei deutlich gesagt, daß wir unser strategisches Lebens- 
interesse weder pazifistisch verdrängen dürfen, noch kann es 
in Moskau oder Washington stellvertretend definiert wer- 
den. Wer so etwas als europäischer Politiker heute noch 
glaubt, ist entweder dumm oder ein ausgemachter Partei- 
gänger der Supermächte 

Raumbasis und Unabhängigkeit 

Es entspricht der Entmündigung des Europäers seit 1945. 
wenn hier bei uns immer noch mit einer Vasallenmentali- 
tät daran geglaubt wird, daß die Amerikaner die Golfregion 
oder die Kap-Route im Kriegsfall schon für uns schützen 
werden. Tatsächlich wird die europäische Industrie unter 
den gegenwärtigen Bedingungen im Verteidigungsfall wegen 
ihrer außereuropäischen Energie- und Rohstoffabhängigkeit 
als strategischer Rüstungsfaktor sehr schnell ausfallen. Wie 
England im Zweiten Weltkrieg müßte Europa über den At- 
lantik versorgt werden. Lediglich die USA und ganz beson- 



ders die Sowjetunion sind wegen ihrer energie- und roh- 
stoffangereicherten Raumbasis nahezu autark. Das heißt, 
ohne eigene, gesicherte Raumbasis gibt es für Europa auch 
bei einer strategischen Bevorratung nur den Yalta-Status. Es 
muß sich mit „tödlicher Sicherheit“ dem einen oder ande- 
ren Imperium unterwerfen. 

Für die westeuropäischen Staaten ist jedoch jetzt eine 
neue Lage entstanden. Die Erstarkung der sowjetischen See- 
macht mit ihrer Hochsee-Versorgung gestattet ein vorzeiti- 
ges Auslaufen ihrer Flottenverbände. Sie kann im Kampf 
mit der Zeit das Ringen um den europäischen Brückenkopf 
zugunsten der Sowjetunion entscheiden, indem sie die 
6 000 km lange Versorgungslinie über den Atlantik ein- 
schneidend unterbricht. Können alliierte Reserven und Ver- 
sorgungsgüter über den Atlantik nicht mehr zeitgerecht her- 
angeschafft werden, ist der Abwehrkampf europäischer 
NATO-Streitkräfte von vornherein auf den Einsatz takti- 
scher Atomwaffen angewiesen. Mit der dann drohenden 
eurostrategischen Eskalation dürfte schon a priori der Sinn 
unserer Verteidigung in Frage gestellt sein. Der westliche 
Vasallenstatus europäischer NATO-Staaten ist nicht mehr 
gegenüber dem Lebensrecht Europas vertretbar, Westeuropa 
braucht eine eigene kontinentaleuropäische Verteidigungs- 
organisation. Es hat in dieser neuen Lage gar keine andere 
Wahl, als seine politischen, militärischen wie wirtschaftli- 
chen Autarkie-Möglichkeiten auch bei großen Opfern seiner 
Völker mit ungeheurer Kraftanstrengung voll auszuschöp- 
fen, wenn es nicht mehr und mehr in das Gravitationsfeld 
der jeweiligen Supermacht mit all den tödlichen Konse- 
quenzen geraten will. Keine der beiden Supermächte kann 
es im eigenen strategischen Lebensinteresse dulden, daß das 
europäische Industrie- wie Bevölkerungspotential der ande- 
ren Supermacht in die Hände fällt. Das wäre der eigene Ab- 
tritt von der Weltbühne als gleichrangige Weltmacht. Ledig- 
lich ein unabhängiges Europa wäre eine Alternative zum 
Yalta-Status. Hierfür müssen vor allem die Westeuropäer 
selbst kämpfen, denn sie können nicht mehr die Rolle des 
amerikanischen Festlandsdegens spielen, ohne Gefahr zu 
laufen, endgültig - von welcher Seite auch immer - ver- 
nichtet zu werden! 

Das Fundament unserer Verteidigung 

Unser erster Schritt muß als zu einer „europäischen NATO“ 
führen, mit einem eigenen Generalstab, der die kontinental- 
europäische Strategie ihrer politischen Führungen verteidi- 
gungspolitisch umsetzt. Diese schrittweise Entwicklung 
muß schon heute unterhalb der alten NATO durch intensive 
Zusammenarbeit - besonders mit Frankreich - vorangetrie- 
ben werden. Die Airbus-Kooperation ist hier das Leitbild. 
Die Ablösung der alten NATO verläuft über viele Jahre als 
zeitlich überlappender Vorgang. Diese Schritte können ähn- 
liche strukturelle Wandlungen im Ostblock begünstigen, die 
Nichtangriffspakte europäischer Nationen im westlichen 
wie östlichen Bereich erst ermöglichen. Rumänien, Polen 
und Ungarn sind ebenso wie wir nicht an einem Waffengang 
interessiert, der sich aus der Interessenlage der Supermächte 
für die jetzigen Bündnisse ergeben könnte. 

Zeichnet sich ein europäisches Sicherheitssystem auf die- 
se Art und Weise langsam ab, so können wir auch an eine 
Konföderation deutscher Staaten als Vorform einer feu- 
vereinigung Deutschlands denken. Die Einheit Deutschlands 
ist nur noch im Zuge der politischen wie militärischen 
Emanzipation Europas möglich. Erst wenn unser Konzinent 
seine politische Einheit der gesicherten Völkervielfalt zu- 
rückgewinnt. kann die deutsche Frage gelöst werden. Des- 
halb müssen wir Deutschen in Ost und West ein besonderes 
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Interesse an der Befreiung unseres Kontinents haben. Man 
muß heute sagen: Wer für die Emanzipation Europas von 
den Supermächten kämpft, wer Yalta endlich zu überwin- 
den trachtet, der kämpft auch für die Freiheit und Einheit 
Deutschlands! 

Der Einheitsgedanke Europas ist mit der Integrität sei- 
ner Völkervielfalt unlösbar verbunden. Der moralische Kern 
der europäischen Verteidigung muß mit dem Bild Europas 
identisch sein. Ist nicht die Formel de Gaulles vom „Europa 
der Vaterländer“ zum Leitstern einer konsequenten europä- 
ischen Interessenpolitik geworden, der besonders im Be- 
reich der Verteidigung mit seinem Licht ständig unseren 
„europäischen Fundamentalismus“ erleuchten muß? Als 
de Gaulle 1962 die Bundesrepublik Adenauers besuchte, da 
appellierte er an unser nationales Wir. Er bot uns als Volk 
die politische Union an. Die Keimzelle eines multinationa- 
len Europas sollte entstehen. Adenauer lehnte ab. Mit dem 
deutsch-französischen Freundschaftsvertrag nahm die dama- 
lige Bonner CDU-Politik Rücksicht auf unsere vasallenhafte 
Westintegration- Eine Sternstunde Europas wurde verpaßt. 
Wenig später appellierte Kennedy in Berlin an unser vom 
Wir isoliertes Ich. Er wai nur noch ein „Berliner“, der die 
Garantie für eine von der Nation abgcnabelte und daher be- 
reits sterbende Stadt erneuerte. Yalta wurde in Berlin beju- 
belt. Es blieb alles beim alten. 

Die Identität Deutschlands als Bestandteil der europäi- 
schen Völkerfamilie ist seitdem immer mehr in Bedrängnis 
geraten. In gleicher Weise erging es der Verteidigungsbereit- 
schaft. Überall begann, besonders in den Schulen und Uni- 
versitäten, das staatsbürgerliche Selbstverständnis unserer 
Republik verloren zu gehen. Der Nachname „Deutschland“ 
wies auf die grundsätzliche Pflicht aller Politik hin, unsere 
Nation als Ganzes inhaltlich wie formal so zu bewahren, 
daß eine Wiedervereinigung möglich bleibt. Stattdessen 
empfand man nach 1963 diese grundsätzliche Forderung im 
Zuge der sich immer stärker durchsetzenden Vasallenmenta- 
lität schon fast als chauvinistische Anmaßung. Diese schuld- 
beladene Massenneurose, von den Parteigängern der Super- 
mächte besonders innerhalb der Medien immer wieder ge- 
nährt. hält bis heute an. Wer diese seit 1963 mit dem Ken- 
nedy-Besuch einsetzende Zerstörung unserer deutschen In- 
nenwelt nicht sehen will, ist in der Tat blind für das wichtig- 
ste Fundament unserer Verteidigung, ln Westdeutschland 
verhält sich seitdem die staatsbürgerliche Moral umgekehrt 
proportional zur Waffenentwicklung! 

Strategische Industriepolitik 

Nicht Quantität, sondern Qualität ist das Maß industrieller 
Stärke. Qualität aber läßt sich nur durch das vom Staatsvolk 
in jeder Hinsicht getragene Opfer der Forschung und Ent- 
wicklung verwirklichen. Dieser Bereich muß sofort dem 
technokratischen Zugriff nicht-sachbezogener Verwaltung 
entzogen werden, wenn strategisches Unheil verhindert wer- 
den soll. Schon haben Amerikaner und Japaner z.B. auf 
dem Gebiet der Biotechnik Vorsprünge zu verzeichnen, die 
für uns beängstigend sind. Der vermasste und egalitäre Wis- 
senschaftsbetrieb an den deutschen Hochschulen ist nicht 
mehr in der Lage, hier mit der Selbstblockade von Kritikern 
und Machern, uns voran zu bringen. 

Industriezweige, die scheinbar dem weltwirtschaftlichen 
Strukturwandel zum Opfer gefallen sind, könnten - befreit 
von liberalistischen Sachzwängen — als nationale Kader- 
industrien heute einen Hochleistungsstandard erreicht ha- 
ben. Nur wenn wir in breiter Front an der Spitze des tech- 
nologischen Fortschritts marschieren, schaffen wir die Vor- 
aussetzungen unserer Unabhängigkeit! Wenn es nach den li- 



beralistischen Dogmen gegangen wäre, dann gäbe es heute 
weder eine Airbus- noch eine Tornado-Produktion in Euro- 
pa. So etwas kann man doch in den USA im Sinne der von 
ihr diktierten Arbeitsteilung ohne Kosten für die Entwick- 
lung viel billiger kaufen. So lautet das Credo dieser wirt- 
schaftlichen Parteigänger der Supermacht USA. 

Schlüsselindustrien können entgegen liberalistischen Vor- 
stellungen nur noch in staatlicher Kooperation bestehen. Ja- 
pan macht es uns vor. Wenn z.B. ein Walter Leisler Kiep den 
Niedergang des privatwirtschaftlich operierenden Schiffbaus 
in der Bundesrepublik allein aus den Marktmechanismen 
des liberalen Systems erklärt, dann dürfte der sich hieraus 
ergebende weltweite Strukturwandel auch bald den deut- 
schen Maschinenbau, den Fahrzeugbau, die Stahlerzeugung 
usw. in den Untergang führen. Die Kränze auf den Gräbern 
unserer optischen Industrie sind noch nicht verwelkt. Staat- 
liche Kooperation und Lenkung sind zwingend notwendig 
geworden. Das aber heißt, vorausschauend und aktiv den 
strukturellen Anpassungsprozeß betreiben. Heute dagegen 
schauen Unternehmensführungen im Sinne der liberalen 
Doktrin wie das bewußte Kaninchen immer noch auf die 
Schlange „Markt“, um die strategischen Entwicklungen ak- 
tiver Industriepolitik in anderen Ländern zu übersehen 
Wenn dann das Kind in den Brunnen gefallen ist, bedeutet 
unsere Reaktion „Kahlschlag“, wo aktive „Forstarbeit“ not 
getan hätte. Diese aktive Industriepolitik muß über dem 
Spannungsfeld von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteres- 
sen stehen. Die Vergangenheit hat uns gelehrt, daß wir mit 
diesem gesellschaftlichen Hick-Hack keinen Schritt weiter 
kommen und unsere Zukunft im Frieden verlieren. Die „ge- 
sellschaftlich relevanten Kräfte“ müssen einsehen, daß sie 
mit ihrem verabsolutierten Pluralismus längst dabei sind, 
sich den Ast abzusägen, auf dem auch sie sitzen. 

Die technokratische Verteidigungsdoktrin 

Da der europäische Mensch mit seinen Bindungen an Volk 
und Vaterland keinen Stellenwert im militärischen Denken 
mehr besitzt, hat sich die Verteidigung vom wehrbereiten 
Menschen weg zum vernichtungsbereiten Material entwic- 
kelt. Der gesellschaftliche Pazifismus hat diesen Vorgang 
weiter beschleunigt. Eine technokratische Verteidigungs- 
ideologie konnte sich seit den sechziger Jahren durchsetzen 
Eine Staatsführung, die gegen die Allmacht gesellschaftli- 
cher Gruppen keinen staatsbürgerlichen Konsens in den 
Schulen vermitteln kann, muß mit dem Bilde vom „Staats- 
bürger in Uniform“ scheitern. Diese Schizophrenie wird be- 
sonders dort deutlich, wo sozialdemokratische Verteidi- 
gungsminister mit Tornado und Leopard II der Übertechni- 
sierung unserer Streitkräfte gedient haben, während gleich- 
zeitig sozialdemokratische Kultusminister einer sogenann- 
ten Friedenserziehung das Wort redeten, die selbst der tech- 
nokratischen Verteidigung die personelle Grundlage entzog. 
An diesem inneren Widerspruch ist nicht nur verteidigungs- 
politisch die Sozialdemokratie gescheitert. Selbst ein so 
überragender Kanzler wie Helmut Schmidt hat es nicht ver- 
mocht, das sozialdemokratische Parteivolk aus dem Dunst- 
kreis gesellschaftspolitischer Kleinkariertheit herauszufüh- 
ren. damit es staatspolitisch tragfähig wird. Da unsere Ver- 
teidigung eine staatspolitische Angelegenheit erster Ord- 
nung ist, mußte dieser Widerspruch bis hin zum Zivilschutz 
ernste Folgen haben. Hinter der eisernen Wand gesellschaft- 
licher Interessen bildete sich die technokratische Verteidi- 
gung. Diese besitzt trotz aller offiziellen Beteuerungen - 
besonders von sozialdemokratischer Seite — nicht den erfor- 
derlichen Stellenwert in der Gesellschaft. Nur dort, wo Re- 
ste eines Volks- und Staatsbewußtseins noch vorhanden 
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sind, pflegt man mehr aus traditionellen Gründen die Ver- 
bindung zu den Truppenteilen der Armee. Der Wert unserer 
Bundeswehr wird inzwischen derartig von Tabus umstellt, 
daß sich ein Ghetto der Streitkräfte bilden konnte. Es gibt 
neben der nationalen Frage kaum ein zweites Thema in der 
Bundesrepublik, das so ins Abseits gedrängt worden ist, wie 
das der Landesverteidigung. Nun hat in dankenswerter Wei- 
se gerade die Friedensbewegung jene Tabus in Frage ge- 
stellt, die bisher den Sinn unserer gegenwärtigen Verteidi- 
gungsdoktrin verstellt haben. Daß darüber hinaus Pazifisten 
und Anarchisten in dieser Bewegung nicht nur die Doktrin, 
sondern auch die Verteidigung schlechthin hinterfragen und 
alternative Konzepte eines „gewaltlosen Widerstandes“ an- 
bieten, macht diese existentielle Frage zum Kern eines kom- 
plexen Problemkreises. Es verdichten sich zudem die Anzei- 
chen, daß diese Fragen besonders von den nachwachsenden 
Generationen thematisiert werden. Ihnen felalt die Erlebnis- 
grundlage jener Generationen, die, durch den Kriegsausgang 
geschlagen, letztlich alles unterschrieben haben, was den 
Status quo von 1945 absichern konnte. 

Bei dieser Feststellung müssen wir den Einstieg des west- 
deutschen Teilstaates in den Verteidigungspakt des Westens 
berücksichtigen, als 1955 jene „Ohne mich “-Generation 
sehr schnell bereit war, den unnatürlichen Waffenstillstand 
für einen Frieden zu halten, der im Rahmen eines militäri- 
schen Bündnisses unter Führung der USA gesichert werden 
sollte. So gelang es der autoritären Adenauer-Politik, nicht 
nur das Wiedervereinigungsangebot Stalins abzulehnen, son- 
dern auch die militärische Einbindung Westdeutschlands in 
das westliche Verteidigungsbündnis durchzu setzen. Die 
Grundlage dieser militärischen und wirtschaftlichen West- 
integration war die vollzogene Teilung Deutschlands. Die So- 
wjets haben aufgrund dieser Entscheidung Adenauers den 
mitteldeutschen Teilstaat in gleicher Weise in das östliche 
System des Warschauer Paktes vereinnahmt. Auf beiden Sei- 
ten übernahm man nun entmündigt jene Verteidigungskon- 
zepte, die die imperiale Führungsmacht in ihrem strategi- 
schen Interesse für geeignet hielt. Dieses Pulverfaßdasein an 
der Reibungsfläche beider Paktsysteme konnte von der 
deutschen Öffentlichkeit so lange verdrängt werden, bis mit 
der Reagan-Ära die atomare Einkreisungspolitik der Ameri- 
kaner gegenüber der Sowjetunion offensichtlich wurde. Es 
muß vermutet werden, daß das atomare Risiko den USA 
durch die Möglichkeit eines nuklearen Schlagabtauschs der 
NATO-Frontstaaten mit dem Warschauer Pakt weitgehend 
abgenommen werden soll. 

Am Vortag der Entscheidung über die Aufstellung neuer 
Mittelstreckenraketen in Westdeutschland war ziemlich spät 
die Diskussion in der westdeutschen Öffentlichkeit ent- 
brannt, die nun plötzlich die Frage nach einem alternativen 
Verteidigungskonzept stellt. Diese Frage stellen, heißt auch 
die Ursachen des Weges in eine sicherheitspolitische Sack- 
gasse aufzudecken, die mit der nationalen Abdankung des 
deutschen Volkes unlösbar verbunden ist. Die Friedensfrage 
ist die nationale Frage der Deutschen! 



Den zweiten Teil dieser Studie veröffentlichen wir in der 
nächsten Ausgabe. 
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Carl Schmitt war ein Theoretiker des Umbruchs und der politischen Radikalisierung; seine Thesen — überwiegend in derZeit 
der Weimarer Republik formuliert - waren die staatstheoretische Anwort eines ebenso billanten wie kalten Analytikers auf die 
frage nach der Funktion der Macht in einem Staat der offensichtlichen Ohnmacht. Das Recht war für ihn nur ein Instrument 
der Macht, die souveräne Entscheidung des Einzelnen Quintessenz aller Politik. 

Nicht der durch Normen regulierte Ausgleich unterschiedlicher Interessen in einem Prozeß demokratischer Entscheidungsfin- 
dung galt Schmitt als anzustrebendes politisches Grundmuster, sondern die „Unterscheidung von Freund und Feind” und so- 
mit der Kampf um die Macht bis zur Eleminierung des Gegners. Diese Vergötzung der Macht ließen Schmitt auch Hitlers Mord- 
rausch nach dem Röhm-Putsch von 1934 in einem Artikel mit dem Titel „Der Führer schützt das Recht” juristisch gutheißen. 
Ihn aber deshalb mit dem Stigma „Kronjurist des Dritten Reiches” zu versehen, wie es in verschiedenen Nachrufen geschah, 
heißt nicht nur, seinen tatsächlichen Einfluß während der Naziherrschaft zu übertreiben, sondern auch, eine differenzierte Aus- 
einandersetzung mit dem Werk dieses umstrittenen Staatsrechtlers zu erschweren. 

Daß ein differenziertes Herangehen an Carl Schmitt in Teilen der Linken schon als Sakrileg gilt, belegt das faksimilierte Schrei- 
ben des „Vorwärts’ an Günter Platzdasch (Mitglied der SPD). Carl Schmitts Abneigung gegenüber Diskussion und Pluralismus 
scheint sich auf Umwegen in die Hirne seiner lautstarken Gegner eingeschlichen zu haben. Auch deshalb sollten Carl Schmitt 
und sein Werk nicht totgeschwiegen werden. 



Günter Platzdasch 

Carl Schmitt und kein Ende 

Legalität und Legitimität, Pluralismus, Parteienstaat, 
politische Theologie: Begriffe, die heutzutage in aller 
Munde sind und die maßgeblich von dem 1888 ge- 
borenen, Ostern verstorbenen Staatsrechtler Carl Schmitt 
geprägt wurden. Meist versah man ihn mit dem Etikett 
"Kronjurist der Nazis”. Uninteressant also für Linke? 

Vierzehn Tage vor seinem Tod hatten wir uns aufge- 
macht, seinen Geburtsort und Alterssitz bei Plettenberg 
zu besuchen. Auf der Anfahrt durch die letzten Schnee- 
reste im Sauerland ging es um das auch geistig harte Klima, 
und ich warnte scherzend meine Freundin, eine Religions- 
lehrerin, die vom Katholizismus zum Protestantismus 
ubergetreten war, vor Schmitts Schrift "Römischer Katholi- 
zismus und politische Form”. Diese Verteidigung der 
katholischen Kirche habe nach Schmitts Auskunft bei 
Protestanten Verlobungen platzen lassen und sei Anlaß für 
Kirchenübertritte gewesen. 



Irritation, die für die geistige Begegnung mit C.S. charak- 
teristisch ist, sodann bei der Ankunft. Da wohnte so ein 
zierlicher "großer Mann” wieder in tiefster Provinz, einge- 
zwängt zwischen Balmlinie und Bundesstraße auf der einen, 
der vorm Wald fließenden Lenne, in welcher er schwimmen 
lernte, auf der anderen Seite. Aber welch ein Häuschen, 
das sich der Gelehrte noch mit 82 Jahren gebaut hatte! 
Ein Dach ohne die ringsum übliche Fernsehantenne, wild- 
wuchernde Natur ums Haus, keine Abgrenzung zu den 
Nachbarn. San Casciano nannte er dies Haus in Anspielung 
auf den Ort, in welchen sich der verfehmte Machiavelli 
zurückzog. Und Casianus war ein christlicher Märtyrer: 
seine Schüler durchbohrten ihn mit ihren Griffeln. — Reiz- 
voll, all dies auf Schmitts Positionen und Begriffe zu be- 
ziehen. 

”Er ging dorthin, wo er mit dem Aufhören des Bürger- 
krieges rechnen konnte und effektiven Schutz fand. Er 
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dachte nicht daran, den Macht- und Rechthabern seines 
Zeitalters ins Messer zu laufen. So sicherte er sich seinen 
Beobachtungsposten In Furcht und Vorsicht wurde er über 
90 Jahre alt und hat das Leben eines unabhängigen Geistes 
geführt.” Uber Hobbes, den Ideologen des absoluten 
Staats, dem er sich nahe fühlte, schrieb so C.S., gewiß 
dabei auch sich meinend. Aber ist solche Charakterisierung 
zutreffend? 

Daß C.S. dieses hohe Alter erreichte, hat sich, inzwischen 
40 Jahre nach Niederschrift jener Sätze, gezeigt. 

Als interessanten, unabhängigen Geist respektierten ihn 
auch seine Feinde, die er wie kaum ein anderer Intellektu- 
eller hatte. Er war befreundet mit Schriftstellern wie 
Ball, Blei, Däubler. Jünger und Weiss. Musü schickte ihm 
die Druckfahnen seines Romans "Der Mann ohne Eigen- 
schaften”. Der in der Emigration verstorbene linke Kultur- 
kritiker Walter Benjamin schrieb C.S., daß er seinen Be- 
griffen viel verdanke. 1969 diskutierte C.S. mit dem Mao- 
isten Sclückel über Partisanen und Guerrilleros. Noch 1982 
gehörte das Neueste von Alexander Kluge zu Schmitts 
Lektüre. Bereits in der Weimarer Republik zitierte er zu- 
stimmend sozialdemokratische Juristen, die in seinen 
Seminaren saßen und erst in der Bundesrepublik richtig 
gewürdigt wurden: Fraenkel, Neumann und Kirchheimer. 
Letzterer wurde von C.S. mit einer marxistischen Arbeit, 
die sonst nirgendwo annehmbar erschien, zum Doktor 
promoviert. Jetzt sitzt Schmitts ”Enkel”-Schüler, der 
Sozialdemokrat Böckenförde, der die briUianteste Kritik 
der Traube-Abhöraffaire lieferte, im Bundesverfassungs- 
gericht. C.S. scheute auch nicht den Kontakt zu dem 
marxistischen Theoretiker Korsch, der für die KPD in 
Thüringen Justizminister war, als dieser steckbrieflich ge- 
sucht wurde, Schließlich findet man in einer C.S.-Fest- 
schrift aus Spanien sowolil den Beitrag des Direktors von 
Francos Kader-Schmiede, wie auch die Gratulation des 
Professors Galvan. Dieser war unter Franco Symbol der 
republikanischen Opposition: mit Berufsverbot belegt, 
im Exil in den USA. Heute ist Galvan, Übersetzer Schmitts 
ins Spanische, als Mitglied der PSOE sozialistischer Bürger- 
meister von Madrid. Am Anfang meiner Beschäftigung 
mit C.S. stand eine Korrespondenz, die wir hatten, nach- 
dem ich als Student wegen ”eurokommunistischer Ab- 
weichung” aus der DKP ausgeschlossen worden war. C.S. 
widmete mir ein Exemplar seiner letzten Veröffentlichung 
"Die legale Weltrevolution”, worin das eurokommunisti- 
sche Konzept des spanischen Kommunisten Carrillo als 
der entwickeltste revolutionäre Ansatz gewürdigt wurde; 
später schickte er Stellungnahmen zum Thema "Warum 
ich Marxist bin, warum ich kein Marxist bin”. Selbst aus 
der Kombination der von ihm benutzten Briefmarken- 
motive - ein Weltraumlabor dort, hier ein Naturschutz- 
gebiet mit Rettungshubschrauber daneben - glaubte ich, 
beim Meister der Andeutungen verdeckter Botschaften 
dechiffrieren zu müssen. Damit ist bereits ein weiteres 
Charakteristikum angesprochen: C.S. als Beobachter. 
Er sei jemand, der "auch im Handgemenge nicht aufhört, 
wissenschaftlich zu beobachten”, sagte er in einem Rund- 
funkgespräch vor der "Machtergreifung” 1933, und "groß- 
artig” fand er Grabbes Vers: "Ich bin ein Deutscher und 
Gelehrter, und die beobachten selbst in der Hölle.” 

So konnte sich Peter Glotz, als er 1981 über "Staat und 
neue soziale Bewegungen” referierte, auf C.S. stützen. 
Eingangs zitierte er diesen Analytiker, der seinerseits 
Resultate in berülimt gewordenen Einleitungssätzen zu- 
sammenfaßte: "Die Epoche der Staatslichkeit geht jetzt 
zu Ende. Darüber ist kein Wort mehr zu verlieren.” 



Gegenwärtig wäre es attraktiv, ein Referat mit einer 
Definition einzuleiten, die C.S. einmal seiner Tochter 
Anima präsentierte: "Elite sind diejenigen, die bei dem 
höchsten Einkommen die geringsten Steuern zahlen” ... 
Aber C.S. war nicht nur der - vom Staat her denkende, 
keineswegs "völkische” - Beobachter, auf dessen Tage- 
bücher seit der Novemberrevolution wir nun neugierig 
sein können. Er war zweifellos auch ein Mitwirkender. 
Hat ihm das den Haß, gerade auch aus Reihen der Linken, 
beschert? 

Immerhin ist da sein Aufsatz von 1934 zum ”Röhm- 
Putsch” mit dem skandalösen Titel "Der Führer schützt 
das Recht”. Nur ein naives Gemüt liest Texte aus Publika- 
tionen eines totalitären Regimes wie solche aus einem 
liberalen Rechtsstaat. Wissend, daß es eine "Sklavenspra- 
che” gibt, erkennt man in jenem Text, daß Hitler die 
persönliche Verantwortung an dem Niedermetzeln der 
SA zuerkannt wird. Es gab immerhin Juristen, die dies 
damals als "rechtsstaatlich” verbrähmten. C.S. forderte 
indirekt die Bestrafung der über die Ausschaltung der SA 
hinaus vorgekommenen Morde, deren Opfer u.a. der frühere 
Reichskanzler Schleicher war. Dabei ist zu bedenken, 
daß C.S. vor 1933 zu den engen Beratern Schleichers ge- 
hört und versucht hatte, den SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Breitscheid für ein Bündnis zwecks Ausschaltung der 
Nationalsozialisten zu gewinnen. 

Ende der dreißiger Jahre erkannten die Nazis in C.S., 
der seit l.Mai 1933 NSDAP-Mitglied war, schließlich 
einen Gegner: sein Freund, der preußische Finanzminister 
Popitz, wurde nach dem 20. Juli als Verschwörer hinge- 
richtet. 

Als Stein des Anstoßes bleibt aus der NS-Zeit weiterhin 
Schmitts Antisemitismus, der umso fragwürdiger ist, als 
C.S. über Freundschaften zu Juden verfügte und noch 
1940 gegen eine Ausgrenzung "des jüdischen Einflusses” 
in der Rechtswissenschaft und für dessen "offene und 
sachliche Erörterung” eintrat. Über seinem Schreibtisch 
hing nicht ein Bild Hitlers oder Mussolinis, sondern eins 
von Disraeli. Dessen Behauptung "Christentum ist Juden- 
tum fürs Volk” machte dem Katholiken zu schaffen. 
Das Christentum eine Sackgasse oder ein Umweg? Wie 
dem auch sei, jedenfalls provozierten Schmitts Äußerungen 
Hugo Sinzheimer, den sozialdemokratischen Vater des 
deutschen Arbeitsrechts, zu seiner großartigen Studie 
über "Jüdische Klassiker der deutschen Rechtswissen- 
schaft”. 

Ein Faschist , wie er im Buche steht? Man mag es naiv 
nennnen, aber 1929 meinte C.S, daß der Faschismus nicht 
"den kapitalistischen Interessen der Arbeitgeber, sondern 
den sozialistischen Interessen der Arbeitnehmer zugute 
kommt, weil diese heute das Volk sind und der Staat 
nun einmal die politische Einheit des Volkes ist. Nur 
ein schwacher Staat ist kapitalistischer Diener des Privat- 
eigentums. Jeder starke Staat zeigt seine Stärke nicht 
gegenüber den Schwachen, sondern gegenüber den sozial 
und wirtschaftlich Starken." 

Das Engagement in der NS-Zeit kann nicht der Haupt- 
grund für die Ablehnung sein, die C.S. nach 1945 wider- 
fuhr. Andere, die allmählich wieder auf deutsche Lehr- 
stühle gelangten, hatten sich Schlimmeres geleistet! Das 
NS-Polizeirecht hatte C.S. nicht kommentiert, wie einer, 
der bayerischer Kultusminister werden konnte. Pro- 
fessor Abendroth nannte es mir gegenüber salopp eine 
"Erpressung”, mit der man die Rückkehr Schmitts in die 
Vereinigung deutscher Staatsrechtslehrer verhindert hatte. 
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Die wenigen, die wie Abendroth eine reine Weste hatten, 
haben die anderen vor die Alternative gestellt, entweder 
C S. fallen zu lassen oder es auf sich zu nehmen, daß man 
ihnen ihre "Jugendsünden” vorblättere und zitiere. 

Es war also nicht der Opportunismus Schmitts, der ihn 
isolierte. Bedeutsamer war, daß man ihn getrost den Toten- 
gräber der Weimarer Republik nenne konnte. Dem hat er 
nicht widersprochen: "Wenn ich der Totengräber war, 
dann muß sie vorher gestorben sein, oder ein anderer hat 
sie vorher ermordet!” Aber so harmlos war er nicht - zu- 
mindest hat er etwas "Sterbehilfe” geleistet: Eine krasse 
Fehl-Entscheidung war es, 1932 den "Preußenschlag” der 
Reichsregierung gegen die sozialdemokratische Braun/ 
Severing-Regierung in Preußen vor dem Staatsgerichtshof 
zu verteidigen. Damit wurden, u.a. hinsichtlich der mächti- 
gen preußischen Polizei, die letzten Hindernisse für Hitler 
aus dem Weg geräumt. Merkwürdig ist, daß dies ausge- 
rechnet der Jurist legitimierte, der als einziger damals 
mit seiner Theorie vom unabänderlichen Verfassungskem 
ein Instrument gegen den Extremismus bereitgestellt 
hatte, welches schließlich über Artikel 79 Eingang in 
unser Grundgesetz fand. 

Schmitts autoritäres Ordnungsdenken bleibt unverständ- 
lich, wenn nicht bedacht wird, daß er bereits in München 
den Ausnahmezustand der Räterepublik erlebt hatte. 
Auch seine Aufsätze über die Rheinlande als Objekt inter- 
nationaler Politik nach Ende des Ersten Weltkriegs gehören 
in diesen Zusammenhang. "Die Sehnsucht nach dem Frie- 
den entspringt doch gerade der Friedlosigkeit des beste- 
henden Zustandes", verteidigte er seine Kritik des Status 
quo. Hier wurzelt Schmitts oft mißverstandenes Freund/ 
Feind-Denken. Da ist die Frage nach der Möglichkeit, 
im teilweise besetzten und entmilitarisierten Nachkriegs- 
deutschland, angesichts von Freikorps und Parteiarmeen 



wie SA und Rotfrontkämpferbund den Bürgerkrieg zu 
verhindern. Weiter geht es darum, den Krieg zu "hegen”, 
indem der Feind nicht zum moralisch Bösen stilisiert 
wird, gegen den Vemichtungs- oder Kreuzzüge zu führen 
sind, mit dem man nicht mehr Frieden schließen kann, 
was nur sich als Feinde anerkennende vermögen. 

Es ist wohl die lllusionslosigkeit, mit der er sich solch 
heiklen Bereichen näherte, dabei liebgewordene Ver- 
heißungen der Aufklärung und eines fragwürdigen "Fort- 
schritts hinterfragend, die viele vor der Beschäftigung 
mit C.S. zurückschaudern läßt. 

Dabei könnte gerade er, etwa in der Friedensdiskussion, 
Aufmerksamkeit erregen, sali er doch beispielsweise 1963 
die Militarisierung des Weltraums voraus: "Unser Problem 
wächst ins Uber-Planetarische, in kosmische Räume. Bei 
dem heutigen Gegensatz von Osten und Westen haben 
Astro- oder Kosmonauten die Chance, sich in Kosmo- 
piraten und vielleicht sogar noch in Kosmopartisanen zu 
verwandeln.” 

Das ist auch Schmitts Frage: wie sind bei entfesselter 
Technik Einheitsbildungen und Friedensschlüsse möglich, 
ohne die illusorische Einheit der Menschheit - im Atom- 
tod? 

Angesichts derartig brisanter Überlegungen und einge- 
denk des Sterbedatums Ostersonntag sieht die erwähnte 
Religionslehrerin nun Carl Schmitt und kein Ende, scherz- 
haft die Ostergeschichte des Matthäus-Evangeliums zi- 
tierend: Und siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an der 
Welt Ende!? 

Günter Platzdasch 
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Buchbesprechungen 



Christian Schmidt-Häuer: Michael Gorbatschow — Moskau 
im Aufbruch. Eine Biographie. Piper Verlag, München, 
1985,198 S., kart. DM 9,80 




M. Gorbatschow scheint in der Tat einen neuen Typus 
im verkrusteten System der Partei- und Planbürokratie 
der Sowjetunion zu verkörpern. Geboren im Hungeijahr 
1931 , zu jung für die Kriegsteilnahme, von Haus aus Jurist, 
ist er in vielem ein Gegenstück zum herrschenden Büro- 
kraten-Clan Moskaus. 

ln der akribisch angelegten Biographie, in der der Autor 
den Aufstieg Gorbatschows, seine Karriere als Agrarexperte 
im Kaukasus, seine Verbindung zu Suslow, Andropow 
und Kulakow und seine Stellung zu Tschemenko auf dem 
Hintergrund zahlreicher Details aufzeichnet, wird vor allem 
eins deutlich: Gorbatschows Machtantritt ist kein Zufall, 
sondern Ausdruck einer Entwicklung, die seit längerem 
in der Sowjetunion um sich gegriffen hat. Gegen die alte 
auf Zentralismus und Kollektivismus eingeschworene 
Funktionsriege formiert sich eine neue Gruppe jüngerer 
Politiker, die bereit ist, die starren Formen der bestehenden 
gesellschaftspolitischen Strukturen zu verlassen, um neue 
Wege zu gehen. Daß mit dieser Entwicklung auch eine 
neue Chance für die Lösung der deutschen Frage geboten 
wird, ist eine der vielen wichtigen Einsichten, die das Buch 
zu vermitteln weiß. 

Karl Höffkes 



Werner Obst: Der Rote Stern verglüht. Moskaus Abstieg, 
Langen-Müller/Herbig, 1985,208 S., DM 29,80. 

Annäherung durcli Wandel? 

Der ehemalige Wirtschaftsexperte im Büro des DDR-Mini- 
sterrates, Dipl. oec. Werner Obst, machte schon vor zwei 
Jahren von sich reden, als er das Buch veröffentlichte „Reiz 
der Idee - Pleite der Praxis“, das ein Präludium zu dem 
jetzt vorliegenden Buch „ Der rote Stern verglüht“ sein 
dürfte. Der Titel so provozierend wie lapidar, der Unter- 
titel: „Moskaus Abstieg“. 

Wer Obsts verstreute Artikel kennt, wird über seine The- 
sen nicht mehr staunen, doch die Zusammenschau seiner 
stets mit Vehemenz vorgetragenen Analysen ist gefährlich 
faszinierend, so daß man nur mit Mühe eine kritische Di- 
stanz bewahren kann, denn wer für Pluralismus, Demokra- 
tie und Religion eintritt, sollte sich stets vor totaler Hingabe 
an Menschen, Meinungen und Ideen bewahren. 



Sein überzeugend wird dem Leser die Misere der sowjeti- 
schen Planwirtschaft vorgefiihrt, die auch der „Spiegel“- 
Autor Fritjof Meyer in seinem demselben Thema gewidme- 
ten Buch „Weltmacht i/n Abstieg“ (Untertitel: „Der Nieder- 
gang der Scnvf et- Union“) plastisch darstellte. 

Die als Mißwirtschaft vorprogrammierte Planwirtschaft 
der UdSSR diskreditiert sich allein schon durch die Tatsa- 
che, daß fast 70 Jahre nach der „Großen Sozialistischen Ok- 
toberrevolution“ auf einer landwirtschaftlichen Nutzfläche 
von vier Prozent, die noch privat genutzt werden darf, auf 
selbständiger Basis fast genau so viel produziert wird, wie 
auf der Gesamtfläche der staatlichen Kolchosen. 

Es ist der glatte Hohn, daß dieses größte Land der Er- 
de in seinem 1961 aufgesetzten und noch heute gültigen 
Parteiprogramm versprach, die USA bis 1980 bei eingeführ- 
ter 30-Stunden-Woche und mietfreiem Wohnen, kostenloser 
Verkehrsmittel-, Gas-, Wasser- und Heizungsbenutzung in 
der Arbeitsproduktivität um das Doppelte zu übertreffen 
versprach. 

Die furchtbare Wahrheit ist jedoch: Die Amerikaner er- 
zeugen pro Einwohner nicht nur doppelt so viel Fleisch wie 
die Sowjets, sondern wenige Millionen Farmer trotzen dem 
Boden gewaltige Überschüsse ab, während 23 Millionen 
Kolchosbauern nicht einmal das Getreide für das tägliche 
Brot ernten und somit ihre Regierung zwingen, jährlich vie- 
le Millionen Tonnen Getreide beim „ imperialistischen 
Klassenfeind“ einzukaufen. 

Die Erkenntnis ist nicht weit hergeholt, daß die Sowjet- 
union ein Koloss auf tönernen Füßen ist: militärisch ein 
Riese, politisch ein aufgeblähter Gockel, wirtschaftlich ein 
Zwerg. Dies alles belegen Fritjof Meyer, Milovan Djilas, 
Milton Friedman, Friedrich August von Hayek, Ota Sik und 
viele andere Experten genauso wie Werner Obst. 

Die Kemthese von Obst läßt sich etwa so zusammenfas- 
sen: Der Ostblock kann auf Dauer seine Existenz nur si- 
chern, wenn er sein marxistisch-leninistisches Gesellschafts- 
modell „substantiell reformiert“. Nur ohne diesen ideologi- 
schen Ballast aus dem 19. Jahrhundert habe er die Chance, 
seine wirtschaftliche Dynamik zu entfalten. Der Ostblock, 
der ökonomisch immer weiter von uns abdriftet, ist aber 
um seines Überlebens willen gezwungen, uns gegenüber ge- 
waltig aufzuholen. Doch das bedeutet Rückführung der Pro- 
duktionsmittel in Privateigentum, Einführung des Prinzips 
der Rentabilität, also Marktwirtschaft. Das wiederum führe, 
mit Werner Obst gesehen, zu einer demokratischen Gesell- 
schaftsform und damit: zur Wiedervereinigung der beiden 
Staaten auf deutschem Boden. 

Wenn fast alle Experten den Niedergang des sowjetischen 
Imperiums diagnostizieren, dann ist diese Schlußfolgerung 
nur allzu berechtigt. Streitbar gegenüber jenen, die sich wie 
Bahr, Brandt, Gaus u.a. für Ostexperten halten und „Wan- 
del durch Annäherung “ versuchten, kehrt Obst diese These 
etwas zu einfach um und fordert .Annäherung durch Wan- 
del“. Das Ziel bleibt die Demokratisierung des Ostblocks. 
„Doch die Mittel und Methoden, die das bewirken sollen, 
müssen wir buchstäblich umkehren. Statt den Kommunis- 
mus weiterhin ökonomisch zu stützen, was dessen Zerfall 
ohnehin nicht aufhält, sollten wir vielmehr den sowieso 
wachsenden westlichen ökonomischen Vorsprung gezielt 
und ganz bewußt noch ausbauen. Kurz, wir sollten die über- 
legene Marktwirtschaftliche Effizienz zum Hauptinstrument 
der Auseinandersetzung mit dem Kommunismus machen. “ 

Werner Obst ist sich bewußt, daß die grundlegende Re- 
form, die von Moskau ausgehen muß, nicht an dem Tag ver- 
kündet wird, „an dem die Schwäche der Sowjetunion ihren 



33 




tiefsten Stand erreicht “. Obst erwartet einen evolutionären 
Prozeß mit mehreren Teilreformen, der von der KPdSU 
selbst gesteuert wird, denn, so schlußfolgert er, „es gibt kei- 
ne andere Kraft, die dazu in der Lage wäre. “ Berechtigt 
fragt er, warum trauen wir den Russen nicht zu, was den 
Chinesen schon gelungen ist, nämlich den Einstieg in den 
Kapitalismus? „Sie haben dabei nichts zu verlieren, sondern 
alles zu gewinnen 1" Das kann nicht unwidersprochen blei- 
ben. 

Die andere Seite der Medaille hat schon Dostojewskij be- 
schrieben: „Noch nie hat es ein Volk gegeben, das seine 
Existenz allein auf die Lehren der Vernunft und der Wissen- 
schaft aufbauen konnte. Wenn es geschah, so war es eine 
Dummheit und dauerte nur ganz kurze Zeit. “ 

Zudem sollte Werner Obst die Warnungen des Franzosen 
Jean-Francois Revel in seinem Buch „So enden die Demo- 
kratien“ nicht unterschätzen. Zwar ist auch für Revel das 
sowjetische Regime eine „Gesellschaft des Todes“, die aller- 
dings die demokratischen Staaten überleben kann, um erst 
dann zugrunde zu gehen. Möglichkeiten der Rettung sieht 
Revel höchstens noch in Wirtschaftssanktionen gegen die 
andauernden sowjetischen Übergriffe, und selbst die Kriegs- 
drohung dürfte nicht gescheut werden, weil die Herren im 
Kreml wissen, daß in einem bewaffneten Konflikt ihr Sy- 
stem zerbrechen würde. 

Auch der exilpolnische Literatur-Nobelpreisträger Czes- 
law Milosz kann nicht daran glauben, daß sich die Machtha- 
ber in den Politbüros von ihren „Klassenfeinden“ zu Refor- 
men drängen lassen würden, und wenn sie noch so notwen- 
dig wären. Wie sagte Milosz in seinem wichtiges Buch ,, Ver- 
filmtes Denken “? „Der nackte Terror hat also ebensowenig 
wie das Kapital die Neigung, freiwillig abzudanken.“ Aber 
das Nachlassen des Terrors gegen die eigene Bevölkerung 
brächte eine Revolution, jedoch keine Reform hervor. Zu 
viele Leichen haben die Machthaber der Ostblockstaaten im 
Keller, als daß ihnen verziehen würde, selbst wenn sie sich 
anschickten, Reformen einzuleiten; es würde ihnen gar kei- 
ner glauben, weder im In- noch im Ausland. Die Hoffnun- 
gen Werner Obsts sind zu glatt, zu schön, um wahr zu sein. 
Denn an der Stärke unseres Systems könnte man auch 
manchmal zweifeln, wenn man z.B. in dem Buch „Silicon 
Valley Fieber“ von Rogers und Larsen lesen muß, daß im 
kalifornischen Paradies der „High Technology“ Schüler zwi- 
schen 11 und 17 Jahren zu 80 % alkoholabhängig sein sol- 
len; Rauschgifthandel und -sucht sollen dort ein überdurch- 
schnittliches Maß erreicht haben; ebenso soll der Kranken- 
stand in der Elektronik-Industrie deutlich über dem der 
„alten“ Industrie liegen; auch sei das Grundwasser rettungs- 
los verseucht usw. Oder denken wir an unser eigenes Volk, 
das in 50 Jahren um die Hälfte dezimiert sein wird, wenn 
sich an unserer Familienpolitik nichts ändert. Dies hätte in 
Zukunft eine Steigerung der Arbeitslosigkeit infolge der 
Verminderung der Nettoproduktionsrate zur Folge. Das 
wiederum bedingt einen Schwund der Inlandsnachfrage, 
was sich durch Export nicht kompensieren läßt, denn Ex- 
port allein kann für einen Staat keine sichere Stütze sein. 
Aber der wichtigste Aspekt unseres „Aussterbens“ dürfte 
unsere zunehmende Wehrunfähigkeit sein, die uns - gelinde 
gesagt - der Erpreßbarkeit und der „Finnlandisierung“ aus- 
setzt. Professor Kornhuber aus Ulm hält uns berechtigt vor, 
daß die Deutschen am wenigsten das Recht hätten, „sich 
ihrer historischen Wiedergutmachungspflicht am europäi- 
schen Freiheitsverlust durch Aussterben zu entziehen. Be- 
kanntlich haben wir Deutsche durch den Zweiten Welt- 
krieg den Anlaß zur Versklavung von Osteuropa gegeben.“ 
Und berechtigt fragt Prof. Kornhuber: .Auf wen könnten 



die osteuropäischen Völker ihre Freiheitshoffnungen rech- 
ten, wenn die Deutschen aussterben? Schließlich ist in die- 
sem Zusammenhang an das Gebot des Grundgesetzes zur 
Wiedervereinigung in Freiheit zu erinnern. Ist eine Politik, 
die dem Aussterben des deutschen Volkes tatenlos zusieht, 
mit diesetn Gebot zu vereinbaren ?“ 

Hier scheiden sich also die Geister, die derselben Sache 
dienen wollen. Das Buch von Werner Obst wäre eine gute 
Grundlage für einen Kongreß, auf der all diese Probleme zur 
Sprache gebracht und zur Staatsaktion gemacht werden 
müßten. Das Buch ist also lesenswert, anregend, aufregend 
und jedermann verständlich, denn Obst versteht es, ge- 
schult durch viele Vorträge, komplizierte wirtschaftspoliti- 
sche Zusammenhänge auch dem Nichtfachmann plausibel 
darzustellen. 

Siegmar Faust 

Wolf D. Grüner: Die deutsche Frage. Ein Problem der 
europäischen Geschichte seit ] 880. 

C.H. Beck, München, 1985,218 S.,Pb„ DM 19,80 

Die 'deutsche Frage’ ist wieder aktuell geworden. Gruners 
vorliegendes Buch erweitert die derzeitige Diskussion 
insofern, als versucht wird, die historische Dimension der 
'deutschen Frage’ innerhalb der europäischen Geschichte 
zu verdeutlichen. 

Diese europäische Dimension der 'deutschen Frage’, von der 
Grüner behauptet, daß sie die europäische Geschichte 
mindestens seit den napoleonischen Kriegen unter wech- 
selnden Rahmenbedingungen in Atem gehalten hat, ist 
für ihn zugleich auch der Einstieg in die Lösung des Pro- 
blems. 

Grüner bleibt indes nicht auf dem (angenehmen) Feld der 
rein historischen Darstellung stehen, sondern bemüht sich 
darüber hinaus um eine eigene Lösungsperspektive. 

Und auch er erkennt, daß die Friedenssicherung in Europa 
ohne die Lösung der deutschen Frage unmöglich ist. Und 
daß er erkennt, daß die Lösung der deutschen Frage nicht 
im alten Konzept des zentralistischen Nationalstaates 
liegt (dem unsere Nachbarn nach wie vor anhängen), 
sondern in einem föderalistischen System deutscher Staaten 
ist ein weiterer wichtiger Schritt in die richtige Richtung! 

Karl Höffkes 

Libanon, das Exempel - oder der Leidensweg libanesischer 
Christen. Bildbericht, Stephanus Edition Verlags AG, 
Seewis 1983, 62 Seiten, DM 12,80 

In Zusammenarbeit mit der Hilfsaktion Märtyrerkirche 
(„Stimme der Märtyrer”) erschien ein kleiner Band über 
die schwierige Lage im Libanon. Doch wenn man einen 
antikommunistisch-gefärbten Bericht erwartet, so wird 
man noch überrascht sein, daß dieses einseitige Geschreibsel 
aus dem Nachrichtenblatt der ”Märtyrerkirche” von diesem 
Elaborat noch übertroffen wird. Während Israel lediglich 
als Protektor des Südens dargestellt wird und libanesische 
Christen überall ständig „massakriert” oder „mit elektri- 
schen Sägen auf dem Altar geköpft” werden, sind die 
700 000 palästinensischen Flüchtlinge „bis auf die Zähne 
bewaffnet”, haben alle eine „terroristische Ausbildung” 
und arbeiten „vor allem mit den Kommunisten” des Liba- 
non zusammen. 

Daß in den Palästinenserlager Sabra und Chatila Flüchtlinge 
massenhaft niedergemetzelt wurden, findet die Interview- 
partnerin B. Salame lediglich „bedauerlich”. Das Buch 
bedarf keiner Leser, denn es ist dieser nicht wert. 
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Iring Fetscher: Überlebensbedingungen der Menschheit. 
Ist der Fortschritt noch zu retten? 

Piper Verlag, München, 1985,239 S., kart. DM 14,- 




Das zentrale Thema dieses Essaybandes ist die sogenannte 
'Dialektik des Fortschritts’ unserer Industriezivilisation. 
Während die Erstausgabe dieses Bandes (aus dem Jahre 
1980) seinerzeit ganz im Zeichen einer Kritik des Fort- 
schrittsgedankens stand, versucht Fetscher in der nun vor- 
liegenden 'aktualisierten' Neuausgabe neue Akzente zu 
setzen. Während sein Versuch - wohl als Erwiderung auf 



die wachsenden Ohnmachts- und Skepsisgefühle vieler 
Menschen den Fortschritt zu verteidigen, eher der Jünger- 
schen Schleife ähnelt ('Unter der Schleife verstand er eine 
höhere Art, sich den empirischen Verhältnissen zu ent- 
ziehen’, E. Jünger 'Die Schleife’), gewinnen seine Gedanken 
dann an Bedeutung, wenn er sich dem Problem des Wachs- 
tumsoptimismus und des ökologischen Problembewußt- 
seins bei Marx und Engels annimmt. 

Die Darstellung einer ökologischen Sensibilität in der 
marxistischen Tradition (die dem Marxismus als Herr- 
schaftsideologie abhanden gekommen ist) ist eine Fetscher- 
sche Position, die nachzudenken lohnt. 

Karl Höffkes 

H. de la Chevallerie: Mehr Grün in der Stadt. Bauverlag, 
Wiesbaden, Großformat, 97 S., zahlr. Abb. und Tafeln, 44,- 

Daß es nicht allein genügt, komfortable Wohnungen, per- 
fekte Arbeitsstätten und zukunftsgerechte Verkehrssysteme 
zu schaffen, sondern daß den Lebensbereich einer Stadt 
entscheidend die Freiräume, Grünanlagen und Plätze be- 
stimmen, ist eine Einsicht, die — hoffentlich — in zu- 
nehmendem Maße in den Köpfen der Verantwortlichen 
Bedeutung gewinnt. 






Gerd Mesenhol 

Als die Nebel 
Feuer fingen 

Roman 




Ein Western, aber nicht 
aus der Traumfabrik 



Ein Spannungsroman. 
Denver, Colorado 1 864: 
Profitgier, Trieb und 
Gewalt toben sich aus. 
Eines der düstersten 
Kapitel der amerika- 
nischen Geschichte wird 
geschrieben: Sand Creek. 
Damals waren die 
Indianer die Opfer. 

400 S., geb., DM 36,— 
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Mit grundlegenden Darstellungen, Diskussionsbeiträgen 
und vielen Ausführungsbeispielen, die verdeutlichen, 
wie 'mehr Grün in die Stadt’ kommen kann, ist das vor- 
liegende Buch eine wichtige und aktuelle Planungshilfe 
fiir die gesamte Städtische Grün- und Freiraumplanung, 
vor allem auch im Bereich der Stadterneuerung und Stadt- 
sanierung. Für jeden Interessierten ein interessantes Buch. 

A. Preuss 



Friedhelm Kaiser: Bürgerinitiative NACHBARSCHAFT. 
Vorschläge für eine politische Infrastruktur in überschau- 
baren Bereichen. Verlag Wolfgang Lohmüller, München, 
1984, 120 S.,kart., DM 22,50 

Als Artur Mahraun 1927 im ’ Jungdeutschen Manifest’ 
erstmals die Nachbarschaft als konstruktive politische 
Zelle eines freiheitlichen Volksstaats vorschlug, wollte 
er deutliche Mangelerscheinungen der Weimarer Demokra- 
tie überwinden, vor allem die Selbstzerfleischung des 
Parteiismus und der Interessengruppen. 

Er glaubte damals, in der Ersetzung der Parteien durch 
Nachbarschaften eine zukunftssträchtige Idee entwickelt 
zu haben. Noch im Jahre 1949 trug er in seiner Schrift 
’Der Protest des Individuums’ die um wesentliche Punkte 
erweiterte und verbesserte Neuauffassung des Konzepts 
der politischen Nachbarschaften vor. Bis heute hat unsere 
repräsentative Demokratie nicht zu spüren vermocht, 
welche Möglichkeiten mit der Idee der Nachbarschaften 
verbunden sind. 

Erst im Zuge der seit einigen Jahren zu beobachtenden 
Staatsverdrossenheit ist vielerorts ein Nachdenken über 
direktere, basisnahe Mitbestimmungsmöglichkeiten in Gang 
gesetzt worden. 

Friedhelm Kaiser setzt an dieser Stelle an und spricht 
in Anlehnung an Artur Mahraun von einer neuen politi- 
schen Infrastruktur, deren praktischer Ansatz lautet: 
die Stimmbezirke der Wahlkreise sind die Nachbarschaften; 
ihre Wahlberechtigten Bürger werden als Basis der Demo- 
kratie verstanden, die damit in einem progressiven Sinne 
stabilisiert werden könnnte. 

Friedhelm Kaiser ist sich der Risiken bewußt, die aus 
einer solchen Struktur erwachsen können. Seine Über- 
zeugung aber, daß die Chance zur Neubesinnung die schwer- 
wiegendere ist, ist die Basis, von der aus seine lesenswerte 
Schrift begriffen werden muß. 

K.P. Hermanns 

Gerd-Klaus Kaltenbrunner (Hg.): Weltkrieg der Propagandi- 
sten. Verdummung durch Wort, Bild und Werbung (= Her- 
derbücherei Initiative), München: Herder, 1985, 190 S. 
kart., DM 12,90. 

Der Mensch sei Für die hypnotische Wirkung von Schlag- 
worten ebenso anfällig wie für ansteckende Krankheiten, 
konstatierte einmal Artur Koestler; und betrachtet man das 
Phänomen der Propagandaanfälligkeit, das wie eine Erb- 
krankheit die gesamte Menschheitsgeschichte durchzieht, 
so fällt es schwer zu widersprechen. Recht hat Kaltenbrun- 
ner sicherlich, wenn er die Bewußtseinsbildung zum einzig 
bisher bekannten Gegenmittel erklärt. 

Diesem Gegenmittel verpflichtet, offenbaren die Beiträge 
des Buches, was der Titel andeutet: In den Gebieten der 
Welt, in denen die Waffenschweigen, haben die weltpoliti- 
schen Gegner nur das Schlachtfeld gewechselt. Ihre Ziel- 
gebiete sind nun die Hirne und Herzen der Zeitgenossen. 
Daß ihnen - gleich, ob in Diktaturen oder in Demokratien 



- kein Mittel schäbig genug ist, um die Macht über die 
Menschen zu erringen, mag vielen von uns schon bekannt 
sein. Dennoch gilt es immer wieder, darauf hinzuweisen. 
Da vorliegendes Buch dies an ebenso vielfältigen Beispielen 
wie durch saubere Recherchen tut, fällt eine Empfehlung an 
Interessierte nicht schwer. 

Karl Höffkes 



Karl-Heinz Huber 

Jugend unterm Hakenkreuz 

Ullstein-Verlag, Berlin, 326 S„ 36, -DM 




Huber versucht in seinem Werk das Jugendleben im Dritten 
Reich darzustellen und läßt dabei fast keinen Aspekt aus: 
Kriminalität, NAPOLA, HJ-Heimabend, Zeltlager, Meuten, 
Arbeitsdienst, Widerstand, Streifendienst, Homosexualität, 
Führungswechsel, interne Entwicklungen und einiges ande- 
re. Belegt werden die Geschichten und Aussagen ehemaliger 
Hitleijungen mit Geheimschriften, NS-Reden, Verord- 
nungen und Gestapoakten. Daß dies alles nicht reicht, um 
annähernd einen Eindruck zu haben, wird der Leser am 
Schluß merken, denn es bleiben nur kleine Eindrücke zu- 
rück. Huber spricht vieles an und bringt am Ende von jedem 
ein kleines Stück. Sinnvoller wäre es gewesen, zu einem 
Teilgebiet die Aussagen zu sammeln. Die Geschichte der 
Jugend im NS-Staat ist eine Geschichte aus Widersprüchen, 
Erfolgen. Rückschlägen, Unterdrückung, Zwang zum Ge- 
horsam, aber auch von Unterwanderung und Aufmüpfig- 
keit. Der Autor hat es sich also zu einfach gemacht, als er 
versuchte dies alles in einem Buch unterzubringen. Trotz 
dieser Schwäche eignet sich das Buch gerade für den Neu- 
einsteiger, der sich bisher vom Dritten Reich femgehalten 
hat. 



Matthias von Hellfeld/Amo Klönne 
Die betrogene Generation. Jugend im Faschismus 
Quellen und Dokumente. Kleine Bibliothek 360, Pahl- 
Rugenstein, Köln 1985, 350 Seiten, 16,80 DM 

"Es langt!" wird mancher sagen, wenn er hört oder liest, 
daß wieder ein dicker Wälzer über die Jugend im National- 
sozialismus handelt. In letzter Zeit ist eine fast unüberseh- 
bare Flut über den Büchermarkt hereingebrochen und die 
beiden Autoren Klönne und Hellfeld sind daran nicht 
minder beteiligt. Besonders, was so umstrittene Themen 
wie Jugendwiderstand in Form der Kölner ”Edelweiß- 
piraten” betrifft (siehe WIR SELBST 2/1985, Seite 26- 
31: „Jugendwiderstand oder ... Etikettenschwindel?”), 
ist das Interesse der Leserschaft in letzter Zeit erschöpft. 
Das neue Buch von Hellfeld/Klönne ist aber auch mehr 
als ein Nachschlagwerk zu gebrauchen und enthält viele 
bekannte Quellen, jedoch gut sortiert und durch Ein- 
leitungen von 3-5 Seiten Umfang ergänzt. 
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Neu allerdings ist das Kapitel über jüdische Jugendliche 
im NS-Staat, auch wenn die dargestellte Auswahl etwas 
mager ist. Erwartet hätte ich mehr Material über die jüdi- 
schen Jugendbünde und das Verhältnis der illegalen Bündi- 
schen zu den verfolgten jüdischen Mitstreitern. 

Gerhard Quast 

Des Lehrers Wunderhorn 

Es gibt viele Liedersammlungen, und die meisten sind 
schlecht. Jede mehr oder minder soziale Bewegung, die was 
auf sich hält, sammelt ihre musikalischen Ergüsse meist auf 
dem Höhepunkt ihrer gesellschaftlichen Akzeptanz, dann 
also, wenn ihre Talfahrt beginnt. Das war in der hündischen 
Jugendbewegung so, in der Arbeiterbewegung, in der AKW- 
Bewegung. Alle sammeln und veröffentlichen - jeder für 
sich und Marx gegen alle. Den jeweiligen Liederreigen er- 
öffnen in der Regel Vorworte, und diese Vorworte lesen 
sich nicht selten so, als sei gerade die jeweilige Bewegung 
der Nabel der Welt und ihr Liedgut der Blindnestock im 
musikalischen Nebel. 

Nur wenige Sammlungen geben einen breiten, ja erschöp- 
fenden Überblick über liedermusikalisches Schaffen. Hierzu 
gehört die schon klassisch zu nennende Ausgabe von Amim 
und Brentano, die mit ihrer Sammlung „Des Knaben Wun- 
derhonx“ die zu ihrer Zeit wohl umfassendste Anthologie 
von Liedern unterschiedlichsten Genres aus dem damaligen 
deutschen Sprachraum vorgelegt hatten. Un dhierzu gehört 
sicherlich auch der aktuellere sog. „Große Steinitz“, jene 
zwei Bände „deutscher Volkslieder demokratischen Charak- 
ters aus sechs Jahrhunderten“ des Volkskundlers Wolfgang 
Steinitz. ln beiden Klassikern jedoch, im alten Wunderhom 
wie im Steinitz, bekommt ein Lehrer keine didaktischen 
und methodischen Hinweise oder Hilfestellungen über den 
Gebrauch eines oder mehrerer Lieder in seinem Unterricht. 
Er muß sie sich vielmehr mit viel Spürsinn und Zeitaufwand 
beschaffen. 

Um so erfreulicher ist es, was jüngst Manfred Sievritts 
unter der Mitarbeit von Peter Mühlbauer unter dem Titel 




Singende Scholaren. Holzschnitt aus: De generibus ebriosorum. 
Nürnberg, Höltzel, 1516 



politisch Lied, ein garstig Lied 9 “ vorgelegt hat: ein umfas- 
sendes und ausgewogenes Materialheft über das politische 
Lied mit methodisch-didaktischen Kommentaren. Nach 
dem Band „Lieder erzählen ..." ist jener bereits der zweite 
Band aus deren „Musidaktik-Reihe: Lied - Song - Chan- 
son“. 

Der Begriff „politisches Lied“ läßt sich ja weder auf be- 
stimmte Inhalte und Textaussagen noch auf musikalische 
Stilformen, weder auf historische noch aktuelle Erschei- 
nungsformen, auch nicht auf Lieder bestimmter nationaler 
oder geografischer Herkunft eingrenzen. Obwohl dies häu- 
fig versucht wurde und wird, sind politische Lieder ebenso- 
wenig nur auf bestimmte gesellschaftliche Gruppen zu be- 
ziehen. Vielmehr ist entscheidend, ob und wie Liederma- 
cher — und zwar sowohl bewußt wie unbeabsichtigt - Stel- 
lung beziehen für oder gegen Zustände, Ideen, Meinungen, 
Verhaltensweisen, Normen und Sitten, Moralvorstellungen, 
Entwicklungen und Reaktionen. 

Die Themen in politischen Liedern sind so unerschöpf- 
lich wie die Konflikte, Probleme und Ereignisse gesellschaft- 
lichen Zusammenlebens. Wenn man die Fülle der jeweils 
komponierten Lieder bedenkt, so ist kaum vorstellbar, daß 
sich ein im Gemeinwesen beachtetes und diskutiertes Ge- 
schehen nicht in einem Lied wiederfindet - sei es die allge- 
meine Anklage gegen Machtmißbrauch, Krieg, Unterdrük- 
kung, Benachteiligung, gegen Ideologien und Dogmen, ge- 
gen Ausbeutung und Abhängigkeiten; sei es (auch das ist ja 
politisch) die Auseinandersetzung mit dem individuellen 
Schicksal, den Wohn- und Lebensbedingungen, den Bela- 
stungen der Umwelt, den Beziehungen zum Mitmenschen, 
zur Arbeit, Freizeit und Gesundheit. 

Die Beschäftigung mit politischen Liedern läßt nach 
Sievritt/Mühlbauer sehr unterschiedliche Betonungen zu, 
u.a. nach der Funktion (z.B. Arbeiterlieder, Kriegs- oder 
Friedenslieder, von der politischen Wirklichkeit abweichen- 
de Lieder wie Schlager), nach aktuellen oder tagespoliti- 
schen Themen, nach nationaler Herkunft (die Beschäfti- 
gung mit politischen Liedern anderer Länder macht uns oft 
mit bisher unbekannten landesspezifischen Problemen be- 
kannt, nach dem persönlichen Erlebnis (Lieder über politi- 
sche Ereignisse aus eigener Anschauung als Zeugnisse politi- 
schen Geschehens). 

Es ist das Verdienst von Sievritt und Mühlbauer, umfas- 
send viele Lieder - auch scheinbar „unpolitische“ — gesam- 
melt, diese Sammlung klar strukturiert und sachkundig 
nach methodisch-didaktischen Gesichtspunkten kommen- 
tiert zu haben. Die Fülle des angebotenen Materials (6 Ton- 
band- oder Schallplattenkassetten zu diesem Band 2 sowie 
9 zum vorangegangenen Band 1 .. Lieder erzählen ... “, dazu 
noch jeweils ein Schülermaterialheft) ermöglichen sowohl 
dem Musiklehrer als auch dem Lehrer anderer Fächer — wie 
z.B. Deutsch, GL, Geschichte, Religion - einen schier uner- 
schöpflichen Fundus für seinen Unterricht. 

Wolfgang Herber 



Manfred Sievritts: Politisch Lied, ein garstig Lied? (Bd. 2) 

Materialheft und methodisch-didaktischer Kommentar 
ISBN 3-922557-06-6; 

Schülermaterialheft ISBN 3-922557-07-4 
6 Langspielplatten oder Musikassetten 
Lieder erzählen ... (Bd. 1) ISBN 3-922557-04-X 
Cappell Musikproduktiop und Verlag GmbH, Wiesbdn 1984 
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Wotans Wiederkehr 

„Ich glaube an Jen Gott der Deutschreligion, der in der Na- 
tur, im hohen Menschengeist und in der Kraft seines Volkes 
wirkt ... Und an Deutschland, das Rildungsland der neuen 
Menschheit. " „Die Deutschreligion ist Staatsreligion. Priva- 
te Religionsgemeinschaften und religiöse Vereine sowie de- 
ren Verbände bestehen nicht. Der Austritt aus der Deut- 
schen Staatskirche ist für den deutschen Staatsbürger un- 
möglich." Nach solchen Mustern wünschten sich Anhänger 
einer „Deutschreligion" oder deutschen ., Nationalkirclie " 
in den dreißiger Jahren eine Kirchenreform. Einige von ih- 
nen beriefen sich dabei auf Wotan (Odin) und die altgerma- 
nische Religion, andere auf den „deutschen Krist". Mit Ver- 
boten gegen Freidenker, Freireligiöse und einige andere 
mißliebige Religionsgruppen (darunter auch gegen germa- 
niseh-neudeidnische) tat der NS-Staat einige Schritte in die 
geforderte Richtung: Ein Reich, ein Führer, ein Glaube. 

Nach 1945 schien es zunächst, als seien die Ansätze zu 
einer deutschen Staats- und Rassenreligion mit dem NS- 
Staat zusammengebrochen. Aber so behauptet das Buch 
über Wotans Wiederkehr “ die „Neugermanen" kommen 
wieder. Das Buch beschreibt eine Vielzahl von kleinen 
Gruppen und Bünden in Westdeutschland, die sich um eine 
eigene deutsche, germanische und nordische Religion bemü- 
hen. Einige von ihnen wurden bereits vor dem ersten Welt- 
krieg gegründet, etwa die Ariosophen (heute „Goden“ und 
„Armanen"), die seit etwa 1900 in verschiedenen Orden 
und Logen theosophischen Okkultismus mit antisemiti- 
schem Rassismus verbanden und wohl zur geistigen Bildung 
des jungen Hitler beitrugen, oder die Deutschgläubigen, de- 
ren Gruppe seit 1911 besteht. Andere Kreise entstanden in 
den zwanziger Jahren: die Nordisch-Religiösen von 1927 
(heute , Artgemeinschaft“ und die Ludendorffer. die sich 
zwischen 1925 und 1930 unter dem Feldmarschall des Er- 
sten Weltkriegs. Erich Ludendorff, und seiner Frau Mathil- 
de zur Religionsgemeinschaft formierten (heute „Rund für 
Gotterkenntnis"). Wieder andere Gruppen entstanden erst 
in den sechziger und siebziger Jahren, darunter die „Gylfili- 
ten “ von 1976. die eine altdeutsche Kultsprache entwickel- 
ten, Adolf Hitler für „selig" erklärten und zu anglo-atnerika- 
nisehen Odinisten Kontakte pflegen, ferner die Hitler-Reli- 
gion der griechisch-indischen Autorin Savitri Devi Mukheiji 
und rechtsgerichtete ökologische Kreise, die der Autor 
,, arisch-grün “ nennt. 

Wie ist das Entstehen solcher Gruppen zu erklären? Wel- 
che Bedeutung hatten sie oder können sie in der Zukunft 
haben? Ist es überhaupt angemessen, sie in diesem Neben- 
einander aufzureihen? 

Wer solche Fragen stellt, wird jedoch von diesem Buch 
keine ausreichenden Antworten erhalten. Der Verfasser, 
vom Verlag als „einer der renommiertesten Weltanschau- 



ungsexperten unserer Zeit" vorgcstellt, ist der Sektenspezia- 
list der evangelischen Kirche in Bayern und in der Öffent- 
lichkeit bisher v.a. durch seine reißerischen Altgriffe gegen 
die „Jugendreligionen" aufgefallen. Schon 1974 behandelte 
er die „neugermanischen" Religionsgruppen in seinem Buch 
„Von Gott und der Welt verlassen" in einem Atemzug mit 
kalifornischem Satanskult. Sektenkriminalität und Links- 
radikalismus. Die Zwischenubcrschriftcn kennzeichneten 
den Denkansatz des Autors: „Rechte und linke E.xtremkrei- 
se: Marxmaos und Wotans Avantgarden" und „Ein Cocktail 
aus Asgard und K lassen kämpf" . 

So ist auch das neue Buch mehr bestimmt von Sensa- 
tionsmache als von gründlicher Analyse. Zwar bezieht es 
sich ganz kurz auch auf die gesellschaftlichen Probleme der 
westdeutschen Gegenwart „Asphalt-Welt" , „Käfigwelt", 

„innere und äußere Unbehaustheit" - . die den kulturkriti- 
schen Protest in neudeidniseher Form hervorrufen. Aber in 
erster Linie geht es darum, die neureligiösen Gruppen zu 
denunzieren und auszugrenzen, womit zugleich die Grünen 
und Alternativen getroffen werden, in deren Szene wie es 
heißt die Neuheiden „einsickern". 

Nun gäbe es. wenn Ilaack an einer seriösen Analyse der 
westdeutschen neurassistischen Religionsgruppen gelegen 
wäre, durchaus eine überzeugende Methode, nämlich den 
Vergleich mit anderen Ländern. z.B. mit der Geschichte der 
nordischen Mythologie im neuzeitlichen Dänemark (von der 
aber der westdeutsche Pfarrer keine Ahnung hat). Warum 
führte so könnte man fragen - N.F.S. Grundtvigs Wieder- 
belebung der altnordischen Mythen zur Kulturrevolution 
der dänischen Linken (Venstre) im 19. Jahrhundert mit ih- 
ren Volkshochschulen, Freigemeinden und Gymnastikakti- 
vitäten, während das zur gleichen Zeit entstandene Neuger- 
manentum in Deutschland rassistische Züge entwickelte? 
Warum wurde die Rezeption der altgcrmanischen Mytholo- 
gie bei der deutschen Linken (wofür es im Vormärz. 1848 
und in der sozialistischen Arbeiterkultur des 20. Jahrhun- 
derts durchaus Ansätze gab) nie so bedeutend wie in der 
frühen demokratischen Bewegung Dänemarks? 

Hier könnte man an einem inhaltlich-strukturellen Merk- 
mal ansetzen, das in dem Buch gar nicht beachtet wird, an 



der „Götterstruktur“ der neu-alten Mythen, ln Deutsch- 
land war im 18. und 19. Jahrhundert - auch unter demo- 
kratischen Revolutionären meist nur von einem Gott die 
Rede, von Wodan, Allvater oder Thuiskon, „dem deutschen 
Gott". Die gegenwärtigen rechtsextremen Kleinkirchen set- 
zen diesen Monotheismus fort. 

Dem grundtvigianischen Denken aber ging es nie um 
„den dänischen Gott" oder um einen ,. Odinismus “. sondern 
um die Vielfältigkeit der Wanen und Äsen, die in der nordi- 
schen Mythologie gegen die Jatten, die Riesen, die zerstöre- 
rischen Naturkräfte stehen, ln der ambivalenten Gestalt Lo- 
kis verwischen sich sogar die Grenzen zwischen Äsen und 
Jütten. Und wo es zwischen ihnen zum Krieg kommt, zum 
Kampf zwischen den Kräften des Geistes und der Materie, 
wurde er nicht als Vernichtungskrieg gesehen: denn die 
Äsen können die Gegenwelt nicht zerstören, ohne den Wi- 
derspruch, die Natur und damit die Lebensgrundlagen auch 
für Menschen und Götter zu vernichten. Für das Satanische, 
das absolut Bose und zu Vernichtende, ist also in diesem 
Weltbild kein Platz. „Freiheit für Loki ebenso wie für 
Thor!" Auf der Grundlage solch pluralistischer Konfigura- 
tion konnte sich eine politische Kultur entwickeln, die auf 
die Vernichtung des politischen Gegners verzichtete. 

In Deutschland kam das bekanntlich anders. Aus „dem 
deutschen Gott" als „Allvater" wurde Hitlers im übrigen 
mehr christlich-katholisch als nordisch geprägter - Gottes- 
begriff. Hitler sprach nicht von den Göttern im Plural, son- 
dern in der Einzahl von „der Vorsehung und dem Allmäch- 
tigen" oder von „dem Herrgott im Himmel". Daß diese 
herrschafts- und unterwerfungsbetonte Konfiguration mit 
der Rassenvernichtung etwas zu tun hatte, wurde ebenfalls 
aus seinem Sprachgebrauch deutlich: Mit Arier und Juden 
standen sich „Gottmensch" und „Untermensch" oder 
. .Massentier" gegenüber. Kein Platz also für Loki ebenso 
wie für Thor, sondern: Ein Gott, ein Reich, ein Führer. 

An dieser Stelle wird deutlich, daß auch die antinazisti- 
sche Kritik, wie sie sich in der Schrift des Pastors Haack 
findet, ähnlichen totalitären Vorstellungen folgt. Wenn das 
Buch vor den „lebensgefährlichen Sonderhimmeln “ der 
Volker warnt, zielt es genau an der Einheitsreligion der Dik- 



tatur vorbei und statt dessen gegen den Pluralismus der Völ- 
ker. Das Neuheidentum erscheint bei Haack als „Sumpf" 
und „Vergiftung", als „pathologisch" und „paranoid" - 
all dies eher faschistische Vokabeln. Auf dem Umschlagbild 
erhebt sich Wotan als Satan. Es wird also abermals Krieg er- 
klärt im Namen des „einen Gottes", und vielleicht ist es 
nicht zufällig, daß das Buch „der e\>angelischen Militärsecl- 
sorge beim Jagdgeschwader 74" gewidmet ist. Exorzismus 
und Kanonen. 

Der dänische Pfarrer Poul Engberg hat vor einiger Zeit 
im H^jskole Bladet (Nr. 28/82) darauf aufmerksam ge- 
macht, daß es unangebracht sei, die neureligiöscn Strömun- 
gen insbesondere in der Jugendkultur - mit totalitären 
Mitteln wie der Kirchenzucht einer Staatskirchc zu bekämp- 
fen. Diese Kritik stimmt nicht nur überein mit Grundtvig 
und seiner „Freiheit für Loki ...“, sondern auch mit Mi- 
chail Bakunin, dem russischen Anarchisten. Dieser entwik- 
kelte, etwa zur gleichen Zeit wie Grundtvig, in seinem Buch 
„Gott und der Staat" die These, der eine Gott, der eine 
Staat und die Herrschaft der Wissenschaft seien nicht so 
fern voneinander, wohl aber fern von der Freiheit der Men- 
schen. Und in unseren Tagen, da Staat und Wissenschaft 
nicht selten zum ,, Atomstaat “ verschmelzen, zog Pier Paolo 
Pasolini die Linie vom „einigen Gott" zur Industriediktatur. 
Monotheismus das ist die Herrschaft des Mannes im 
Namen des ,, Gottvaters “ und die Ausrottung der letzten 
polytheistischen Völker im Namen des industriell-rassisti- 
schen ,, Fortschritts ". 

In dieser Situation ist es nicht abwegig, wenn man in der 
neuen Alternativkultur die alten, polytheistischen Mythen 
wiederentdeckt, wenn die Frauenbewegung sich der Weis- 
heit der Hexen und die Jugend sich den Indianermythen 
und dem Runenyoga zuwendet, dem Schamanismus Odins 
und dem Raunen der Esche Yggdrasil. Diese Wendung hat 
in Dänemark eine gute alte (wenngleich unterbrochene) 
Tradition, die zu Grundtvig zurückführt. Autoren wie 
Ejvind Larsen und Ebbe Kl^vedahl Reich fällt cs darum 
nicht schwer, die subversiven Potentiale der nordischen 
Mythen aufzudecken, ln Deutschland ist die alternative 
Linke mehr auf sich gestellt, denn die Ansätze frühen demo- 
kratischen und sozialistischen Freidenker- und Heidentums 
wurden wiederholt verschüttet, um 1933 durch die Versu- 
che rassistisch-totalitärer „ Nationalkirche ", nach 1945 
durch das Eifern der Eingottpastoren im CDU-Staat. 

Die Rassereligionen unserer Tage und ihr christlicher Ex- 
orzist bewegen sich also, obwohl ihre Eingötter verschiede- 
ne Namen tragen, auf dem gleichen Boden, der gegenwärtig 
zu zerbröscln scheint, ln solchen Zeiten tauchen alte und 
neue Götter auf und machen darauf aufmerksam, daß die 
Linearität des einen Denkens selbst ein Mythos ist, aber ein 
schlechter. Glaubt doch bloß nicht, daß das alles ist, sagen 
sie. Unter dem Pflaster liegt der Strand. Hamjng Ekhberg 

Friedrich-Wilhelm Haack: Wotans Wiederkehr, München: 
Claudius Verlag, 1981, 255 S„ DM 28,-. 




„Deutschlands Geisteshelden”, Kiefer 1974 
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S ;r e . aUS ;; Keine Tra90die ‘: : Lutz Rathenows Theaterstück wurde aus vorgeschobenen Gründen vom Spielplan der 
se ne Tr n p T*' 9 abgesetzt Hinter 9 rund der Strafaktion gegen den systemkritischen DDR- Autor durfte 

oZ eb Tr e f " sweme "' in der f **'«*™*»» Kniete, kZzz 

uuk sein. Nachfolgend veröffentlichen wir Rathenows Protestschreiben. 



Lutz Rathenow 1. April 1985 

1034 Berlin 
Thaerstr. 34 

Karl-Marx -Universität 

Prorektor für Gesellschaftswissenschaften 

Prof. Dr. Sc. H. Piazza 

Werter Herr Piazza, 

am 1.2.1985 schrieben Sie mir, daß Sie die , , gesamte Ange- 
legenheit" um die Absetzung von „Keine Tragödie “ als erle- 
digt betrachten, in dem Brief gehen Sie freilich nur auf die 
finanziellen Fragen ein, die ich auch als erledigt betrachte. 
Meine Fragen betrafen ja Gründe und Folgen der Absetzung 
meines Stücks. Das Ministerium für Kultur bestreitet entge- 
gen mir zugetragener Gerüchte jede Verantwortung dafür. 
Der Rat des Bezirks ebenfalls — er weiß bis heute nicht ein- 
mal den Grund, wie man mir am 15.1. versicherte. Das Mi- 
nisterium für Hoch- und Fachschulwesen fühlt sich ebenfalls 
nicht verantwortlich, da es sich „um Vorgänge an der Karl- 
Marx-Universität Leipzig handelt, in deren Entscheidung ich 
selbstverständlich nicht einbezogen war" - so teilt es der 
Stellvertreter des Ministers Prof. Dr. Engel in einer Antwort 
vom 22.3.1985 mit. Und er fahrt fort: ,, Deswegen halte ich 
Ihre Eingabe an mich für beantwortet, da ich in der Sache 
über keine Kompetenz bzw. Sachkunde verfüge, welche 
über die der Verantwortlichen an der Leipziger Universität 
hinausgeht. “ 

Ich muß diese Meinungsenthaltsamkeit der drei Stellen 
wohl akzeptieren, obschon ich mich über diese Inflation 
von Inkompetenzbekundungen wundere. Da die Leipziger 



Universität die Absetzungsverantwortung auf sich genom- 
men hat, da Sie auf meine Anfrage reagierten, hoffe ich in 
Ihnen einen kompetenten und verantwortlichen Ansprech- 
partner gefunden zu haben. Da Sie sich zu den inhaltlichen 
Fragen nicht äußern, nehme ich Ihr Schweigen als Antwort. 

Es besagt, die Entscheidung, „ Keine Tragödie “ abzuset- 
zen, war richtig. Richtig war es, mir monatelang keine 
Gründe mitzuteilen. Richtig war ferner, den Regisseur des 
Stücks und Leiter der Pantomimengruppe Uli Hoch abzulö- 
sen. Dafür die de-facto-Auflösung der Pantomimengruppe 
in Kaut zu nehmen, war richtig. 

Ich beglückwünsche Sie zu der Fälligkeit, sich aus einer 
Kette von Fehlentscheidungen einen kulturpolitischen Lor- 
beerkranz zu winden. Die konsequent angewandte Metho- 
de: Jeden Fehler beseitige man durch zwei weitere. Wer der- 
art um sich tritt, um einen ins Rollen geratenen Stein auf- 
zuhalten, braucht sich allerdings nicht wundem, daß er so 
eher einen Steinschlag auslöst. Auf die Details der Vorgän- 
ge, die unwürdigen Tricksereien will ich nicht nochmals ein- 
gehen — auch nicht auf Leute, für die Machtausübung das 
Lebenselexier darstellt und die sich daran zu erquicken ver- 
stehen, immer recht zu behalten. 

Ich rekapituliere um die mir am 1.10.1984 von Angehö- 
rigen der Universität genannten Absetzungsgründe. Beide 
Gesprächspartner betonten, Veröffentlichungen, die sich 
nicht auf „Keine Tragödie “ beziehen, seien für den Abset- 
zungsentschluß kein Grund gewesen. Also spielte weder die 
Publikation meines Buches „Boden 411. Stücke zum Lesen 
und Texte zum Spielen" im Münchner Piper- Verlag eine 
Rolle, noch der an das Ministerium für Kultur gerichtete 
Brief, in dem ich eine Einfuhrgenehmigung für dieses Buch 
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forderte. Auch Veröffentlichungen nach der Absetzung des 
Stückes können kaum diese Maßnahme begründen. Fasse 
ich die am 1.10. dargelegten Gründe zusammen (und kein 
amtlicher Gesprächs- oder Briefpartner nannte andere), ist 
in den Akkreditierungsanträgen einiger bundesdeutscher 
Journalisten die Ursache der Absetzung zu erblicken. Nun 
hätte man solche Anträge ablehnen können, z.B. aus den 
sich öfter bewährenden „technischen Gründen“. Aber man 
lehnt nicht gern ab und läßt lieber die Inszenierung sterben. 
Und muß niemand einen Wunsch abschlagen. Sehe ich das 
falsch? 

Sie verübeln es mir doch nicht, wenn ich den genannten 
Gründen glaube? 

Die Anträge der Journalisten führten also dazu, daß jene 
Universitätsangestellten, die am 18.5. „ Keine Tragödie“ 
nach Begutachtung gut und wichtig fanden, sie drei Tage 
später als absetzungswürdig deklarierten. Es stimmt nach- 
denklich, wie rasch sich die Sicht von Kulturfunktionären 
durch westliche Beeinflussung ändert. Die Verantwortli- 
chen in Leipzig, also Sie, hatten mich rechtzeitig unterrich- 
ten sollen, daß es sich bei der Inszenierung und den späte- 
ren Aufführungen um konspirative Veranstaltungen handeln 
wird. Ich wäre dann in öffentlichkeitsverhindernder Rich- 
tung aktiv geworden. Z.B. hätte man das Theater posten- 
mäßig umstellen können, damit sich ein Nicht-DDR-Bürger 
nicht mal bis auf Hörweite zu nähern vermag. 

Ich will das Gewand der Ironie ablegen, um einen deut- 
lichen Schlußpunkt zu setzen. Gruppe, Regisseur und ich 
wurden dafür bestraft, daß sich Journalisten an die Gesetze 
der DDR hielten und eine Arbeitserlaubnis beantragten. 
Aufschlußreiche Perspektiven für den kulturellen Austausch 
deuten sich an: Je intensiver der mit der Bundesrepublik ge- 
rät, desto mißtrauischer wird man wohl die eigenen kultu- 
rellen Hervorbringungen beäugen? Damit sie ja nicht einmal 
im Westen mißdeutet werden könnten? 

Wenn ich etwas falsch verstanden habe, bitte ich um eine 
briefliche Korrektur. Ihr Schweigen andernfalls nehme ich 
als Zustimmung. Ich denke, ich habe mir mit diesem Brief 
eine abschließende Antwort erteilt - stellvertretend für Sie, 
auf alle von Ihnen ignorierten Fragen. An einem Gespräch 
bin ich nicht interessiert - außer, Sie wollten das Auffüh- 
rungsverbot tilgen. 

Es grüßt Sie Lutz Rathenow 



Neues von Lutz Rathenow 

Zwei neue Bücher dieses Ostberliner Autors sind anzuzei- 
gen. Beide erschienen in kleinen Westberliner Verlagen, die 
große und deshalb leider teure Bücher machen. In der vom 
Senat geförderten Mariannenpresse sind Geschichten unter 
dem Titel: „ Jeder verschwindet so gut er kann" versam- 
melt. Kurze, intensive Prosastücke. Gleichzeitig eine dump- 
fe Atmosphäre ausstrahlend und die Gegenwehr des Autors. 
Großartig die fünf Originalradierungen von Ullrich Panndorf 
im Buch. Zwischen nach außen drängender Bewegung und 
einer immer wieder ins Bildzentrum wirkenden Erstarrung 
finden diese ihr Gleichgewicht. Panndorf siedelte Ende 
1983 von Ost- nach Westberlin über, so daß man dieses 
Buch fast noch als ein DDR-Projekt betrachten kann. Pann- 
dorf sollte damit Beachtung als Graphiker und Maler sicher 
sein. Die Aufmachung des Buches ist so, daß jedem Freund 
schön gemachter Bücher das Herz höher schlagen wird. Der 



Preis dafür scheint fast zu niedrig. Die Auflage beim Verlag 
ist vergriffen, bei Ullrich Panndorf sollen noch ein paar Ex- 
emplare zu haben sein. 

ln größerer Auflage, von niemandem unterstützt und des- 
halb teurer ist der zweite Band Rathenows, erst in diesen 
Tagen ausgeliefert: „Mrs sonst noch passierte. Prosa“. Der 
Ein-Mann-Verlag Berliner Handpresse fertigte dieses Buch 
(43 cm x 33 cm) an, liier sogar mit 12 sechsfarbigen Origi- 
nallinolschnitten von Wolfgang Jörg und Erich Schönig. 
Schon 1982 erschien bei der Handpresse eine Erzählung von 
Rathenow („Im Lande des Kohls"). Überhaupt publiziert 
diese Presse des seit 26 Jahren tätigen Wolfgang Jörg viele 
DDR-Autoren. Jörg bevorzugt groteske und kuriose Texte. 
Ein Zufall, daß er solche bislang nur in der Schweiz und der 
DDR fand? Jedenfalls stehen Adolf Endler, Stefan Heym, 
Peter Hacks, Bernd Jetzsch, Sarah Kirsch, Kurt Bartsch, 
Wolfgang Kohlhaase und Günter Kunert auf seinem Pro- 
gramm. Die Geschichten Rathenows dort sind von anderer 
Art als die in der Mariannenpresse: derber, fabulierfreudi- 
ger. unterhaltsamer. „ Der Prozeß“ ein spannender Kurz- 
krimi. „Der Wolf und die sieben Geißlein“ nicht die erste, 
aber bisher lustigste Märchenvariante, die ich davon las. 
., Mitten im Jahr “ ein Protokoll von Geschehnissen, als die 
größten Tageszeitungen plötzlich jedermann (zur Mütze 
zusammengefaltet und aufgesetzt) zum Unsichtbarwerden 
verhelfen. „ Spieglein im Gesicht“ eine charmante Liebes- 
geschichte mit bissigen Widerhaken. „Das Monster“ eine 
makaber-spöttische Weltauffreßvision. Und „ Einfache 
Rechnung “ am Schluß des Buches, genau wie der diesen 
Band einleitende kurze Titeltext, eine brillante Satire über 
Krieg und Frieden. Die farbigen skurrilen Linolschnitte 
passen in ihrer Direktheit zu Rathenows Geschichten. 
Vergleicht man beide Bücher, fällt angenehm auf, wie 
Buchgestaltung und Art der Texte sich im Einklang befin- 
den. Für den Handpressen-Band könnte ich mir einen weite- 
ren Verwendungszweck vorstellen: als Buch für Kinder jegli- 
chen Alters. Bleibt als Hemmnis der Preis. Ein paar Druck- 
fehler sind leider auch zu vermerken. Vielleicht sollten po- 
tentielle Leser ihre Bibliothek unter Druck setzen, daß diese 
auch einmal so ein Buch ankauft? Und wenn dies nicht 
klappt, bleibt dem Leser immer noch Rathenows letztes 
Buch in einem normalen Verlag: „Boden 41 1. Stücke zum 
Lesen und Texte zum Spielen“ (Piper). Rechnet man die 
Aufwertung eines Textes ab, die dieser in jenen beiden 
schöngemachten großformatigen Büchern erfährt, bleiben 
jene kurzen Texte in dem Piper-Band doch noch intensiver 
und sprachlich ausgefeilter geschrieben. 

Helmut Treuler (Leipzig) 

Lutz Rathenow / Ullrich Panndorf : Jeder verschwindet so 
gut er kann, (West-)Berlin: Mariannen presse, DM 52,—. 

Lutz Rathenow. Was sonst noch passierte. Prosa. Mit Origi- 
nallinolschnitten von Wolfgang Jörg und Erich Schönig, 
(West-)Berlin: Berliner Handpresse (1000 Berlin 36, Kohl- 
furterstraße 36), DM 110,—. 

Lutz Rathenow: Boden 411. Stücke zum Lesen und Texte 
zum Spielen, München: Piper, DM 24,—. 
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Leserforum 

UdSSR und Rußland sind nicht dasselbe 

ln meinem Landauer-Aufsatz ist beim Druck versehentlich 
der Name des russischen Systemkritikers weggelassen wor- 
den: A. E. Levitin-Krasnov. Ich hatte die Ehre, ihn per- 
sönlich kennenzulernen und einen seiner Vorträge zu 
hören: das ganze Gebäude erbebte unter dem Donner 
seiner Stimme. A. E. Levitin-Krasnov legte den Grund- 
stein für eine freie russisch-orthodoxe Kirche, welche 
nun von einer jungen Generation aufgebaut wird (siehe 
'Russische Jugend im Aufbau’, wozu er die Einleitung 
geschrieben hat). Ich möchte auch auf die beiden bisher 
erschienenen Bände seiner Autobiographie hinweisen. 
Allein schon die Tatsache, daß Levitin-Krasnov ein christ- 
licher Sozialist ist, sollte davor warnen, die russisch-orthoxe 
Kirche als reaktionär zu beurteilen. Ihre marianische 
Grundströmung findet ihren Ausdruck auch im neuen 
russischen Feminismus. Das Heilige Rußland der jungen 
Gläubigen und feministischen Frauen hat mit der UdSSR 
nichts zu tun. 

Günter Bartsch, Zeithistoriker 



Etikettenschwindel 

In Heft 2/85 von 'wir selbst’ haben Sie unter der Schlag- 
zeile ’Jugendwiderstand oder ... Etikettenschwindel’ die 
Rezension des von Hellfeld’schen Werkes über die soge- 



nannten ‘Edelweiß-Piraten in Köln’ veröffentlicht, die 
Rainer Schmidt, der Bildungsreferent auf Burg Ludwig- 
stein, schrieb. 

Sie zeigen in diesem Zusammenhang die beiden Einbände 
des Buches von Hellfeld. Dazu möchte ich folgendes be- 
merken: Auf Grund meiner Bemühungen, die Geschichts- 
verfälschung aufzudecken, die bislang um die Schwarz- 
markt- und Einbrecherbande von Köln-Ehrenfeld 1944 
gesponnen wurde, unterließ es Herr von Hellfeld, die ge- 
schichtsverfälschende Einbandgestaltung der ersten Auf- 
lage seines Buches ein weiteres Mal zu verwenden. Statt- 
dessen setzte der Verlag Pahl-Rugenstein, ohne sein Wissen, 
so sagte es von Hellfeld vor dem Kölner Landgericht, das 
Foto der illegalen katholischen Gruppe um Bernhard 
Wittschier von der Gemeinde St. Maria im Capitol in 
Köln auf die Titelseite des umstrittenen Werkes. 

Das Foto wurde im Mai 1941 aufgenommen, als die illegale 
Gruppe St. Maria im Capitol durch Pfaffrath zog, um zur 
'Mutter Gottes-Andacht’ im Altenberger Dom zu gelangen. 

Dem - der DKP nahestehenden - Verlag Pahl-Rugenstein 
wurde untersagt, dieses Foto weiterhin zu verwenden; 
die zweite Auflage des von Hellfeld’schen Buches über die 
Ehrenfelder Verbrecherbande, ist, bezieht man sich nur 
einmal auf die nichterlaubte und geschichtlich unrichtige 
Veröffentlichung des Fotos der Gruppe um Bernhard 
Wittschier .. im Dienste krampfhaften Bemühens, 'lokalen 
Widerstand von unten’ zu konstruieren, ganz klar auch 
eine 'Geschichtsverfälschung’. 

Ein ’Etikettenschwindel’ .. wie Sie schrieben. 

paulus buscher 
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Die Reihe beschäftigt sich mit den Brennpunkten militär- und 
sicherhcilspolitischer Fragen einerseits und rüstungspoliti- 
schen und ökonomischen Problembereichen andererseits. An- 
spruch und Erkenntnisinteresse sind dezitiert friedenspoliti- 
scher Natur und beziehen sich insbesondere auf das Verhältnis 
von Rüstung und Sicherheit sowie von Militär und demokra- 
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